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Gegen Rentenklau 

Lange vor Seehofer hat die IG Metall Küste er¬ 
kannt, dass uns eine massenhafte Altersarmut 
droht. Und macht mobil.... 
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Die Geier holen sich die Beute 

... und sorgen für eine genehme Regierung. Der 
30. März 2016 markiert die Unterwerfung Ar¬ 
gentiniens unter das Diktat des Finanzkapitals. 
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Mordsgeschäfte 

Rüstung untergräbt Frieden und Wohlstand 



I m Januar prahlte Barack Obama in 
seiner „Rede an die Nation: „Wir ge¬ 
ben mehr Geld für unser Militär als 
die nächsten acht Nationen zusammen.“ 
Eine nicht wirklich überraschende 
Feststellung des Friedensnobelpreis¬ 
trägers. Sie macht aber einen Mangel 
der vom Stockholmer internationa¬ 
len Friedensforschungsinstitut,dem 
SIPRI, alljährlich veröffentlichten 
Berichte zu den internationalen Rüs¬ 
tungsausgaben deutlich: in ihnen wer¬ 
den nur die offiziellen Ausgaben für 
Militär, Waffen und Kriegsgerät wer¬ 
den erfasst. 

Aber auch diese Zahlen machen 
einen erschreckenden Trend deutlich. 
Zum ersten Mal seit 2011 sind die von 
den Staaten angegebenen Ausgaben 
zur Menschen- und Ressourcenver¬ 
nichtung weltweit wieder angestiegen. 

Auch nach den offiziell ausgewie¬ 
senen Zahlen liegen die USA an der 
Spitze mit 596 Milliarden US-Dollar. 
Neu ist, dass ein Handlangerstaat wie 
Saudi-Arabien nun mit 87,2 Milliar¬ 
den Dollar den dritten Platz belegt. 
Die Feudalmonarchie, die im Jemen 
einen Stellvertreterkrieg führt und als 
heimlicher Unterstützer des „Islami¬ 
schen Staats“ gilt, hat ihre Rüstungs¬ 
ausgaben seit 2006 verdoppelt. 

Auffällig sind die Zuwächse der 
osteuropäischen Staaten: Polen gibt 
22 Prozent, die Slowakei 17, die Uk¬ 
raine 10 Prozent - nach 22 Prozent 
im Vorjahr - mehr Geld für Rüstung 
aus. Als Folge der Einkreisungspolitik 
steigen die russischen Militärausgaben 
um 7,5 Prozent. 

China, auf Platz 2 der Statistik, das 
ebenfalls Opfer der US-gesteuerten 
Einkreisungspolitik ist, gibt offiziell 
7,5 Prozent mehr für Rüstung aus als 
2015. Dem stehen deutliche Zuwäch¬ 
se in Australien, Neuseeland, Indo¬ 
nesien, den Philippinen und Vietnam 
und natürlich Japan gegenüber. Der 
einzige Kontinent, in dem die Militär¬ 
ausgaben sanken, ist Afrika, in erster 


Finie weil Angola durch den Verfall 
des Ölpreises nicht mehr in der Tage 
ist, seine Aufrüstung durchzuhalten. 
Seine Rüstungsausgaben fielen um 
42 Prozent. 

Das Geschäft mit dem Tod bleibt 
also eine Boombranche. Auch hier sind 
die USA mit einem Anteil von 33 Pro¬ 
zent am globalen Waffenhandel Spit¬ 
zenreiter. Russland folgt mit 25 Pro¬ 
zent, dann China und Frankreich. Und 
auf dem 5. Platz Deutschland. Das ist 
ausbaufähig, denn erst im März hat 
Bundeswirtschaftsminister Sigmar 
Gabriel weitere Waffenexporte, vor al¬ 
lem in den Nahen Osten, genehmigt. 
Noch kurz nach seinem Amtsantritt 
2013 hatte der SPD-Vorsitzende es als 
Schande bezeichnet, dass Deutschland 
zu den größten Waffenexporteuren ge¬ 
höre. „Sehr restriktiv“ wolle er die Ex¬ 


portgenehmigungen handhaben. Was 
geht ihn sein Geschwätz von gestern 
an: Im Jahr 2015 war es der Rekord¬ 
wert von 12,5 Milliarden Euro, den 
die deutsche Rüstungsindustrie aus 
Exporten verbuchen konnte, 4,7 Pro¬ 
zent vom globalen Kuchen. 

Während die einen am Geschäft 
mit dem Tod verdienen, ruinieren sich 
andere Fänder mit der Aufrüstung. 
Faut einer Einschätzung der UN-Nah- 
rungs- und Landwirtschafts-Organi- 
sation würde die Umverteilung eines 
kleinen Teils der jährlichen Kriegs¬ 
ausgaben für sozial sinnvolle Zwecke 
ausreichend sein, um eine Menge Pro¬ 
bleme zu lösen, von denen die Welt 
geplagt wird. Ein Bruchteil der welt¬ 
weiten Militärausgaben würde ausrei¬ 
chen, um Hunger und extreme Armut 
auf der Welt zu besiegen. 


Neben den sozialen Folgen der 
Aufrüstung führen die Konflikte und 
Kriege, die durch immer neue Waf¬ 
fen angeheizt werden, zu gewaltigen 
Bevölkerungsverschiebungen. Das 
UN-Flüchtlingskommissariat errech¬ 
net, dass einer von 122 Menschen auf 
diesem Planeten durch Krieg und Ver¬ 
folgung entwurzelt und zur Flucht ge¬ 
zwungen wird. 

Der „Finke“-Bundestagsabgeord¬ 
nete Jan van Aken resümiert: „Der 
ständige Anstieg der globalen Militär¬ 
ausgaben darf so nicht weitergehen, 
denn hinter den nackten Zahlen ste¬ 
hen sehr viel Krieg, Tod und Zerstö¬ 
rung. Es ist eine Schande, dass in einer 
Welt voller Hunger und sozialer Kata¬ 
strophen jährlich 1,6 Billionen Dollar 
für Militär und Waffen verschleudert 
werden.“ Manfred Idler 


Das Geld nach Hause holen 

Über die „Panama Papers“ und den Mangel an Transparenz 


Was steckt hinter den 12 Millionen Do¬ 
kumenten der panamaischen Anwalts¬ 
kanzlei Mossack Fonseca, die die deut¬ 
sche „Süddeutsche Zeitung“ zu haben 
behauptet? Welche Wichtigkeit haben 
die 120 000 Briefkastenfirmen, die von 
Mossack Fonseca in vierzig Jahren ge¬ 
gründet wurden, gegenüber den mehr 
als zehn Millionen, die in den Vereinig¬ 
ten Staaten und Europa existieren? 

Zunächst muss gesagt werden, dass 
die elektronischen Dokumente der 
Kanzlei nicht „geleakt“ wurden, son¬ 
dern „gehackt“. Mit anderen Worten: 
es wurde in das System eingedrungen 
und die Informationen wurden von 
Profis gestohlen, deren Identität der¬ 
zeit nicht bekannt ist. Nach Angaben 
der Zeitung „kam die Information von 
einer anonymen Quelle“. Aber die Zei¬ 
tung fügt hinzu, dass man davon aus¬ 
gehen könne, „dass einige Computer 
des Büros von Mossack Fonseca von 
Hackern mit dem Ziel infiltriert wur¬ 
den, E-Mails, Zertifikate, Kontostände 


und viele andere Dokumente zu be¬ 
kommen“. 

Die Gruppe, die verantwortlich für 
das Hacking zeichnet, das Internationa¬ 
le Konsortium Investigativer Journalis¬ 
ten (ICIJ) mit Sitz in Washington, wird 
von den bekanntesten Think Tanks des 
konservativen Establishments der USA 
und Europas finanziert. Die „Süddeut¬ 
sche Zeitung“ hat die Führung bei der 
Reportage über die panamaische Fir¬ 
ma, die von Ramön Fonseca Mora ge¬ 
leitet wird, übernommen. 

Kurios ist, dass unter den Millio¬ 
nen von Dokumenten, die bei Fonseca 
gehackt wurden, nur sehr wenige über 
Geschäfte aussagen, die die Firma mit 
Partnern in den USA, Großbritannien 
oder Westeuropa tätigt. Das sind die 
Fänder, wo die größten Transaktionen 
gemacht werden. Die Enthüllungen 
beschränken sich detailliert auf Russ¬ 
land, Island, Mexiko, Brasilien, Argen¬ 
tinien und Spanien. Wichtige Fänder, 
aber mit zwergenhafter Wirtschafts¬ 


leistung verglichen mit den USA und 
Westeuropa. 

Fonseca gibt an, dass unter seinen 
wichtigsten Partnern Banken und An¬ 
wälte in Miami und im US-Bundes- 
staat Nevada sind. Fetzterer ist mit 
Delaware der größte Geldwäscher 
der Welt. Sie konkurrieren mit ihren 
Gegenübern im britischen Ärmelka¬ 
nal. Diese Waschmaschinen werden 
dennoch nicht als „offshore“ angese¬ 
hen und können unter dem Schutz ih¬ 
rer jeweiligen Regierungen, also der 
in Washington und Fondon, operieren. 

Panama hat eine dunkle Tradition 
bei der Dienstleistung für das große, 
weltweite Finanzkapital, die auf die 
20er Jahre zurückgeht. Damals grün¬ 
dete man in Panama die Aktiengesell¬ 
schaft (im Spanischen „sociedad anöni- 
ma“ wörtlich: „anonyme Gesellschaft“, 
A.d.Ü.) für britische und nordameri¬ 
kanische Unternehmen, ohne deren 
Eigner bekannt zu geben. Kurz da¬ 
nach tauchte das Flaggensystem für 


Schiffe großer Staaten mit Schiffsflot¬ 
ten auf. Diese Operationen sind nicht 
illegal, aber unmoralisch. Sie erlauben 
den großen Besitzern jener Fänder ihr 
Geld zu waschen und Steuerverpflich¬ 
tungen mit ihrem jeweiligen Fiskus zu 
umgehen. Aktuell tolerieren die Regie¬ 
rungen in Washington und Fondon das 
Geldwaschen immer dann, wenn es in¬ 
nerhalb ihrer Grenzen geschieht; aber 
nicht dann, wenn es sich um von ihnen 
so genannte Steuerparadiese handelt. 

Die Schlupflöcher, die den Anwäl¬ 
ten und „Offshore“-Banken erlauben, 
den Unternehmen Dienstleistungen zur 
Geldwäsche anzubieten, scheinen vom 
IWF geschlossen worden zu sein. Die 
OECD verfolgt weiter die „Offshore“- 
Firmen, die den Multimillionären 
Dienstleistungen anbieten, die in ihren 
Herkunftsländern keine Steuern be¬ 
zahlen wollen. Diese Verfolgung scha¬ 
det den Banken und Anwälten in den 
USA und Großbritannien (die per de- 
finitionem nicht „offshore“ sind) nicht. 

Zusammengefasst sind die panama¬ 
ischen Anwälte, die den Unternehmen 
aus den USA, GB oder anderen Bän¬ 
dern Dienste leisten, im Blickfeld der 
Regierungen, die wollen, dass das Ge¬ 


Thema der Woche 


Wir lassen uns 
nicht spalten! 

Der DGB-Bundesvorstand hatte zu einer 
Kundgebung am 9. April auf den Münchener 
Odeonsplatz unter der Losung „Stoppt den 
Missbrauch von Leiharbeit und Werkverträ¬ 
gen“ aufgerufen. Die Gewerkschaft kritisierte 
die deutliche Zunahme des Missbrauchs von 
Leiharbeit und Werkverträgen in allen Bran¬ 
chen, ob Automobilhersteller, Schlachthöfe, 
am Bau, im Einzelhandel und in Krankenhäu¬ 
sern, in Schulen und Verkehrsbetrieben. 
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Demonstration 
gegen TTIP 

23. April, Hannover 

Treffpunkt für den DKP-Block 
11.00 Uhr, Kröpcke (Uhr), Nähe 
Hbf und Opernplatz 


Siehe auch www.ttip-demo.de 



Nur noch 

11 Wochen bis zum 
UZ-Pressefest 2016! 

... und die Wetterprognose ist 
blendend! 

Nicht nur, weil die DKP Dortmund 
einen entsprechenden Beschluss 
gefasst hat. Sondern auch, weil 
„44 Leningrad“ auftreten wird. 

„Die Potsdamer Vier aber spie¬ 
len überall - aber immer nur als 
Gast. Schließlich muss die Reise 
weitergehen. Und solange alles 
beim Alten bleibt auf der Pis¬ 
te nach Leningrad hat auch der 
Wetterkommissar ein Einsehen: 
Es regnet nie, wenn sie spie¬ 
len“ verspricht ihre Homepage 
www.44leningrad.net. 

Weitere Infos findet ihr auf der 
neuen und fortlaufend aktualisier¬ 
ten Pressefest-Seite unter 

uz-pressefest.de 


schäft zurück nach Hause kommt. Die¬ 
se Regierungen haben mittels IWF und 
OECD formell die Geldwäscher aus Pa¬ 
nama und anderen „Offshore“-Ländern 
attackiert. Jetzt haben sie einen zweiten 
Schritt getan. Die USA und Großbri¬ 
tannien wollen zum Angriff gegen die 
Operationen von Banken und Anwälten 
außerhalb ihrer Jurisdiktion ein neues 
Element einführen - unter dem Mantel 
angeblicher Journalistennachforschun¬ 
gen haben sie die düstere Welt der in¬ 
ternationalen Finanztransaktionen von 
Ländern, Regierungen und anderer 
auszumerzender Persönlichkeiten ent¬ 
deckt: Putin, Lula, Pena Nieto, Kirchner, 
Islands Regierungschef und andere. Die 
Operationen der Regierungschefs der 
„guten“ Länder und von deren Cliquen 
sind ihnen unbekannt. 

Die Enthüllungen („Leaks“) von 
Snowden und Wikileaks waren trans¬ 
parent in ihren Intentionen: Aufde¬ 
ckung der inakzeptablen Manöver 
der Regierung der USA. Das Konsor¬ 
tium von Washington und seine „Pa¬ 
nama Papers“ sind nicht transparent, 
und noch wissen wir nicht, was letztlich 
ihre wahren Ziele sind. 

Marco A. Gandäsegui (jr.), Panama (Übers.: G. Pohl) 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Kommentar von Rainer Perschewski 

Demokratische Rechte verteidigen 


Wohl kaum ein internationales Ab¬ 
kommen wird von den Menschen 
in unserem Land so abgelehnt wie 



das geplante Freihandelsabkom¬ 
men TTIP. Beispiellos sind die Be¬ 
strebungen der EU-Länder und der 
USA, demokratische Rechte einzu¬ 
schränken. Geht es nach dem Wil¬ 
len der Bundesregierung, wird nicht 
einmal mehr der Bundestag etwas 


in dieser Angelegenheit zu entschei¬ 
den haben. Selbst die bürgerliche 
Justiz, deren vermeintliche Unab¬ 
hängigkeit ohnehin mehr Makulatur 
ist, soll aus den Entscheidungen jetzt 
und künftig ausgeklammert werden. 
Frei nach dem Motto: „Nur kein Ri¬ 
siko eingehen!“ Innerhalb der Re¬ 
gierung ist es kein Geringerer als der 
SPD-Vorsitzende und Wirtschafts¬ 
minister Gabriel, der das Abkom¬ 
men vorantreibt und Fakten schafft. 
Die Blaupause ist das CETA- Ab¬ 
kommen mit Kanada, das jetzt vor¬ 
läufig in Kraft gesetzt werden soll - 
ohne Zustimmung des Bundestages 
und mit außerhalb der Justiz stehen¬ 
den Schiedsgerichten. Damit muss 
jetzt Schluss sein. Für Gewerkschaf- 
terinnen und Gewerkschafter ist es 
daher unumgänglich am 23. April in 
Hannover auf die Straße zu gehen 
und gegen den Abbau demokrati¬ 
scher Rechte zu demonstrieren! Ich 
bin dabei! 


Kommentar von Achim Bigus 


Familienkrach bei Volkswagen? 


„VW - Ein Team. Eine Familie.“ - 
Mit diesem Logo auf IG-Metall-T- 
Shirts demonstrierten VW-Beschäf- 
tigte noch vor wenigen Monaten 
angesichts der Dieselkrise ihre Ver¬ 
bundenheit mit „ihrem“ Konzern. 
Jahrzehntelang galt Volkswagen als 
Muster eines Konzerns, in dem die 
Beziehungen zwischen Arbeit und 
Kapital von „kooperativer Konflikt¬ 
bewältigung“ geprägt wurden. 

Grundlage dafür waren die Eigen¬ 
tumsanteile des Landes Niedersach¬ 
sen, das VW-Gesetz und die starke 
Position von Betriebsrat und IG Me¬ 
tall. So wurden Wirtschaftlichkeit und 
Beschäftigung von Management und 
Interessenvertretung gegenseitig als 
„gleichrangige Unternehmensziele“ 
anerkannt - auch wenn dies vor al¬ 
lem die „Stammbelegschaften“ in den 
deutschen Standorten meinte, weni¬ 
ger Beschäftigte in Leiharbeit und 
Werkverträgen. 

Doch nun steckt dieses Modell 
in einer ernsten Krise: immer neue 
„Sparprogramme“ und Spekula¬ 
tionen über Arbeitsplatzvernich¬ 
tung machen die Runde. Neolibera¬ 
le Ideologen vom selbsternannten 
„Autopapst“ Dudenhöfer bis hin zur 
Kampfpresse des Kapitals von „ma- 
nager magazin“ bis „ZEIT“ machen 
die Mitbestimmung bei Volkswagen 
verantwortlich für die Abgasmanipu¬ 
lationen, weil sie Profitsteigerungen 
zu Lasten der Beschäftigten verhin¬ 
dere. 

Am 5. April 2016 haben die BR- 
Vorsitzenden der deutschen VW- 


Standorte in einem offenen Brief 
an die Beschäftigten diese Kampa¬ 
gne zurückgewiesen und ihren „Ein¬ 
druck“ formuliert, „dass der Diesel- 
Skandal hinterrücks dazu genutzt 
werden soll, personelle Einschnitte 
vorzunehmen, die bis vor wenigen 
Monaten kein Thema waren.“ Sie 
sehen ein „Vertrauensproblem ... 
zwischen dem Vorstand der Marke 
Volkswagen und dem Gesamtbe¬ 
triebsrat der Volkswagen AG“ und 
fordern für alle deutschen Volkswa¬ 
genwerke „feste Produkt-, Stück¬ 
zahl- und Investitionszusagen für die 
nächsten Jahre“. 

Die Medien schildern dies als 
„Machtkampf zwischen VW-Be- 
triebsratschef Bernd Osterloh und 
VW-Markenchef Herbert Diess“. 
Doch die Reaktion des Porsche- 
Piech-Familienclans zeigt, dass es 
nicht um einen persönlichen Macht¬ 
kampf geht: „VW-Eigner stärken 
Diess den Rücken“ ( Wolfsburger 
Nachrichten , 9.4.2016). Laut „Spie¬ 
gel online“ (8.4.2016) wollen „Ver¬ 
treter der Familien Diess und Os¬ 
terloh auffordern, gemeinsam über 
einen möglicherweise notwendigen 
Abbau von Arbeitsplätzen zu ver¬ 
handeln“. Bisher galten diese „An¬ 
keraktionäre“ als Garant für eine 
langfristige, nicht nur dem schnel¬ 
len Geld verpflichtete Ausrichtung 
des Konzerns. 

Doch auch hier ist „ohne Moos 
nichts los“... 

Unser Autor ist IGM-Vertrauenskörperleiter 
beiVW Osnabrück 


Dokumentiert 


Solidarität mit den Beschäftigten 
im Öffentlichen Dienst 

An den Personalrat des LVR-Klinikum Düsseldorf 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
der Öffentliche Dienst braucht 
eine deutliche Gehaltserhöhung! 
Die DKP Düsseldorf solidarisiert 
sich deshalb mit den berechtigten 
Forderungen. Sechs Prozent sind die 
richtige Antwort auf immer mehr 
Arbeitsverdichtung. 

Die Ablehnung der Forderun¬ 
gen durch die „Arbeitgeberseite“ ist 
scheinheilig. Die öffentlichen Kas¬ 
sen haben ihren Überschuss dank 
sprudelnder Kassen im vergange¬ 
nen Jahr mehr als verdreifacht. Das 
Statistische Bundesamt ermittelte: 
Bund, Länder, Kommunen und So¬ 
zialversicherung haben 29,5 Milli¬ 
arden Euro mehr eingenommen als 


ausgegeben. Die „Panama Papers“ 
werden offenbaren, dass die Rei¬ 
chen dieser Republik noch mehr 
Geld versteckt haben. Frau von der 
Leyen hat bereits 130 Milliarden für 
die kommenden 15 Jahre eingefor¬ 
dert. Geld ist also da. Es muss nur 
richtig verteilt werden. 

Mit diesem Geld können gute öf¬ 
fentliche Dienstleistungen honoriert 
werden. Mehr Lohn und Gehalt ge¬ 
hen aber meistens nur mit Streik. Ihr 
seid bereit! 

Die Solidarität der DKP Düssel¬ 
dorf gilt daher den kämpfenden Be¬ 
schäftigten! 

Deutsche Kommunistische Partei 
Kreis Düsseldorf 



Pyratiivfle 


UnlfifeltiR 






* Hatto-RüMeravvpw —I. 

tmlShiOBO \ fr-»«*?"* ' 1 

a.531% a XBSA _ 

kupwlDV» ' 

w 483%> atf** __ ___ 

'“SÄ 

a 4» ra WO<* ... 


Foto: IG Metall 


Die Rentenpyramide des Seniorenausschusses Unterelbe der IG Metall in Aktion 


Seniorenaufstand gegen Rentenklau 

Im Norden macht die IG Metall mobil 


Der Seniorenarheitskreis Küste der IG 
Metall macht mobil gegen drohende 
Altersarmut. Mit dabei ist Heinz Stehr, 
ehemaliger Vorsitzender der DKP und 
langjähriges Mitglied der IG Metall 
Die UZ sprach mit ihm über die Akti¬ 
vitäten der Gewerkschafter. 

UZ: Laut IG Metall droht vielen Rent¬ 
nern zukünftig der Absturz in die Mas¬ 
senarmut. Was hat sich so dramatisch 
verändert? 

Heinz Stehr: Wir erleben zur Zeit vie¬ 
le Veränderungen und auch Brüche, 
die die soziale Verfasstheit der Repu¬ 
blik nachhaltig verändern werden. Ein 
Kernbereich dieser Veränderungen be¬ 
trifft das Sozialsystem. Mit der Agenda 
2010 hat die Schröder/Fischer-Regie¬ 
rung diese Entwicklung beschleunigt. 
Die Schere zwischen Arm und Reich 
öffnete sich weiter zugunsten der Bour¬ 
geoisie. Diese Entwicklung hat vor al¬ 
lem für nachwachsende Generationen 
gravierende Folgen, ihre Lebensbedin¬ 
gungen verschlechtern sich. 

Ein „Standardrentner“ (45 Jah¬ 
re lang Beiträge gezahlt auf Durch¬ 
schnittseinkommen) bekommt heute 
eine Nettorente vonl 139 Euro. Sie 
würde bei 53 Prozent 1232 Euro betra¬ 
gen und bei 43 Prozent nur noch 1 000 
Euro. Die Differenz beträgt 232 Euro, 
das macht von dem Ausgangsniveau im 
Jahr 2000 ausgehend eine Senkung von 
19 Prozent bis 2030. Da durch die Jahr 
für Jahr ansteigende nachgelagerte Be¬ 
steuerung die Steuerabzüge wachsen 
werden, wird die tatsächliche Absen¬ 
kung des Rentenniveaus bei deutlich 
über 23 Prozent liegen. 

UZ: Wie wirken sich die Veränderung 
konkret aus? 

Heinz Stehr: Wir Kommunistinnen und 
Kommunisten haben bei der Einfüh¬ 
rung der sogenannten „Riester-Rente“ 
darauf verwiesen, dass es dabei um gra¬ 
vierende Änderungen im Rentensys¬ 
tem geht. Die sogenannte Parität zur 
Finanzierung der Rente sollte durch 
Entlastung der Kapitalseite aufgeho¬ 
ben werden. In Wahrheit war „Riester“ 
eine Umverteilung zu Lasten der Versi¬ 
cherten. Gleichzeitig erhielten die Ver¬ 
sicherungskonzerne ein lukratives neu¬ 
es Geschäftsfeld. Der Beschiss für die 
Versicherten ist heute konkret nachzu¬ 
rechnen. Es war eine Umverteilung zu¬ 
gunsten des Großkapitals. 

Die gravierendste Folge ist die 
grassierende Entwicklung der Alters¬ 
armut. 

Die Grundsicherung, früher Sozial¬ 
hilfe genannt, liegt derzeit bei ca. 740 
Euro. Das ist der Betrag des absolu¬ 
ten Existenzminimums. Darunter gibt 
es nur noch Obdachlosigkeit, Betteln, 
Hunger. 

Die Armutszone aber ist viel brei¬ 
ter. Die amtlich festgelegte Armutsge¬ 
fährdungsschwelle liegt derzeit bei ca. 
930 Euro, also 190 Euro höher als die 
Grundsicherung. Mittlerweile haben 15 
Prozent der über 65-Jährigen, das sind 


über 2,5 Millionen Menschen, ein Ein¬ 
kommen unter dieser Schwelle. 

Auch hier gibt es einen rasanten 
Anstieg der Betroffenen. In den letz¬ 
ten sieben Jahren ist deren Zahl um 50 
Prozent gestiegen. 

Die Rente wird geplant in insge¬ 
samt 30 Jahren bis 2030 um 20 Prozent 
sinken. Das ist für die aktuell junge Ge¬ 
neration eine Katastrophe. 

UZ: Welche Forderungen stellen die Se¬ 
nioren der IG Metall? 

Heinz Stehr: Wir fordern Sofortmaß¬ 
nahmen und eine langfristige Sicherung 
der Sozialversicherung, vor allem der 
Rente. Die Rente muss auf mindestens 
55 Prozent des Nettoverdienstes ange¬ 
hoben werden. Damit der Beitragssatz 
2030 nicht auf 24 Prozent steigt, sollen 
Arbeitnehmer seit 2008 13 bis 14 Pro¬ 
zent zahlen, die Arbeitgeber aber nur 9 
bis 10 Prozent. Zusammen werden also 



Heinz Stehr 


seit 2008 bereits 22 bis 24 Prozent für 
Rentenversicherungsbeiträge ausgege¬ 
ben! Noch mehr Daten und Fakten sind 
im Artikel von Fred Schmidt bei isw- 
muenchen.de nachzulesen. 

Daher fordern wir die sofortige 
Wiederherstellung der sogenannten 
Parität bei der Rentenfinanzierung. 
Die Gewinne und Profite der Betriebe 
und Konzerne ermöglichen dies ohne 
Probleme. 

Bei einer Befragung der Bevöl¬ 
kerung zum Thema: Würden sie eine 
Partei wählen, die die Renten kürzen 
will? antworteten 89 Prozent mit Nein; 
sieben Prozent mit Ja; und vier Pro¬ 
zent mit „Weiß nicht“. (Übrigens wa¬ 
ren beim „Nein“ prozentual noch mehr 
junge Stimmen!) 

Eine gestiegene Rente würde Mas¬ 
senarmut bekämpfen, die Kaufkraft 
erhöhen und ein wenig mehr Gerech¬ 
tigkeit bringen. Längerfristig ist eine 
generationsübergreifende gesellschaft¬ 
liche Bewegung nötig, vor allem durch 
die DGB-Gewerkschaften, mit dem 
Ziel, Umverteilung zu Lasten der Pro¬ 
fite der Reichen durchzusetzen. 

Dazu gehört auch eine Debatte zu 
einem Rentensystem, das die Würde 
des Menschen im Alter gewährleistet, 


auch durch eine neue Einbeziehung 
vor allem der Besserverdienenden und 
Reichen in die Finanzierung der Sozial¬ 
systeme. Geld ist bekanntlich genug da, 
nur in den falschen Taschen! 

UZ: Welche Aktionsformen habt ihr 
entwickelt und wie kommen sie an? 

Heinz Stehr: ver.di und IG Metall ha¬ 
ben auf ihren letzten Gewerkschaftsta¬ 
gen deutlicher als bisher das Problem 
Rente diskutiert und Aktivität dazu be¬ 
schlossen. Das ist auch die Grundlage 
für die Tätigkeit des Seniorenausschus¬ 
ses Unterelbe. 

Wir haben eine Rentenpyramide 
gebaut, die auf ihren vier Seiten die 
wichtigsten Fakten und Argumente 
zum Rentenklau darstellt, sie war be¬ 
reits vielfältig in Einsatz und sorgt für 
Aufmerksamkeit. Am 22. März hatten 
wir die Bundestagsabgeordneten zu ei¬ 
ner sehr gut besuchten Podiumsdiskus¬ 
sion zum Thema Rente eingeladen. 

Unsere Argumente, die Darstel¬ 
lung der Fakten durch Rainer Heyses 
(IGM) Vortrag haben uns einen deutli¬ 
chen Punktsieg in der öffentlichen De¬ 
batte gebracht. Die Zeitungen im Kreis 
Pinneberg brachten einen für uns posi¬ 
tiven, sehr ausführlichen Bericht. Wir 
werden in allen Städten Infostände mit 
der Pyramide organisieren und sind 
ebenfalls auf der l.-Mai-Kundgebung 
in Elmshorn präsent. 

Wir haben gemeinsam mit ande¬ 
ren Arbeitskreisen Seniorenpolitik 
der IGM und von ver.di Unterschrif¬ 
ten in Schleswig-Holstein gesammelt 
und zum Tag der Senioren (1. Okto¬ 
ber) an das Bundestagspräsidium in 
Berlin übergeben. Bis zu den Bundes¬ 
tagswahlen gestalten wir unsere Kam¬ 
pagne. „Wer Rentner quält, wird nicht 
gewählt!“ 

Mir greift der Bezug auf Wahlen zu 
kurz, andererseits ist die Losung griffig 
und knüpft am Massenbewusstsein an. 
Die Resonanz in der Bevölkerung ist 
deutlich besser als zu anderen politi¬ 
schen Themen. „Luft nach oben“ se¬ 
hen wir in der Ansprache der Gene¬ 
rationen, die arbeiten oder erwerbslos 
sind. 

Es ist uns klar, das die Gesamtbe¬ 
wegung noch viel breiter und umfas¬ 
sender werden muss, erste Kontakte zu 
Seniorenbeiträgen in Kommunen sol¬ 
len entwickelt werden. Letztes Beispiel 
für gelungene Öffentlichkeitsarbeit 
war ein Leserbrief in den Elmshorner 
Nachrichten von mir gegen die Forde¬ 
rung der Jungen Union, die Lebensar¬ 
beitszeit zu verlängern und die Alters¬ 
pyramide als Schuldigen für die Finanz¬ 
probleme der Rente darzustellen. Wir 
müssen in einem längeren Prozess die 
Meinungsführerschaft in diesem wich¬ 
tigen sozialpolitischen Arbeitsfeld er¬ 
reichen. Das Problem Rente ist ein ge¬ 
sellschaftliches Problem des Kapitalis¬ 
mus, es geht um Zukunftsfragen. 

Das ist auch für die politische De¬ 
batte in der Gewerkschaftsbewegung 
sehr wichtig. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 
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Stahlkocher im Kampf um ihre Arbeitsplätze 

Bundesweiter Aktionstag mobilisierte zehntausende Stahlarbeiter 



D ie IG Metall hat mit einem Ak¬ 
tionstag vor möglichen massi¬ 
ven Arbeitsplatzverlusten in der 
Stahlindustrie gewarnt. Unter dem Mot¬ 
to „Stahl ist Zukunft“ demonstrierten 
bundesweit rund 45 000 Beschäftigte 
der Branche für faire Rahmenbedin¬ 
gungen der europäischen und deutschen 
Stahlindustrie. „Auf jeden der 85000 
Stahlarbeitsplätze kommen über sechs¬ 
einhalb Beschäftigte in den Abnehmer¬ 
branchen, die davon abhängen. Deshalb 
darf diese industrielle Kraft in Deutsch¬ 
land nicht aufs Spiel gesetzt werden. Vor 
allem brauchen wir eine klare Positio¬ 
nierung unserer Bundesregierung in 
Brüssel“ sagte Jörg Hofmann, Erster 
Vorsitzender der IG Metall, auf einer 
Kundgebung vor 16 000 Teilnehmen¬ 
den am 11. April in Duisburg 

Weitere Aktionen der Stahlbeschäf¬ 
tigten gab es in vielen anderen Regio¬ 
nen. An den saarländischen Stahlstand¬ 
orten Völklingen, Dillingen, Neunkir¬ 
chen und Saarbrücken demonstrierten 
20300 Beschäftigte. Auf den Demos an 
den vier saarländischen Stahlstandorten 
verteilten Mitglieder der DKP ein „Pro¬ 
fil extra“, in dem die Kommunisten ihre 
Positionen erläuterten. 

In dem Flugblatt wird dargelegt, dass 
die Interessen der Stahlbosse nicht mit 
den Interessen der Stahlbelegschaften 
übereinstimmen. „Gewerkschaften und 
Stahlunternehmer forderten jüngst in 
Brüssel gleichlautend stärkere Import¬ 
beschränkungen mit Blick auf China 
und keine zusätzlichen Kostenbelas¬ 
tungen durch die Verteuerung der Um¬ 
weltzertifikate. 

Für die 5000 Stahlarbeiter ging es bei 
der Kundgebung um ihre Arbeitsplätze 


und damit ihre Existenzgrundlage. Für 
die Stahlbosse geht es um ihre Profite. 

Dennoch fragten sich auch Gewerk¬ 
schaftsmitglieder, ob Gewerkschaften 
und die Bosse der Stahlkonzerne wirk¬ 
lich an einem Strang ziehen und solche 
Bündnisse nicht erpressbar machen für 
Zugeständnisse bei Föhnen, Arbeits¬ 
plätzen und Mitbestimmung. Fetzt- 
lich wird diese Frage nicht am grünen 
Tisch entschieden, sondern in Aktio¬ 
nen, durch aktive Belegschaften und 
Gewerkschaftsmitglieder, durch ge¬ 
werkschaftliche Kämpfe, die den Inter¬ 
essenwiderspruch zwischen Kapital und 
Arbeit sichtbar machen“ heißt es dort. 


Die DKP Saarland geht auch auf die 
„Gelbe Gefahr“, auf die angeblichen 
Dumpinglöhne für Importstahl aus Chi¬ 
na ein: „Mit der von den herrschenden 
Medien unterstützten Propagandakam¬ 
pagne gegen ,die gelbe Gefahr’ soll der 
Blick von den eigentlichen Krisenursa¬ 
chen abgelenkt werden. Die deutsche 
Wirtschaft profitiert vom wechselseiti¬ 
gen Geschäft mit China und der „Billig¬ 
produktion“ rund um den Globus. 

Die Ursachen für die Krise sind 
vielschichtiger als nur der Verweis auf 
die Stahlschwemme aus China und die 
geplante Verteuerung der Umweltzer¬ 
tifikate, wobei diese aktuell die Krise 


verschärfen. Importzölle führen kurz¬ 
fristig zu einer Beruhigung an der 
Preisfront, lösen aber die Probleme 
nicht. In der heutigen globalen kapi¬ 
talistischen Weltwirtschaft können mit 
protektionistischen Maßnahmen und 
Mitteln Arbeitsplätze und Stahlstand¬ 
orte letztlich nicht gesichert werden.“ 
In Berlin nahmen 2 500 Beschäftig¬ 
te der Stahlindustrie aus den nordöstli¬ 
chen Bundesländern an einer Kundge¬ 
bung vor dem Bundeskanzleramt teil. 
Auch an anderen Standorten in Thürin¬ 
gen, Hessen, Baden und Bayern gab es 
zahlreiche Demonstrationen. 

Gerd Ziegler 


Tarifrunde Telekom 

Die Warnstreiks zur Begleitung der 
laufenden Entgeltrunde bei der Deut¬ 
schen Telekom erreichen am Dienstag 
ihren bisherigen Höhepunkt. Bundes¬ 
weit befinden sich bei Redaktions¬ 
schluss dieser Ausgabe der UZ 12 500 
Telekom-Beschäftigte im Warnstreik 
Die Verhandlungen in der entschei¬ 
denden Runde für die rund 63 000 Ta¬ 
rifangestellten und Auszubildenden 
wurden fortgesetzt. 

Zweite Verhandlungsrunde 
im öffentlichen Dienst 

Zum Beginn der zweiten Verhand¬ 
lungsrunde für die Beschäftigten von 
Bund und Kommunen sind am 11. Ap¬ 
ril mehr als 400 Aktive aus Berlin und 
Brandenburg und Sparkassenbeschäf¬ 
tigte aus Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen zum Verhandlungsho¬ 
tel nach Potsdam gekommen. Massive 
erste Warnstreiks, Aktionen wie akti¬ 
ve Mittagspausen und die Bustour der 
ver.di-Jugend überall in den Fandes¬ 
bezirken in den vergangenen Tagen, 
hatten die Streikbereitschaft der Kol¬ 
leginnen beeindruckend dargestellt. 

Keine Einigung am Bau 

In der Tarifrunde für das Bauhauptge¬ 
werbe gibt es keine Annäherung. Die 
Industriegewerkschaft B auen-Agrar- 
Umwelt (IG BAU) und die beiden Ar¬ 
beitgeberverbände Hauptverband der 
Deutschen Bauindustrie (HDB) und 
Zentralverband des Deutschen Bauge¬ 
werbes (ZDB) trennten sich in der ver¬ 
gangen Woche ohne Ergebnis. In der 
zweiten Verhandlungsrunde legten die 
Arbeitgeber ein Angebot in Höhe von 
zwei Mal 1,3 Prozent im Westen und 
zwei Mal zwei Prozent im Osten vor. 
Die nächste Verhandlung findet am 
25. April in Frankfurt am Main statt. 


Zwei Wohnungsfragen beim Abendessen Designerklamotten bei Aldi 

Zur drohenden Immobilienblase und der kleinen Bau-Konjunktur Arbeiterrechte bleiben auf der Strecke 


Wenn in gehobenen Häusern beim 
Abendessen auf die Frage „Was hast 
du heute schönes gemacht, Schatz?“ 
die Antwort kommt „Eine Wohnung 
gekauft“, dann ist die Immobilienbla¬ 
se nicht mehr weit. Davor haben je¬ 
denfalls viele Ökonomen und Banken 
Angst. Tatsächlich laufen die Immobi¬ 
lienmärkte heiß und die Preise steigen 
und steigen. Immobilienhändler wer¬ 
den ihre Ware schnell los, in extremen 
Fällen wird am selben Tag besichtigt 
und gekauft. In einer Reportage der 
FAZ vom 22. März 2016 wird „der 
tägliche Immobilien-Wahnsinn“ be¬ 
schrieben. Da berichtet ein Makler, er 
könne jede Doppelhaushälfte in Mün- 
chen-Gräfelfing 150mal verkaufen. 
Seit 2009 sind die Wohnungspreise in 
München um 80 Prozent gestiegen, in 
Hamburg um 55 Prozent und in Berlin 
und Stuttgart um fast die Hälfte. Ban¬ 
ker und Analysten sehen den Markt 
überhitzt und gehen von einer nötigen 
„Preiskorrektur“ aus. Hintergrund des 
Booms am Immobilienmarkt sind die 
extrem niedrigen Zinsen und Renditen 
auf Geldanlagen. 

Der frühere CSU-Finanzminister 
Theo Waigel sagte einmal, das Kapi¬ 
tal ist ein scheues Reh und muss des¬ 
halb besonders vorsichtig an den Woh¬ 
nungsbau herangeführt werden. Allzu 
niedrige Mieten seien da schon ein 
Problem, weil dann zu wenig Profit he¬ 
rausspringt. Im Moment dürfte das Ka¬ 
pital eher ein leicht panisches Reh sein 
auf der Suche nach halbwegs profitab¬ 
len und sicheren Anlagemöglichkeiten. 
Die Staatsanleihen sind nur noch bei 
einigen wenigen Staaten sicher und 
dann die Rendite niedrig. 

Die Unternehmen halten sich bei 
Investitionen in Produktion zurück, da 
die Nachfrage zu gering ist. Dafür wird 
Bargeld gehortet: die 30 Dax-Konzer- 
ne bunkern im Moment 207 Milliarden 
Euro in bar, soviel wie noch nie. Bei 
den Banken in Deutschland liegen 1,2 
Billion Euro Anlagegelder von Unter¬ 
nehmen, der zweithöchste Wert seit 
der Krise von 2008, wie das Handels¬ 
blatt Anfang des Jahres meldete. Statt 


also Kredite für neue Investitionen zu 
nehmen, wird das Geld „in Sicherheit“ 
gebracht. Da ist es kein Wunder, dass 
der Druck auf die halbwegs sichere, 
aber eigentlich wenig renditestarke 
Immobilienbranche zunimmt. Faut 
FAZ wurden 2015 in Deutschland 
Wohnungen und Häuser im Wert von 
219 Milliarden Euro verkauft. 

Für deutsche Verhältnisse ist das 
Rekord. Im Vorfeld der Krise von 2008 
kam es zu einer großen Immobilienbla¬ 
se in den USA. Viele Kredite konnten 
nicht mehr bedient werden, es kam zu 
Rekordverlusten bei Banken und Fi¬ 
nanzunternehmen. Die Überproduk¬ 
tion war die Ursache der folgenden 
Weltwirtschaftskrise, der Auslöser die 
Immobilienblase und Kreditkrise. Die 
Erholung von dieser Krise findet nur 
sehr langsam statt, das Niveau der In¬ 
dustrieproduktion von vor 2007 wur¬ 
de noch nicht überstiegen. Im letzten 
Jahr wurde nun der „Inlandskonsum“ 
gelobt, der den Aufschwung trage. Die 
Bauinvestitionen nehmen deutlich zu. 
Das dürfte für die exportorientierte In¬ 
dustrieproduktion Deutschlands aber 
keine Fösung sein. Der Präsident des 
Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor¬ 
schung, Marcel Fratzscher warnt daher 
auch vor der weiter anhaltenden In¬ 
vestitionsschwäche in Ausrüstungen, 
also Maschinen. Gesteigerte Bautätig¬ 
keiten haben auch 1929 die Weltwirt¬ 
schaftskrise und ihre Auswirkungen 
nicht verhindern können. 

Dass das scheue Reh in Wohnim- 
mobilien investiert, ist also ein Aus¬ 
druck einer krisenhaften Situation, 
nicht eines Aufschwungs. Dient die 
zunehmende Bauaktivität der Versor¬ 
gung mit Wohnraum? 2015 wurden 
308 000 Wohnungen neu gebaut, das 
sind 80 000 mehr als noch 2011. Damit 
wird allerdings erst der Wert von 2003 
wieder erreicht. Anfang der 1990er 
Jahre waren es 700 000 genehmigte 
neue Wohnungen. Der Auftragsein¬ 
gang im Bauhauptgewerbe war 2015 
mit 13 Milliarden Euro zwar der höchs¬ 
te seit 2000, aber deutlich unter dem 
Rekordwert von 1994 mit 21,7 Milli¬ 


arden Euro. Die Steigerung des Woh¬ 
nungsbaus reicht nicht aus. Faut ei¬ 
ner Studie des IW Köln müssten 450 
000 neue Wohnungen jährlich gebaut 
werden. Gebaut wird vor allem in Bal¬ 
lungszentren, wo die Nachfrage am 
höchsten ist und wenn möglich eher in 
mittlerem bis höherem Preissegment. 
Eine Studie der DZ-Bank geht davon 
aus, dass in Ballungszentren wie Ham¬ 
burg, München und Köln 90 Prozent 
der Wohnungen für Menschen mit ge¬ 
ringem Einkommen nicht bezahlbar 
sind. Die Zahl der Sozialwohnungen 
nimmt dagegen weiter ab, die zusätz¬ 
lich eingeplanten Mittel sind lächerlich 
gering. 

Der Wohnungsmangel wird also 
weiter zunehmen und die Mietbelas¬ 
tung der Haushalte auch. Bereits jetzt 
muss der durchschnittliche Haushalt 27 
Prozent des verfügbaren Einkommens 
für Miete ausgeben. Armutsgefährdete 
Haushalte, die über weniger als 60 Pro¬ 
zent des mittleren Einkommens verfü¬ 
gen, müssen 52 Prozent ihres Geldes für 
die Miete ausgeben. Die wirtschaftliche 
Entwicklung des Kapitalismus führt 
zur ungleichmäßigen Entwicklung 
verschiedener Fänder, wie in Europa 
drastisch zu sehen ist, aber auch inner¬ 
halb eines Fandes. Während bis zu 1,5 
Millionen Wohnungen in wirtschaftlich 
schwachen Gebieten leer stehen, fehlen 
in den aufsteigenden Ballungsgebieten 
Wohnungen. In Frankfurt am Main bei¬ 
spielsweise nimmt der Wohnungsbau 
zwar zu, die Einwohnerzahl aber auch. 
Die Zahl der Wohnungssuchenden ist 
auf Rekordniveau, die Zahl der Ver¬ 
mittlungen sinkt dagegen immer wei¬ 
ter, ebenso wie die Sozialwohnungen. 
Der Wohnungsversorgungsgrad - also 
das Verhältnis von Wohnungen je 100 
Haushalten - ist auf dramatische 93,7 
gesunken. 

Während die einen gar nicht schnell 
genug beim Schnäppchen-Wohnungs¬ 
kauf sein können, dürfte bei den ande¬ 
ren beim Abendessen die Frage lauten: 
„Schatz, wie sollen wir bloß die Miete 
bezahlen?“ Sie sind übrigens die Mehr¬ 
heit. Philipp Kissel 


Jette Joop Designerkleidung bei Aldi. 
Wenn das nichts ist. Aldi-Süd bietet am 
11. April 2016 Kleidung der Stardesig¬ 
nerin Jette Joop zum Schleuderpreis an. 
Für die Verbraucherin ein verlocken¬ 
des Angebot. Doch wer hat diese Klei¬ 
dung genäht? Und unter welchen Ar¬ 
beitsbedingungen? 

Schauen wir uns doch einmal die 
Aldi-Gruppe genauer an. Aldi ist ein 
Familienunternehmen. Durch die Auf¬ 
splitterung der Aldi-Gruppe in recht¬ 
lich selbstständige Untergesellschaften 
entzieht sich das Unternehmen weitge¬ 
hend einer Veröffentlichung von zen¬ 
tralen Geschäftsdaten und gewerk¬ 
schaftlicher Kontrolle. Des Weiteren 
gilt die Aldi-Gruppe aufgrund ihrer 
gesellschaftsrechtlichen und regiona¬ 
len Struktur aber nicht als Konzern und 
ist deshalb nicht zur Veröffentlichung 
einer offiziellen Konzernbilanz ver¬ 
pflichtet. Die Geschäfte werden über 
regionale Gesellschaften abgewickelt, 
die seit 2000 ihre Bilanzen im „Bun¬ 
desanzeiger“ veröffentlichen müssen. 

2007 schloss sich Aldi der Business 
Social Compliance Initiative (BSCI) 
an und verpflichtet seitdem zahlreiche 
Zulieferer ebenfalls zu diesem Schritt. 
Dies hat zu einer Explosion der Mit¬ 
gliedszahlen bei BSCI geführt, in der 
eine Vielzahl der Mitglieder direkt 
oder indirekt mit Aldi Geschäftsbe¬ 
ziehungen hat. Die in der BSCI vertre¬ 
tenen Unternehmen haben sich einen 
Verhaltenskodex bezüglich der Ar¬ 
beitsbedingungen entlang ihrer Pro¬ 
duktionskette auferlegt. Der Kodex be¬ 
zieht sich auf die Kernarbeitsnormen 
der Internationalen Arbeitsorganisati¬ 
on und schließt darüber hinaus weite¬ 
re Standards bezüglich Arbeitsstunden 
sowie Sicherheits- und Gesundheitsas¬ 
pekten mit ein. Eine unabhängige Kon¬ 
trolle des Kodexes durch lokale Ge¬ 
werkschaften und Nichtregierungsor¬ 
ganisationen findet nach Kenntnissen 
der Kampagne für saubere Kleidung 
nicht statt, ein Beschwerdesystem für 
die Näherinnen fehlt. Die Kampagne 
für saubere Kleidung kritisiert zudem 
das intransparente Vorgehen der BSCI. 


Ergebnisse der Sozialaudits (Kontrol¬ 
le, ob die Sozialstandards eingehalten 
werden) werden nicht offen gelegt und 
auch zu Preis und Fieferfristen gibt es 
keine Informationen. Aldi versucht 
somit, sich ein Feigenblatt anzulegen. 
Von einem wirklichen Engagement zur 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
in den Produktionsländern kann nicht 
gesprochen werden. 

2010 hat Aldi Süd erstmals eine 
Selbstverpflichtung zur Unterneh¬ 
mensverantwortung („Aldi Corporate 
Responsibility-Policy“) erarbeitet. Ins¬ 
besondere der Teil zur Entlohnung ist 
in dieser freiwilligen Selbstverpflich¬ 
tung völlig unzureichend. So schreibt 
Aldi „Föhne für reguläre Arbeitszei¬ 
ten, Überstunden und die damit ver¬ 
bundenen Zuschläge entsprechen 
mindestens den national geltenden 
Vorschriften oder - sofern diese höher 
sind - den üblichen Standards der ört¬ 
lichen Fertigungsindustrie.“. Es ist be¬ 
kannt, dass die Mindestlöhne in den 
Produktionsländern bei weitem nicht 
zum Feben reichen. Darum fordert 
die Kampagne für saubere Kleidung 
endlich die Zahlung eines existenz¬ 
sichernden Föhnes. Dieser setzt sich 
zusammen aus: Febensmitteln, Klei¬ 
dung, Krankenversorgung, Bildung, 
Wasser, Kinderbetreuung, Mobilität, 
Unterkunft, Energie und Rücklagen in 
Höhe von zehn Prozent des Einkom¬ 
mens. Davon ist der Mindestlohn in den 
Produktionsländern wie Bangladesch, 
Vietnam, oder Rumänien Fichtjahre 
entfernt. 

Zum Jette Joop Kleider-Hype er¬ 
klärt Christiane Schnura, Koordi¬ 
natorin der Kampagne für saubere 
Kleidung:“Frau Joop erklärt in Inter¬ 
views, die günstigen Aldi Preise sind 
durch die enormen Stückzahlen zu er¬ 
klären. Dies ist aus meiner Sicht eine 
unzureichende Erklärung. Die Profite 
in der weltweiten Bekleidungsindust¬ 
rie sind vor allem den Hungerlöhnen 
und den miesen Arbeitsbedingungen 
geschuldet. Es gilt wieder einmal, Pro¬ 
fite vor Arbeitsrechten.“ 

Christiane Schnura 
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Vertuscherkartell erfolgreich 

„Loveparade“-Tragödie könnte ungesühnt bleiben 


Abschaffung der Geheim¬ 
dienste gefordert 

Mangelnden Aufklärungswillen bei 
der NSU-Mordserie hat die Huma¬ 
nistische Union (HU) der hessischen 
Landesregierung vorgeworfen. Zehn 
Jahre nach dem Mord an Halit Yozgat 
in seinem Internetcafe in Kassel am 
6. April 2006, seien die Umstände 
seines Todes und vor allem die Ver¬ 
strickung des Hessischen Landesamts 
für Verfassungsschutz nach wie vor 
ungeklärt. 

Zu Yozgats zehntem Todestag be¬ 
kundete die Bürgerrechtsorganisati¬ 
on der Familie sowie den Angehöri¬ 
gen aller NSU-Opfer ihr Mitgefühl 
und verlangte „nochmals nachdrück¬ 
lich die lückenlose Aufklärung dieser 
Taten sowie deren uneingeschränkte 
Unterstützung durch alle staatlichen 
Organe“. 

„Für die Angehörigen ist es uner¬ 
träglich, dass Behörden mauern und 
Fragen zum Mord an Halit Yozgat 
nicht wahrheitsgemäß und vorbehalt¬ 
los beantworten“, erklärte der Bun¬ 
desvorsitzende der Humanistischen 
Union Werner Koep-Kerstin. „Da¬ 
bei verpflichtet das Legalitätsprinzip 
alle Behörden zur uneingeschränkten 
Aufklärung von Mordtaten.“ 

Der nord- und mittelhessische 
HU-Regionalvorsitzende Franz-Jo¬ 
sef Hanke wies unterdessen explizit 
auf die persönliche Verstrickung des 
amtierenden hessischen Ministerprä¬ 
sidenten Volker Bouffier (CDU) hin. 
„Als Innenminister hat Bouffier den 
V-Mann-Führer Andreas Temme vor 
den polizeilichen Ermittlungen ge¬ 
schützt“, kritisierte Hanke. „Selbst 
Beschäftigte beim Bundesamt für 
Verfassungsschutz haben das hessi¬ 
sche Landesamt kritisiert, weil es den 
Quellenschutz höher eingestuft hat 
als die Aufklärung eines Mordes“, so 
Hanke weiter. 

Obwohl der ehemalige V-Mann- 
Führer Temme auch seine Vorgesetz¬ 
ten belogen habe, halte das Hessische 
Landesamt weiterhin an seiner Ver¬ 
tuschungsstrategie und dem Schutz 
Temmes fest, kritisierte die HU wei¬ 
ter. Angesichts der Verstrickung von 
V-Leuten und sogar eines V-Mann- 
Führers in die mörderischen Akti¬ 
vitäten des „Nationalsozialistischen 
Untergrundes“ (NSU) hält die Hu¬ 
manistische Union die Auflösung 
des Inlandsgeheimdiensts für „die 
rechtsstaatlich sauberste Lösung zur 
Durchsetzung der Demokratie“. 

„Jedenfalls erreichen wir wirksa¬ 
men Verfassungsschutz nicht mit Ge¬ 
heimdiensten, die das allerwichtigste 
Grundrecht - das Recht auf Leben - 
missachten“, erklärte der HU-Regi- 
onalvorsitzende Franz-Josef Hanke 
abschließend. 

(bern) 

Explosive Gemengelage 

Obwohl Neofaschisten immer öf¬ 
ter mit Sprengsätzen, Pyrotechnik 
und Br and Vorrichtungen hantieren, 
geben sich die Sicherheitsbehör¬ 
den weitestgehend ahnungslos. Dies 
geht aus einer jüngst veröffentlichten 
Antwort der Bundesregierung auf 
eine parlamentarische Anfrage der 
Linksfraktion mit dem Titel „Spreng¬ 
stoffbesitz und Sprengstoffeinsatz 
von und durch Neonazis“ hervor. 

Die Behörden berichten darin, 
dass sie allein zwischen 2013 und 
2014 insgesamt 342 Spreng- und 
Brandvorrichtungen von Straftätern 
aus dem Bereich der sogenannten 
„politisch motivierten Kriminalität 
rechts“ (PMK rechts) ermittelt hät¬ 
ten. Die Zahlen für 2015 lägen der 
Bundesregierung noch nicht vor. 

Wie hoch die Dunkelziffer bei 
den von den extremen Rechten be¬ 
gangenen Straftaten in diesem Be¬ 
reich tatsächlich ist, ist indes unklar. 

„Keine Erkenntnisse“ will die 
Bundesregierung bezüglich des Er¬ 
werbs und Umgangs von Sprengmit¬ 
teln durch Neonazis bzw. Personen, 
die im Zusammenhang mit einer frei¬ 
beruflichen oder unselbstständigen 
Tätigkeit in einem Unternehmen, 
das berechtigt ist, im Rahmen seines 
Firmenprofils legal Sprengmittel zu 
erwerben bzw. einzusetzen, haben. 

(bern) 


D as Duisburger Landgericht hat 
Anklagen wegen der „Lovepa- 
rade“-Katastrophe jüngst ab¬ 
gelehnt. Dabei hatte die Staatsanwalt¬ 
schaft schon vornherein nicht gegen 
alle Personen, die im Verdacht stehen, 
für das Unglück verantwortlich zu sein, 
Anklage erhoben. Zur Erinnerung: Ins¬ 
gesamt 21 Menschen waren aufgrund ei¬ 
ner Massenpanik, die bei dem damaligen 
Großevent am 24. Juli 2010 in Duisburg 
einsetzte, zu Tode gekommen. Mehr als 
500 Personen waren teils schwer verletzt 
worden. Die grausamen Bilder der ein¬ 
gequetschten und zu Tode getrampel¬ 
ten Partybesucher gingen damals um 
die Welt. 

Das Gericht begründete seine Ent¬ 
scheidung damit, dass die vorgelegten 
Beweise angeblich nicht ausreichten, um 
einen hinreichenden Tatverdacht zu be¬ 
gründen und ein Hauptverfahren zu er¬ 
öffnen. Ursprünglich hatte die Staatsan¬ 
waltschaft bereits vor rund zwei Jahren 
Anklage gegen sechs Bedienstete der 
Stadt Duisburg und vier Mitarbeiter der 
Loveparade-Veranstalterfirma erhoben. 
Ermittelt wurde wegen des Vorwurfs der 
„fahrlässigen Tötung“ und der Körper¬ 
verletzung. 

Die Staatsanwaltschaft legte zwar 
Beschwerde gegen die Entscheidung des 
Gerichts ein. Dass es jedoch tatsächlich 
noch zur Eröffnung eines Hauptver¬ 
fahrens kommen wird, gilt als unwahr¬ 
scheinlich. Dementsprechend fielen 
auch die Reaktionen der Angehörigen 
und Opferanwälte aus. Von einem „Jus¬ 
tizskandal“ sprach etwa der Düsseldor¬ 
fer Rechtsanwalt Julius Reiter, der Hin¬ 
terbliebene von Opfern der Tragödie 


Die Landwirtschaft bringt immer mehr 
Lebensmittel hervor, aber ein immer 
größer werdender Teil findet nicht den 
Weg auf den Teller. Derzeit ist es - 
weltweit - gut ein Drittel, und dieser 
Anteil könnte noch beträchtlich stei¬ 
gen, wenn Schwellenländer wie China 
und Indien den westlichen Ernährungs¬ 
stil übernähmen, stellt das Potsdam-In¬ 
stitut für Klimafolgenforschung (PIK) 
in einer kürzlich veröffentlichten Stu¬ 
die fest. Damit wird indirekt eine Un¬ 
tersuchung des World Wide Fund For 
Nature (WWF) aus dem letzten Jahr 
bestätigt, die in Deutschland massive 
Verschwendung von Lebensmitteln 
nachweist. 

Ein umsichtigerer Umgang mit Le¬ 
bensmitteln könne zur Ernährungssi¬ 
cherheit beitragen. „Die Lebensmit¬ 
telverschwendung zu verringern ist ein 
Beitrag zur Bekämpfung von Hunger, 
gleichzeitig vermindert dies durch die 
Minderung von Treibhausgasen aber 
auch Klimafolgen wie stärkere Wetter¬ 
extreme oder Meeresspiegelanstieg“, 
sagte die Leitautorin der PIK-Studie, 
Ceren Hic. Global sei das Angebot an 
Nahrungsmitteln ausreichend, um den 
durchschnittlichen Bedarf zu decken, 
dennoch hätten einige Entwicklungs¬ 
länder weiterhin mit Unterernährung 
und Hunger zu kämpfen. Das Problem 
sei die ungleiche Verteilung - und die 
Verschwendung. „Gleichzeitig ist die 
Landwirtschaft einer der größten Trei¬ 
ber des Klimawandels, mit einem An¬ 
teil von circa 20 Prozent der gesamten 
Emissionen im Jahr 2010“, erklärte Ko- 
Autor Prajal Pradhan. 

Weltweit werden im Jahr etwa 1,3 
Milliarden Tonnen Lebensmittel ver¬ 
nichtet, sagte Jürgen Kropp, Ko-Autor 
und stellvertretender Leiter des PIK- 
Forschungsbereichs Klimawirkung 
und Vulnerabilität. Während Lebens¬ 
mittelverluste überwiegend auf weni¬ 
ger effiziente landwirtschaftliche Inf¬ 
rastrukturen in Entwicklungsländern 
zurückgingen, ist die Lebensmittelver¬ 
schwendung dagegen eher ein Thema 
in reichen Ländern. 

Die Nahrungsmittelversorgung effi¬ 
zienter und klüger zu gestalten, ist auch 


vertritt. Es sei „eine Bankrotterklärung 
der Justiz, dass nach mehr als fünfein¬ 
halb Jahren Ermittlungstätigkeit der 
Staatsanwaltschaft die Anklage nicht zu¬ 
gelassen und das Hauptverfahren nicht 
eröffnet wird“, stellte er klar. 

Ausgewählte Anklagen 

Ursprünglich hatte die Staatsanwalt¬ 
schaft nicht nur gegen zehn, sondern 
gegen insgesamt 16 Beschuldigte darun¬ 
ter - neben Mitarbeitern von Lopavent 
und Duisburger Stadtverwaltung - auch 
gegen Polizeibeamte ermittelt. Opferan¬ 
wälte und Betroffene hatten hingegen 
schon in der Vergangenheit in regelmä¬ 
ßigen Abständen gefordert, alle potenti¬ 
ell Verantwortlichen für die Katastrophe 
auch vor Gericht zu stellen. Sie kritisier¬ 
ten unter anderem, dass sich nicht ein¬ 
mal der nach dem Loveparade-Desaster 
im Februar 2012 abgewählte Duisbur¬ 
ger Oberbürgermeister Adolf Sauerland 
(CDU) oder etwa der Lopavent-Chef 
Rainer Schaller unter den Beschuldig¬ 
ten befanden. Auch der damalige Ord¬ 
nungsdezernent der Stadt, Wolfgang 
Rabe, gehörte nicht zu dem Personen¬ 
kreis, dem die Staatsanwaltschaft den 
Prozess machen wollte. Rabe soll dafür 
gesorgt haben, dass die Loveparade trotz 
geäußerter Sicherheitsbedenken des ört¬ 
lichen Bauamtes nicht abgesagt wurde 
und darauf hingewiesen haben, dass der 
von vornherein umstrittene Großevent 
auf Wunsch des damaligen Oberbürger¬ 
meisters Sauerland stattfinden solle. 

Auch der polizeiliche Einsatzleiter 
Kuno S. sollte sich gar nicht erst wegen 
des „Verdachtes der fahrlässigen Tötung 
und fahrlässigen Körperverletzung“ vor 


für Deutschland eine Herausforderung. 
Die Angaben darüber, welche Men¬ 
gen jedes Jahr verschwendet werden, 
schwanken. Der Bundesverband der 
Verbraucherzentralen spricht von rund 
elf Millionen Tonnen Lebensmitteln im 
Wert von rund 25 Milliarden Euro. Das 
entspräche etwa 275000 LKW-Ladun- 
gen, und würde man die LKW hinterei¬ 
nander aufstellen, ergäbe die Kolonne 
eine „Strecke von Düsseldorf nach Lis¬ 
sabon und zurück“. Nach Angaben des 


Sozialverbandes „Die Tafeln“ seien es 
rund 20 Millionen Tonnen genießbarer 
Lebensmittel, die jedes Jahr vernichtet 
würden. 

Der WWF-Deutschland gibt die 
Menge in seiner Studie „Das große 
Wegschmeißen“ aus dem letzten Jahr 
mit 18 Millionen Tonnen an, was im¬ 
merhin ein Drittel der gesamten Nah¬ 
rungsmittelproduktion Deutschlands 
entspricht. Davon wären „bereits heu¬ 
te 10 Mio. vermeidbar“. Rechnete man 
diese vermeidbare Menge in die Fläche 
um, die notwendig wäre für deren Er¬ 
zeugung, käme man auf „eine Fläche 
von über 2,6 Millionen Hektar mit Ag¬ 
rarrohstoffen angebaut, nur um diese 


Gericht verantworten müssen, obwohl 
die Anklagebehörde ursprünglich ge¬ 
gen ihn ermittelt hatte. Der Polizeiführer 
war zu Beginn der Massenpanik mit dem 
nordrhein-westfälischen Innenminister 
Ralf Jäger (SPD) auf dem Festivalge¬ 
lände unterwegs und hätte die Tragödie 
unter Umständen verhindern können. 
Zumindest, wenn er zwischen 15.30 und 
16.00 Uhr die Polizeikette am Tunnel, wo 
die Massenpanik damals ausbrach, mit 
zusätzlichen Beamten hätte verstärken 
lassen. Andere Polizeibeamte, die da¬ 
mals bei der Loveparade eingesetzt wa¬ 
ren, untermauerten diese Sicht auf die 
Dinge offenbar. Sie sollen bei Verneh¬ 
mungen kritisiert haben, der damalige 
Ministerbesuch habe ablenkend auf sie 
gewirkt und den Einsatzverlauf gestört. 

Schon im Mai 2011 hatten Medien 
über einen mehr als 400 Seiten umfas¬ 
senden Bericht der Staatsanwaltschaft 
Duisburg vom Januar des gleichen Jah¬ 
res berichtet, in dem weitere schwerwie¬ 
gende Vorwürfe gegen die damals ein¬ 
gesetzten Polizisten erhoben wurden 
und in dem unter anderem von Ausfäl¬ 
len beim polizeilichen Funkverkehr und 
außerplanmäßigen Schichtwechseln die 
Rede gewesen sein soll. Auch der briti¬ 
sche Panikforschers Keith Still war in 
einem von der Duisburger Staatsan¬ 
waltschaft in Auftrag gegebenen Gut¬ 
achten zu dem Schluss gekommen, dass 
das Sicherheitskonzept der Lovepa¬ 
rade allein aufgrund der zu erwarten¬ 
den Menschenmengen hätte überprüft 
werden müssen. Ein anderes Gutachten 
der Firma Invita Consult belastete hin¬ 
gegen die Firma Lopavent. Darin wurde 
behauptet, dass auf dem insgesamt über 


nach der Ernte irgendwo entlang der 
Wertschöpfungskette zu entsorgen“. 

Die Gründe für die Verschwen¬ 
dung hierzulande sind vielfältig. Der 
WWF hat gezeigt, dass rund 61 Pro¬ 
zent der Verluste irgendwo auf dem 
Weg vom Produzenten zum Groß¬ 
verbraucher entstehen, und „je nä¬ 
her am Verbraucher, desto höher sind 
die Verluste auf der jeweiligen Ebene 
und umso höher ist das Vermeidungs¬ 
potenzial“. 


Das beginnt damit, dass in der 
Landwirtschaft Salate untergepflügt 
werden, „weil sie in Form, Farbe oder 
Größe abweichen oder zu niedrige 
Preise erzielen“, wissen die Verbrau¬ 
cherzentralen und geben weitere Bei¬ 
spiele: Beim Hersteller würde „eine 
Überproduktion vernichtet, weil bei 
schlechtem Wetter weniger Grillwürs¬ 
te bestellt wurden“, der Handel „ent¬ 
sorgt Lebensmittel kurz vor Ablauf 
des Mindesthaltbarkeitsdatums“ oder 
„Kantinen müssen Buffetreste aus hy¬ 
gienischen Gründen“ entsorgen. 

Vermeidbar wären die meisten Ver¬ 
luste. Der WWF gibt an, dass im Groß- 
und Einzelhandel bis zu 90 Prozent und 


110 000 Quadratmeter großen Festival¬ 
gelände einzig 234 Sicherheitskräfte ein¬ 
gesetzt gewesen seien sollen. 

Skandalminister 

In der Vergangenheit waren außerdem 
mehrfach Forderungen laut geworden, 
dass der aus Duisburg stammende Lan- 
desinnenminster mindestens die politi¬ 
sche Verantwortung für die Loveparade- 
Tragödie übernehmen müsse. Jäger gilt 
mittlerweile als der Skandalminister im 
Kabinett von NRW-Ministerpräsidentin 
Hannelore Kraft (SPD). Erst vor weni¬ 
gen Tagen hatte die Opposition in einer 
anderen Angelegenheit erneut seinen 
Rücktritt gefordert und Jäger bezich¬ 
tigt, dass das von ihm geführte Minis¬ 
terium, die offenbar teils sexuell moti¬ 
vierten Übergriffe auf Frauen, zu denen 
es in der Sylvesternacht rund um den 
Kölner Hauptbahnhof gekommen war, 
zu bagatellisieren versucht habe. So soll 
eine dem Ministerium untergeordnete 
Dienststelle am 1. Januar dieses Jahres 
versucht haben, eine Polizeimeldung 
zu manipulieren, indem eine sogenann¬ 
te „Wichtige-Ereignis-Meldung“ habe 
stoniert werden sollen und auf „Wunsch 
aus dem Ministerium“ der Begriff der 
„Vergewaltigung“ daraus gestrichen 
habe werden sollen. Das Ministerium 
bestritt die Vorwürfe hingegen. 

Auch Jägers Rolle bezüglich der Kra¬ 
walle des rassistischen Netzwerks „Hoo¬ 
ligans gegen Salafisten“ 2014 in Köln, so¬ 
wie sein wenig entschlossenes Vorgehen 
gegen die neofaschistische Partei „Die 
Rechte“ war in der Vergangenheit auf 
deutliche Kritik der anderen Parteien 
gestoßen. Markus Bernhardt 


bei den Großverbrauchern bis zu 70 Pro¬ 
zent der Verluste nicht sein müssten. 

Beim Endverbraucher landen die 
restlichen 39 Prozent oder fast sieben 
Millionen Tonnen Lebensmittel im 
Müll, und dieser Anteil wäre ebenfalls 
zum allergrößten Teil vermeidbar. Aller¬ 
dings sei hierzulande aus der Wertschät¬ 
zung von Lebensmitteln „inzwischen 
eher eine Geringschätzung geworden“, 
schreibt der Bundesverband der Ver¬ 
braucherzentralen. Seit 1950 seien die 
Lebensmittelausgaben immer weiter ge¬ 
sunken. Machten sie damals noch rund 
50 Prozent des Haushaltseinkommens 
aus, so seien es heute nur noch 9,5 Pro¬ 
zent. Im Kampf um Marktanteile würden 


die Supermarktketten bewusst die Geiz- 
ist-Geil-Mentalität schüren, wodurch die 
Lebensmittel in ihrem Wert immer wei¬ 
ter herabgesetzt würden. Gleichzeitig 
stehen Burger oder Tiefkühlpizza hoch 
im Kurs. Hektik und Zeitmangel im täg¬ 
lichen Leben hätten dazu geführt, dass 
immer mehr Fast Food konsumiert wird. 

Diese Art der Versorgung mache 
heute schon 30 Prozent der Ausgaben 
für Lebensmittel aus - mit steigender 
Tendenz. Das wiederum führe dazu, 
dass Kenntnisse und Kompetenzen in 
der Auswahl von Lebensmitteln, de¬ 
ren Lagerung und Zubereitung auf 
der Strecke bleiben. 

Bernd Müller 


Produziert für die Tonne 

Weltweit werden im Jahr etwa 1,3 Milliarden Tonnen Lebensmittel vernichtet 
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Strafen für „Integrationsverweigerer“ 

Das geplante Gesetz ist (noch) ein Versuchsballon 


I nnenminister Thomas de Maiziere 
hat Sanktionen für Integrationsver¬ 
weigerer angekündigt. Im Mai soll ein 
entsprechendes Gesetz vorgelegt wer¬ 
den. Es richtet sich gegen Flüchtlinge. 
Sie sollen sich nicht dauerhaft nieder¬ 
lassen dürfen, wenn sie sich der „Inte¬ 
gration verweigern“ „Für diejenigen, 
die sich weigern, Deutsch zu lernen, die 
Arbeitsangebote ausschlagen, kann es 
nicht nach drei Jahren eine unbefriste¬ 
te Niederlassungserlaubnis geben, wie 
die jetzige Rechtslage ist“ sagt der In¬ 
nenminister. 

Anerkannten Flüchtlingen will er 
den Wohnsitz vorschreiben. Den Ver¬ 
fassungsminister juckt es nicht, wenn 
sein geplantes Integrationsgesetz Be¬ 
stimmungen des Grundgesetzes (GG) 
und der Genfer Flüchtlingskonvention 
verletzt. Politisch Verfolgte genießen 
Asylrecht. Das entsprechende Grund¬ 
recht ist durch Artikel 16 a des GG nor¬ 
miert, der Absatz 5 nimmt ausdrücklich 
Bezug auf die Genfer Flüchtlingskon¬ 
vention von 1951. Deren Artikel 26 ga¬ 
rantiert die Freizügigkeit: „Jeder ver¬ 
tragschließende Staat wird den Flücht¬ 
lingen, die sich rechtmäßig in seinem 
Gebiet befinden, das Recht gewähren, 
dort ihren Aufenthalt zu wählen und 
sich frei zu bewegen. (...)“ 

Deutsche Rüstungskonzerne profi¬ 
tieren vom Krieg in Syrien. Schutzsu¬ 
chenden, die diesem Krieg entflohen 
sind und bei uns noch faschistische 
Brandanschläge, Angriffe und Morde 
befürchten müssen, offeriert der Innen¬ 
minister zum Schaden den Spott. Er re¬ 
det nicht von den 924 Straftaten gegen 
Flüchtlinge, die im Jahr 2015 vom BKA 
registriert wurden, nicht von den 76 
Brandstiftungen gegen Asylbewerber¬ 
heime, sondern verweist auf die Brüs¬ 
seler Anschläge. Ungeniert stellt er die 
Flüchtlinge in diesen Zusammenhang. 
Das ist Hetze. 

Sie klingt wie die von Thilo Sarra¬ 
zin. „Bei notorischer Integrationsver¬ 
weigerung müssen wir die Sozialleistun¬ 
gen so stark kürzen, dass sie unter das 
sozio-ökonomische Existenzminimum 
fallen“, forderte Sarrazin seinerzeit im 
Wirtschaftsmagazin „Capital“ (Ausga¬ 
be 10/2010). Sanktionen „müssen weh 
tun, damit sie wirken“, sagte Sarrazin 
und konstatierte: „Wenn Sie Integra¬ 
tionsverweigerern nur mit Appellen 
kommen, lachen die sich einen Ast.“ 
Thomas de Maiziere, dessen Vorfah¬ 
ren als verfolgte Hugenotten bei uns 
Zuflucht fanden, zeigt auf die Brüsseler 


Die SPD ist in der letzten „ARD- 
Sonntagsfrage“ bei 21 Prozent gelan¬ 
det. 51 Prozent wünschen Frau Mer¬ 
kel ins Kanzleramt, Sigmar Gabriel 
13 Prozent. „Alle Wetter“, ist man ver¬ 
sucht zu rufen, „immer noch so viel?“ 
Immerhin lässt dieser stramme Marsch 
in die Bedeutungslosigkeit einige, sich 
ungerührt als Sozialdemokraten ver¬ 
stehende SPD-Mitglieder doch etwas 
nervös werden, „Mit 21 Prozent sind 
wir an einem Punkt angelangt, wo je¬ 
dem verbliebenen Sozi das Herz in die 
Hose rutschen sollte“, verzweifelt die 
Juso-Vorsitzende Johanna Uekermann 
in der „Welt“. Die AfD steht immer¬ 
hin bei 14 Prozent. Möglich, dass im 
Willy Brandt-Haus etwas in die Hose 
rutscht, aber ob es sich dabei um ein 
Herz handelt, da darf man so seine 
Zweifel haben. Außer ernsten Gesich¬ 
tern ist nur ein entschiedenes „Weiter 
so!“ zu vernehmen. Vermittlungspro¬ 
bleme. Mit 34 Prozent für CDU/CSU 
verfügt die „Groko“ noch über die ab¬ 
solute Mehrheit im Bundestag. 2017 
ist Bundestagswahl. Die Frage ist, ob 
dann die SPD noch taugt, als Mehr¬ 
heitsbeschafferin für die CDU. 

Forsa-Chef Manfred Güllner rech¬ 
net in der „Welt“ vor, dass die SPD seit 
Schröder ihre Wählerschaft von rund 


Anschläge, auf Molenbeek und macht 
uns weis, soziale Brennpunkte, Gettos 
und Parallelgesellschaften mit Sankti¬ 
onen und Wohnsitzauflagen verhindern 
zu wollen. Stimmenprozente für die 
Partei AfD wird er damit nicht verrin¬ 
gern, im Gegenteil, denn es ist AfD-Po- 
litik, die er vollstreckt. Flüchtlinge sol¬ 


len „Integration absolvieren“, gemeint 
ist, dass sie sich vollständig und wider¬ 
standslos fügen und unterordnen sollen. 

Nun, das geplante Gesetz ist noch 
ein Versuchsballon, der unverzüglich 
Kritik auf sich zog. So wundert sich die 
Integrationsbeauftragte der Bundesre¬ 
gierung, Aydan Özoguz (SPD) über die 
Sprüche des Innenministers. Es seien 
bessere Angebote zur Integration nö¬ 
tig. „Wir wissen alle miteinander, dass 
wir gar nicht genug Sprachkurse haben, 
dass wir nicht genug berufsbegleitende 
Maßnahmen oder eben Einstiegschan¬ 
cen haben.“ 

Annelie Buntenbach vom DGB 
Bundesvorstand erklärte: „Die er- 


20 auf rund 10 Millionen halbiert habe. 
Erstaunlich. Immerhin noch 10 Milli¬ 
onen glauben irgendwie an diese Par¬ 
tei. Warum eigentlich? Haben diese 
10 Millionen trotz der Herren Hartz 
und Riester, und der Kriegsminister 
Scharping und Struck nicht gemerkt, 
was mit „ihrer“ SPD passiert ist? Vor 
mehr als 10 Jahren? Das Wort „Re¬ 
form“ ist im Vokabular der Partei zum 
Neusprech für „asoziale Verarmungs¬ 
politik“ geworden. 

Das gleiche jetzt in der Groko? 
Mehrheitsbeschafferin für CDU-Po- 
litik? Wer Kriegspolitik und reaktio¬ 
näre Europa-Politik, wer TTIP und 
Vorratsdatenspeicherung, die BND/ 
NSA-Connection, Russlandboykott, 
Armutslöhne die schwarze Null etc. 
pp. haben wollte, der hätte ja auch 
gleich CDU/CSU wählen können. 
Das löchrige Mindestlohnalibi hätten 
die Schwarzen auch noch selbst hin¬ 
gekriegt. 

Wie jeder weiß, ist die SPD spätes¬ 
tens 1914 imperialistische Systempar¬ 
tei geworden. Mit Kriegskrediten für 
den Krieg nach Außen und Schieß¬ 
befehl gegen Revolutionäre nach In¬ 
nen. Selbst das atomare Totrüsten der 
SU war unter Helmut Schmidt kein 
Tabu. Der Deal hieß: Eindämmung 


folgreiche Integration von Flüchtlin¬ 
gen erreicht man nicht mit Gesetzes¬ 
änderungen, zusätzlichen Sanktionen 
und Wohnsitzauflagen“. „Der Inte¬ 
grationswille, dem de Maiziere meint, 
mit Zwang nachhelfen zu müssen, 
ist erheblich größer als das Angebot 
der Bundesregierung.“ So hätten sich 


statt der erwarteten 100 000 mehr als 
220 000 Flüchtlinge angemeldet, als die 
Bundesagentur für Arbeit im Herbst 
2015 als Nothilfe für fehlende Ange¬ 
bote selbst Deutschkurse angeboten 
habe. 

Auch Grünen-Fraktionschef Anton 
Hofreiter kritisiert: „Bevor der Innen¬ 
minister nach immer noch härteren 
Sanktionen ruft, sollte er erst einmal 
die Integrationsangebote verbessern“. 
Dazu gehöre auch ein ausreichendes 
Angebot an Sprachkursen. „Der In¬ 
nenminister sollte außerdem dafür sor¬ 
gen, dass das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge gut ausgestattet ist und 
Asylverfahren beschleunigt werden.“ 


des Kommunismus gegen Korrumpie- 
rung der kooperationswilligen Arbei¬ 
teraristokratie und vor allem ihre Co- 
Management-Funktionäre. Was die 
tapferen Commie-Buster allerdings 
nicht verstanden hatten: Die bejubel¬ 
te Niederlage des Sozialismus bedeu¬ 
tete Wegfall der Geschäftsgrundlage. 
Und als Gerhard Schröder und Toni 
Blair es endlich begriffen hatten, über¬ 
führten sie die Nachlass Verwaltung in 
ein Abbruchunternehmen. Diese - be¬ 
grenzte - Aufgabe wurde noch einmal 
mit zwei Fegislaturperioden und ei¬ 
nigen wohldotierten Posten belohnt. 
Aber nun ist der Existenzberechti¬ 
gungsschein abgelaufen. Was irgend¬ 
wann aber auch dem Fetzten däm¬ 
mert: Wir haben es mit einer Untoten 
zu tun. 

Die ganze Wucht dieses Prozesses 
zeigt sich daran, dass auch die SPD- 
Nachfolge-Organisation ebenso zu 
scheitern scheint. Dass dabei die „Lin¬ 
ke“ von der SPD nun mit ebensoviel 
eifersüchtigem Unverstand bekämpft 
wird wie seinerzeit die Kommunis¬ 
ten ist ein Treppenwitz der Parteien¬ 
geschichte. Und das gilt nicht nur für 
Deutschland. Seit den seligen End-Zei- 
ten der Zweiten Internationale verfügt 
die deutsche Sozialdemokratie über 


Sevim Dagdelen, MdB der Links¬ 
partei: „De Maiziere geht es nicht um 
die Integration von Flüchtlingen, son¬ 
dern um Schikane. Entweder ist der 
Innenminister blind vor lauter Eifer 
im Wettstreit um die billigste Stim¬ 
mungsmache gegen Flüchtlinge, oder 
er kennt schlicht nicht die Gesetze, die 


in den letzten Jahren aus seinem Haus 
kamen“. 

Flüchtlinge hätten gar nicht die 
Möglichkeit zu verweigern, was nicht 
im Angebot ist. De Maiziere versuche 
zu verschleiern, dass der Staat seine 
Hausaufgaben nicht macht. Überall 
im Land mangele es an Lehrkräften 
und Integrationskursen, notwendigen 
berufsbegleitenden Maßnahmen und 
der Anerkennung von im Ausland er¬ 
worbenen Abschlüssen, um Flüchtlin¬ 
gen den Weg in die Arbeitswelt zu er¬ 
möglichen. „Anstatt hier Abhilfe zu 
schaffen, stellt de Maiziere Flüchtlin¬ 
ge mal wieder unter Generalverdacht. 
Das ist schäbig.“ Klaus Stein 


bestimmenden Einfluss auf den Refor¬ 
mismus, bzw. seit Schröder/Blair, auf 
den real nicht existierenden Reformis¬ 
mus in Europa. Das Willy-Brandt-Haus 
ist an den in jeder Hinsicht desaströsen 
Verhältnissen in EU/Eurozonien, nicht 
ganz unbeteiligt. Ist der reformistische 
Weg real versperrt, erscheint angesichts 
der neoliberalen Verheerungen sogar 
der rechtpopulistische Nationalismus 
noch als zukunftsträchtig. 

Von Amerika lernen ... ? Die Hoff¬ 
nung, es klappe mit einem Bernie San¬ 
ders, wenn Big Money auch hierzu¬ 
lande solch unappetitliches Personal 
aufführe, wie die Trumps, Cruz’ und 
Clintons, bleibt trügerisch. Auch ein 
Berlusconi hat es zu nicht mehr ge¬ 
bracht als einem Beppe Grillo. Die 
schlichte Erkenntnis, dass echte Re¬ 
formen, selbst kleine Zugeständnisse 
für die breite Masse (dies gilt nicht 
für die Kernbelegschaften der Mo¬ 
nopolindustrie) nach 1989 nur noch 
im Kampf und nicht mehr als Deal zu 
bekommen sind, müsste sich in Pro¬ 
grammatik und Handeln umsetzen. 
So lange das nicht passiert, geht der 
aufhaltsame Aufstieg der Damen Pe- 
try und LePen, wie der Herren Wil- 
ders und Farage und ihrer zahlreichen 
Adepten ungebremst weiter. 


Pressemitteilung der VVN-BdA 

VVN-BdA verurteilt in einer Presseerklä¬ 
rung Pläne der Unionsparteien zum Ein¬ 
satz der Bundeswehr im Innern: 

Die Terror-Diskussion nutzend, wendet 
sich die CDU/CSU mal wieder ihrem 
verfassungsfeindlichen Lieblingsthema 
zu: Dem Einsatz der Bundeswehr im In¬ 
nern über den Artikel 35 des Grundge¬ 
setzes hinaus. Ein solcher Einsatz setzte 
bisher eine Abstimmung im Bundestag 
im sogenannten Notstandsfall voraus. 
Ohne eine solche Abstimmung und nicht 
nur in Katastrophenfall will die Union, 
so erfährt man von einer Klausurtagung 
in Berlin, die Bundeswehr bewaffnet im 
Inneren einsetzen. 

Bereits jetzt sichern die flächende¬ 
ckende Zivilmilitärische Zusammen¬ 
arbeit Inneres und das neue Reservis¬ 
tenkonzept die Option auf den Bundes¬ 
wehreinsatz im Innern ab. Schon jetzt 
wird ganz konkret der Bundeswehrein¬ 
satz gegen Streiks im öffentlichen 
Dienst vorbereitet wie eine Antwort 
der Regierung an Ulla Jelpke, MdB, er¬ 
gab, und wir erinnern uns noch gut an 
den Einsatz der Bundeswehr gegen die 
Proteste aus Anlass des G8- Gipfels in 
Heiligendamm. Zum geplanten Einsatz 
der Bundeswehr im Innern kommt die 
militaristische Beeinflussung der Be¬ 
völkerung, vor allem der Jugend hinzu. 
In Schulen und bei Jobmessen, in Ar¬ 
beitämtern und Jobcentern wird dafür 
geworben junge Arbeitslose zu Solda¬ 
ten zu machen. 

Die Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes VVN-BdA bekräftigt ih¬ 
ren Widerstand gegen eine solche Poli¬ 
tik und Praxis. Sie verurteilt die Pläne 
der Union zum Bundeswehreinsatz im 
Innern und fordert die Gewerkschaf¬ 
ten auf, bei ihrer Opposition zum Ver¬ 
fassungsbruch durch die Bundeswehr 
zu bleiben und sich aktiv einzumischen. 
Der Terrorismus muss mit rechtsstaat¬ 
lichen, auch polizeilichen Mitteln be¬ 
kämpft werden. Die militärischen „Krie¬ 
ge gegen den Terror“ haben weltweit die 
Gefahren nicht gebannt, sondern erhöht. 
Das wurde auch in den letzten Monaten 
in Europa wieder deutlich. 

Initiative fordert 
Burak-Bektas-Platz 

Anlässlich des vierten Todestages von 
Burak Bektas hat sich die Initiative für 
die Aufklärung des Mordes an dem da¬ 
mals 22-jährigen Mann für einen „le¬ 
bendigen Gedenkort“ auf einer Grün¬ 
fläche in der Nähe des Tatorts ausge¬ 
sprochen. 

Bektas war in der Nacht vom 4. auf 
den 5. April 2012 in der Nähe des Kran¬ 
kenhauses in Berlin-Neukölln auf of¬ 
fener Straße und ohne Anlass von ei¬ 
nem Unbekannten erschossen worden. 
Zwei seiner Freunde, mit denen er da¬ 
mals unterwegs war, wurden bei dem 
Mordanschlag vom gleichen Täter nie¬ 
dergeschossen, überlebten den Angriff 
jedoch (t/Z berichtete). 

Nach dem Willen der Angehörigen 
und der Initiative soll die dem Bezirk 
Neukölln gehörende Fläche den Na¬ 
men Burak-Bektas-Platz erhalten. Das 
Konzept beinhaltet ein Denkmal und 
einen „Lern- und Gedenkort“. Seit dem 
Mordanschlag vor vier Jahren kämp¬ 
fen Familie und Angehörige darum, 
dass der Mord aufgeklärt und Bektas 
nicht vergessen wird. Schon früh äu¬ 
ßerte Melek Bektas, Buraks Mutter, 
den Wunsch nach einem Gedenkort, 
der nicht übersehen werden könne und 
so ihren Sohn und den unaufgeklärten 
Mord im Bewusstsein der Menschen 
verankere. 

Das Konzept findet bereits breite 
Zustimmung bei verschiedenen poli¬ 
tischen Akteuren. „Wenn ein junger 
Mensch ohne erkennbare Gründe aus 
dem Leben scheidet, versetzt es eine Fa¬ 
milie, sogar eine gesamte Gesellschaft 
in Trauer. Der Mord an Burak Bektas 
ist bis heute ungeklärt. Dieser Gedenk¬ 
ort sollte uns alle verpflichten, diese un¬ 
menschliche Tat aufzuklären, um seinen 
Eltern eine Antwort zu geben, warum 
Burak nicht mehr unter uns ist“, unter¬ 
stützte Bijan Atashgahi, Vorsitzender 
des Integrationsausschuss Neukölln 
und Fraktionsmitglied der SPD in der 
dortigen B ezirks verordnetenversamm- 
lung jüngst den besagten Vorschlag. 

(bern) 

www.gedenkort-fuer-burak.org 


Glosse von Guntram Hasselkamp 

21 Prozent für eine Untote 



Statt Drohungen und Strafen: Ein 2015 gegründeter Verein, die „Brücke der Kulturen“, leistet aktive Solidarität mit seiner 
Starthilfe für die Flüchtlinge im Raum der Stadt Hürth bei Köln. 
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Obamas größter Fehler 

Die US-Politik in Libyen sei der größ¬ 
te Fehler in seiner Amtszeit gewesen, 
sagte US-Präsident Barack Obama. Be¬ 
fragt vom extrem rechten Sender „Fox 
News“ bestand Obama aber darauf, 
dass nicht der Krieg gegen Libyen, der 
Sturz und die Ermordung des Staats¬ 
präsidenten Muammar al Gaddafi im 
Jahr 2011 der eigentliche Fehler gewe¬ 
sen sei, sondern die Politik der USA 
nach dieser Aktion. In Libyen herrscht 
seit damals Bürgerkrieg. 

Jazenjuk zurückgetreten 

Der ukrainische Regierungschef Arseni 
Jazenjuk hat seine Rücktrittserklärung 
formell im Parlament in Kiew einge¬ 
reicht. Parlamentschef Groisman nahm 
Jazenjuks Rücktrittserklärung in Kiew 
entgegen. Er sei bereit, das Amt des 
Regierungschefs selbst zu übernehmen 
und an der Spitze einer neuen Koaliti¬ 
on „dringend nötige Reformen voran¬ 
zutreiben“, erklärte Groisman. Sollte er 
gewählt werden, wolle er den Kurs der 
„europäischen Integration“ des Landes 
fortsetzen. „Wir brauchen eine Koalition, 
die den Herausforderungen gewachsen 
ist“, betonte der 38-Jährige. Groismans 
Wahl gilt allerdings nicht als sicher. Die 
ehemaligen Koalitionsmitglieder Radi¬ 
kale Partei, Julia Timoschenkos „Vater¬ 
land“ sowie die liberale Partei Samopo- 
mitsch (Selbsthilfe) kündigten an, die 
Abstimmung zu boykottieren. 

Islands Regierung überlebt 
Misstrauensvotum 

Nach dem Rücktritt des durch die „Pana¬ 
ma Papers“ in die Kritik geratenen islän¬ 
dischen Ministerpräsidenten hat die Re¬ 
gierung ein Misstrauensvotum überstan¬ 
den. Im Parlament stimmten am 8. April 
die beiden Regierungsparteien, die zu¬ 
sammen 38 bgeordnete stellen, geschlos¬ 
sen für die Regierung. Die 25 Abgeord¬ 
neten der Opposition votierten dagegen. 

„Wir sind das Gespött auf der gan¬ 
zen Welt. Niemand denkt daran, sich zu 
entschuldigen oder Verantwortung zu 
übernehmen nach dem, was passiert ist“, 
sagte Ottar Proppe von der Oppositions¬ 
partei Helle Zukunft. Die Opposition 
hatte die Abstimmung gefordert, nach¬ 
dem der Name des liberalen Regierungs¬ 
chefs Sigmundur David Gunnlaugsson 
in den Berichten über Finanzgeschäfte 
mit Briefkastenfirmen aufgetaucht war. 
Nach starken Protesten war Gunnlaugs¬ 
son zurückgetreten. Als neuen Minister¬ 
präsidenten hatte seine Fortschrittspartei 
Sigurdur Ingi Johannsson benannt. Ge¬ 
meinsam mit der Unabhängigkeitspar¬ 
tei will sie bis zum Herbst weiterregie¬ 
ren. Dann soll es - ein halbes Jahr vor 
Ende der Legislaturperiode - Neuwah¬ 
len geben. Tausende Isländer hatten ge¬ 
gen Gunnlaugsson und seine Regierung 
protestiert. 

Polizei räumt 
Platz der Republik 

Nach eineinhalb Wochen nächtlicher 
Proteste gegen soziale Ungerechtigkeit 
auf dem Pariser Platz der Republik hat 
die Polizei das Gelände geräumt. Unter 
dem Motto „Nuit Debout“ hatten seit 
dem 31. März Nacht für Nacht Hunder¬ 
te Menschen auf dem Platz protestiert. 
Die spontane Bewegung war im Zu¬ 
sammenhang mit den Protesten gegen 
die „Arbeitsmarktreform“ der Regie¬ 
rung entstanden, beschränkte sich aber 
nicht auf dieses Thema. Eine erneute 
Demonstrationsanmeldung ist nach 
Angabe der Polizei bereits eingereicht. 

Hafen von Piräus verkauft 

Der chinesische Reedereikonzern 
COSCO übernimmt die Mehrheit des 
Athener Hafens Piräus. „Die Seiden¬ 
straße wird damit kürzer“, zitierte das 
Staatsfernsehen den griechischen Re¬ 
gierungschef Alexis Tsipras. Im Zen¬ 
trum Athens protestierten Hafenarbei¬ 
ter. Die Polizei setzte Tränengas und 
Blendgranaten ein, um die Demons¬ 
tranten daran zu hindern, das Regie¬ 
rungsgebäude zu erreichen, in dem der 
Vertrag unterzeichnet wurde. Der chi¬ 
nesische Konzern übernimmt 51 Pro¬ 
zent sofort und verpflichtet sich, weite¬ 
re 16 Prozent spätestens in fünf Jahren 
zu kaufen. Griechenland erhält für den 
Anteil von insgesamt 67 Prozent nach 
Angaben des Privatisierungsfonds Tai- 
ped 368,5 Millionen Euro. 


Probleme mit der Meinung des Volkes 

Die niederländischen Wählerinnen sagten „Nee“ zum Assoziierungsabkommen mit der Ukraine 
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Ein Flugblatt der Neuen Kommunistischen Partei der Niederlande:„Stoppt den 
Faschismus in der Ukraine“ 


Die Niederländer haben schlech¬ 
te Erfahrungen, wenn es darum geht, 
wie mit der Meinung des Volkes um¬ 
gegangen wird. Als im Jahr 2005 eine 
Mehrheit der Wahlberechtigten beim 
Referendum gegen den Entwurf eines 
Verfassungsvertrages für die Europä¬ 
ische Union stimmte, wollten das die 
Herrschenden und ihre Lakaien in den 
Brüsseler Führungsetagen keinesfalls 
akzeptieren. Das Projekt wurde zwar 
dennoch gestoppt, nachdem es bei der 
Volksabstimmung in Frankreich eben¬ 
falls durchgefallen war, aber der Ver¬ 
trag wurde dann lediglich in einigen 
Punkten umgeschrieben und unter an¬ 
derem Namen beschlossen - ohne noch 
einmal nach Volkes Meinung zu fragen. 

Wenn nun 61 Prozent der Nieder¬ 
länder beim Referendum vom 6. Ap¬ 
ril wieder einmal mit „NEE“ gestimmt 
haben, dann sicher auch in Erinnerung 
an jene Vorgänge von 2005. Diejeni¬ 
gen Politiker und Journalisten, die mei¬ 
nen, das Ergebnis des Referendums so 
zu deuten, dass „Euroskeptiker“ und 
„Putin-Freunde“ gegen die Ukraine 
und die EU gestimmt und damit Russ¬ 
land zu einem Sieg verholten hätten, 
haben die Zusammenhänge nicht ver¬ 
standen - oder wollen sie nicht verste¬ 
hen. Denn der Ausgang dieses Votums 
ist ganz offensichtlich der Ausdruck ei¬ 
ner allgemein um sich greifenden Un¬ 
zufriedenheit mit der Politik der EU 
und deren Umsetzung durch die eige¬ 
ne Regierung. 

Zwar ging es am Mittwoch vergan¬ 
gener Woche „nur“ um die Frage, ob 
dem Assoziierungsabkommen der EU 
mit der Ukraine zugestimmt werden 
soll oder nicht, aber dieses Thema lässt 
sich nicht trennen von den politischen 
und wirtschaftlichen Entwicklungen. 
Die von der EU-Führung - vornehm¬ 
lich auf deutschen Druck - verordnete 
Austeritätspolitik, die zunehmende Mi¬ 
litarisierung, die auch in der Teilnahme 
niederländischer Soldaten an aktuellen 


Kriegen zum Ausdruck kommt, der un¬ 
kritische Umgang mit Menschenrechts¬ 
verletzungen in der Ukraine, die kon¬ 
zeptionslose Flüchtlingspolitik und 
viele andere Themen haben sicher für 


das Abstimmungsverhalten eine Rolle 
gespielt. 

Immerhin war das Assoziierungsab¬ 
kommen einer der Auslöser der akuten 
Krise in der Ukraine, die letztlich zum 


Putsch in Kiew geführt hat, und dazu, 
dass sich der Osten der Ukraine gegen 
das Regime in Kiew auflehnte. Eine der 
vielen Folgen war der Abschuss einer 
Passagiermaschine mit überwiegend 
niederländischen Insassen. Die Auf¬ 
klärung dieses Verbrechens wird immer 
weiter hinausgezögert und von maß¬ 
geblichen Kreisen sabotiert, nachdem 
sich die Indizien dafür häuften, dass 
eben nicht Russland oder „prorussische 
Separatisten“, sondern vermutlich das 
Kiewer Regime dafür verantwortlich 
ist. Auch die Sanktionen gegen Russ¬ 
land, verhängt unter dem Vorwand der 
„Ukraine-Krise“, sind nicht gerade ein 
Beispiel für eine konstruktive Politik. 

Das Ergebnis des Referendums ist 
also eine generelle Kritik an der Po¬ 
litik der EU, am Charakter dieses im 
Entstehen begriffenen supranationalen 
Staates. Wenn nun das Abkommen mit 
der Ukraine dennoch umgesetzt wird, 
dann wird das eben diese kritische Hal¬ 
tung noch verstärken. 

Kritiker des Referendums werden 
anmerken, dass gerade mal 32 Pro¬ 
zent der Wahlberechtigten teilgenom¬ 
men haben. Dieselben Kritiker haben 
jedoch nichts dagegen einzuwenden, 
wenn in den USA ein Präsident von 
etwa der Hälfte der Wählenden be¬ 
stimmt wird, und das bei einer Betei¬ 
ligung von um die 50 Prozent. Wenn 
also „der mächtigste Mann der Welt“ 
von nur einem Viertel der Wähler un¬ 
terstützt wird - dann sollte man das 
Votum vom 6. April auch mit gebüh¬ 
rendem Ernst betrachten. Zumal die 
Bürger in den anderen 27 EU-Staaten 
gar nicht erst nach ihrer Meinung ge¬ 
fragt wurden. 

Uli Brockmeyer 


„ Wir werden jetzt Schritt für Schritt 
an den nächsten Schritten arbeiten. “ 
Mark Rutte, niederländischer Minis¬ 
terpräsident, laut FAZ vom 8.4. 


Wie Argentinien unterworfen wird 

Die Geier holen sich die Beute und sorgen für eine genehme Regierung 


Der 30. März 2016 markiert die voll¬ 
ständige Unterwerfung Argentiniens 
unter das Diktat des Finanzkapitals. In 
einer Nachtsitzung billigte der Senat 
des flächenmäßig zweitgrößten Landes 
Südamerikas den Vergleich zwischen 
dem Ende vorigen Jahres gewählten 
Präsidenten Mauricio Macri und dem 
New Yorker Hedge-Fonds Elliott. Da¬ 
nach wird Argentinien fast alle dessen 
Ansprüche erfüllen und einschließlich 
aufgelaufener Zinsen eine Summe von 
etwa 15 Mrd. Dollar an diesen und an¬ 
dere Fonds aus alten, noch in den 90er 
Jahren des vorigen Jahrhunderts bege¬ 
benen Staatsanleihen auszahlen. Die 
Niederlage Argentiniens ist ähnlich 
komplett wie die Griechenlands im 
Sommer 2015. In beiden Fällen ging es 
um die Staatsschulden und die Knebel¬ 
verträge, die Gläubiger den Regierun¬ 
gen dieser Länder auferlegt haben. 

Argentinien hatte 2001 den bis da¬ 
hin nominal größten Staatsbankrott 
weltweit hingelegt. Eine Verschul¬ 
dungssumme von mehr als 100 Mrd. 
Dollar konnte nicht mehr bedient wer¬ 
den. Die Staatsschulden Argentiniens 
waren deshalb so hoch, weil die dama¬ 
lige - rechte, USA-freundliche - Regie¬ 
rung unter Carlos Menem ab 1992 den 
argentinischen Peso fest an den Dollar 
gekettet hatte. Der Zweck der Dollar¬ 
bindung der eigenen Währung besteht 
eben gerade darin, dass die Käufer von 
argentinischen Anleihen, also Schulden 
keine Abwertung befürchten müssen, 
was ihre Investition in Dollar, D-Mark 
oder Euro gerechnet plötzlich weniger 
wert macht. Nicht nur die argentinische 
Zentralregierung, auch die Provinzen 
des Landes und - wichtiger noch - die 
Banken, die Handels- und Industrie¬ 
firmen des Landes taten sich dank der 
Dollarbindung leicht, sich im Ausland 
zu verschulden. Sie gingen dazu über, 


Schulden gleich in den Weltwährun¬ 
gen Dollar und Euro zu machen, was 
das Abwertungsrisiko für die Gläubi¬ 
ger auf Null senkte. All das brachte die 
Wirtschaft zunächst in Schwung. Jedoch 
sorgte die Dollarbindung des Peso da¬ 
für, dass er relativ zu den Währungen 
der Nachbarländer, insbesondere Brasi¬ 
liens, teurer wurde und damit argentini¬ 
sche Produkte ebenfalls vergleichswei¬ 
se teuer machte. Die Folge waren sta¬ 
gnierende Exporte und steil steigende 
Importe - also ein explodierendes Au¬ 
ßenhandelsdefizit. Schon 1998 glitt Ar¬ 
gentinien in die Rezession. 
Unternehmen, Banken, Provinzen und 
schließlich auch der Zentralstaat hat¬ 
ten immer größere Schwierigkeiten, 
die hohen Schulden zu bedienen. Wie 
in solchen Fällen üblich, schossen die 
Zinsen für neue Schuldaufnahme nach 
oben, was die Lage aussichtslos mach¬ 
te. Auch der Internationale Währungs¬ 
fonds (IWF), der zuvor die Dollarbin¬ 
dung des Peso befürwortet hatte, wei¬ 
gerte sich, frisches Geld zu liefern. Am 
10. Januar 2002 entschied die Regie¬ 
rung, den Peso abzuwerten. Damit war 
die Pleite des Landes offiziell. Es war 
faktisch ohne Währung. Im Inland wur¬ 
de Notgeld verwendet. Für Waren aus 
dem Ausland wurde es nicht akzeptiert. 
Die Einfuhr kam zum Erliegen. Das 
betraf nicht nur Produkte des täglichen 
Bedarfs sondern auch Vorprodukte für 
die industrielle Produktion, die damit in 
vielen Sektoren zum Stillstand kam. Das 
Resultat war eine tiefe Wirtschaftskrise, 
in der das offiziell gemessene Bruttoin¬ 
landsprodukt um 21 Prozent einbrach, 
die Armutsquote auf über 50 Prozent 
der Bevölkerung stieg und die Sterbe¬ 
rate hochschnellte. 

Erst als die Preise für Grund und 
Boden, Fabriken, Anlagen und Kapi¬ 
talgüter sehr tief gefallen waren, erhol¬ 


te sich die Wirtschaft. Kapitalisten, die 
ihr Geld vor Einbruch der tiefen Krise 
ins Ausland geschafft hatten, kauften 
sich billig ein. Sie waren in der Lage, in 
Fremdwährung Rohstoffe und Halbfer¬ 
tigwaren einzukaufen. Sie konnten dank 
dieser Ausgangslage und dank der nun 
extrem niedrigen Löhne lohnende Ge¬ 
schäfte machen. Die Wirtschaft gewann 
wieder Schwung. 

Unter dem 2003 zum Präsiden¬ 
ten gewählten Linksperonisten Nestor 
Kirchner erreichte der argentinische 
Staat 2005 eine Übereinkunft über die 
Staatsschulden, der mehr als 76 Prozent 
der damaligen Gläubiger zustimmten. 
Danach erhielten sie neue Anleihen, 
deren Nominalwert etwa 30 Prozent 
der alten Anleihen entsprach. Die neu¬ 
en Anleihen wurden nach argentini¬ 
schem Recht, nicht wie die alten nach 
US-Recht begeben. Zugleich garantier¬ 
ten Regierung und Parlament den zur 
Umschuldung bereiten Gläubigern, dass 
sie keinesfalls schlechter gestellt werden 
würden als diejenigen, die dem Deal 
nicht zugestimmt hatten. Diese Garan¬ 
tie hat das Parlament nun offiziell auf¬ 
gehoben. 

Der bekannteste derjenigen Altgläubi¬ 
ger, die auf der kompletten Rückzah¬ 
lung der Altanleihen bestehen, ist jener 
Hedge-Fonds Elliott Management und 
sein Eigentümer, ein Milliardär namens 
Paul Singer, wohnhaft in New York. Sein 
Fonds kaufte Anleihen zu einem Bruch¬ 
teil ihres Nennwertes noch zu, als die 
Staatspleite längst offensichtlich war. 
Fonds, die im Konkursfall Schulden von 
Unternehmen, Institutionen oder Staa¬ 
ten zu Ramschpreisen erwerben und auf 
Wertzuwachs dieser Schulden speku¬ 
lieren, bezeichnen die Banker der Welt 
treffend als „Geierfonds“. Die Strategie 
Elliotts und die der anderen Geier sollte 
sich als goldrichtig erweisen. 


Sie fochten vor US-Gerichten die 
2005 erzielte Umschuldung an. Neben 
einigen Erfolgen erwies sich dabei 2012 
eine Entscheidung des US-Bundesrich- 
ter Thomas Griesa als besonders wirk¬ 
sam. Er untersagte es US-Banken, die 
Zahlungen Argentiniens an jene Gläu¬ 
biger weiterzuleiten, die dem Schulden¬ 
schnitt von 2005 zugestimmt hatten. Das 
Recht der Geier, auf dem vollen Betrag 
aus den Altanleihen zu bestehen, gehe 
vor, denn US-Recht sei vorrangig vor 
irgendwelchen argentinischen Parla¬ 
mentsbeschlüssen. Der Effekt war, dass 
Argentinien zwar zahlen wollte, aber 
nicht konnte und somit in „Zahlungs¬ 
verzug“ geriet, was der vornehme Aus¬ 
druck für „Pleite“ ist. 

Das Land war damit wieder von je¬ 
der Schuldenaufnahme im Ausland ab¬ 
geschnitten. Nicht nur seine Regierung, 
sondern - viel wichtiger - die Banken 
und sonstigen Kapitaleigner waren im 
Ausland nicht mehr kreditwürdig - oder 
allenfalls zu miserablen Konditionen, 
also untragbar hohen Zinsen. Das ver¬ 
schärfte die wieder beginnende Rezessi¬ 
on. Das Groß-, Klein- und Mittelbürger¬ 
tum Argentiniens protestierte. Die Mas¬ 
sen wurden unzufrieden. Die Partei der 
früheren Präsidentin Christina Kirchner 
wurde ab- und der stramm neolibera¬ 
le Macri neu gewählt. Er hatte verspro¬ 
chen, sich mit den Geiern zu einigen und 
hielt Wort. Zur Abrundung des Bildes: 
Der neue Präsident erhielt zum Dank 
für die Unterwerfung unter das globa¬ 
le Finanzsystem die Ehre, US-Präsident 
Barack Obama in Buenos Aires emp¬ 
fangen zu dürfen. Auch wurde Macri 
als Direktor einer Briefkastenfirma in 
der Karibik enttarnt. Das wird die Ar¬ 
gentinier nicht überrascht haben. Weil 
er einer von dieser Sorte ist, wurde er 
schließlich gewählt. 

Lucas Zeise 
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Assads unnötiges Problem 

Russische Politologen zur syrischen Parlamentswahl 


A m 13. April sollen in Syrien in 
Übereinstimmung mit der 2012 
beschlossenen Verfassung Par¬ 
lamentswahlen stattfinden. Es sind 
dies die zweiten Parlamentswahlen 
seit Beginn des bewaffneten Konflikts 
im Land. Die ersten wurden 2012 
durchgeführt. Damals haben auch op¬ 
positionelle Parteien teilgenommen. 

Allerdings sind nicht alle politi¬ 
schen Kräfte mit der Entscheidung des 
syrischen Präsidenten einverstanden, 
während des Genfer Prozesses zur po¬ 
litischen Regulierung des bewaffneten 
Konflikts, Wahlen durchzuführen. So 
haben die syrischen Kurden und die 
größte Oppositionsfraktion - das Na¬ 
tionale Koordinationskomitee - ihre 
Teilnahme abgelehnt. Sie berufen sich 
darauf, dass die Entscheidung der sy¬ 
rischen Führung im Widerspruch zu 
dem am 14. November in Wien be¬ 
stätigten „Fahrplan“ für den Syrien¬ 
prozess stehe. Dieser sieht folgende 
Schritte vor: Im Verlauf der zwischen¬ 
syrischen Gespräche in Genf soll eine 
Koalitionsregierung formiert werden, 
die eine neue Verfassung vorbereitet. 
Auf deren Grundlage sollen nach Be¬ 
endigung einer 18-monatlichen Über¬ 
gangsperiode, die am 1. Januar 2016 
begann, dann Parlaments- und Präsi¬ 
dentenwahlen stattfinden. 

Die russische Netzzeitung „Swo- 
bodnaja Pressa“ hat sich an mehrere 
Syrien-Spezialisten mit der Frage ge¬ 
wandt, was sie davon halten, in Syrien 
zum jetzigen Zeitpunkt Parlaments¬ 
wahlen durchzuführen; und wie die¬ 
se Abstimmung sich auf den Prozess 
der politischen Regulierung auswir¬ 
ken könne? Die Meinungen gehen 
weit auseinander und reichen von un¬ 
eingeschränkter Zustimmung zur Ent¬ 
scheidung Assads bis zu scharfer Kri¬ 
tik daran. 

Typisch für diejenigen, die die Wahl 
am 13. April unterstützen, steht die 
Aussage des wissenschaftlichen Mitar¬ 
beiters am Zentrum für arabische und 
islamische Forschungen des Instituts 
für Oststudien der Russischen Akade¬ 
mie der Wissenschaften, Boris Dolgow. 
Er betont, dass die Formierung eines 
Übergangsorgans unter Beteiligung 


von Vertretern der Opposition als 
Ausgangspunkt des Fahrplans zur Re¬ 
gulierung des Syrienkonflikts sehr lan¬ 
ge dauern werde. Als Argumente dafür 
nennt er die fehlende Einheit in den 
Reihen der Opposition und die Not¬ 
wendigkeit dann noch eine gemeinsa¬ 
me Position zwischen der Opposition 
und den syrischen Machthabern hin¬ 
sichtlich einer neuen Verfassung her¬ 
zustellen. Während dieser ganzen Zeit 
müsse der syrische Staat funktionie¬ 
ren, um den normalen Gang des Le¬ 
bens aufrecht zu erhalten. Deshalb sei 
er „sicher, dass die Durchführung tur¬ 
nusgemäßer Parlamentswahlen selbst 
angesichts des Umstands, dass viele 
Territorien nicht unter der Kontrolle 
der syrischen Regierung stehen, „eine 
richtige Entscheidung“ darstelle. 

Die kontroverse Position bringt 
am deutlichsten der Direktor des 
Zentrums zum Studium der Länder 
des Nahen Ostens und Zentralasiens, 
Semjon Bagdasarow, zum Ausdruck. 
Er bezeichnet die Wahlen am 13. Ap¬ 
ril als einen „absurden Schritt“ und 
fährt fort: „Was können das für Wah¬ 
len sein unter Bedingungen, wo nach 
UN-Angaben die Zahl der Flücht¬ 
linge aus Syrien vier Millionen über¬ 
steigt und die Zahl der Personen, die 
innerhalb Syriens vertrieben wurden 
oder auf der Flucht sind mit 10 Millio¬ 
nen angegeben wird? Nicht vergessen 
werden darf auch, dass verschiedene 
Gruppierungen bis jetzt einen bedeu¬ 
tenden Teil des Landes unter Kontrol¬ 
le haben, darunter so große Provinzen 
wie Aleppo und Idlib. 

Und überhaupt: welche Parteien, 
welches Parlament? Ja, 2012 wurden 
im Land innerhalb des letzten halben 
Jahrhunderts die ersten demokrati¬ 
schen Parlamentswahlen durchge¬ 
führt, die von den offiziellen Organen 
des Landes als politische Geburt des 
erneuerten Syriens 4 bezeichnet wur¬ 
den. Damals wurde der Baas-Partei 
im Rahmen der beschlossenen neuen 
Verfassung das Privileg genommen, 
die „führende und lenkende Kraft 44 zu 
sein. Und sie nahm an den Parlaments¬ 
wahlen unter gleichen Bedingungen 
teil wie die anderen Parteien ... Es ist 


jedoch so, dass alle diese Entscheidun¬ 
gen ,auf der Grundlage des Prinzips 
des politischen Pluralismus 4 nur Deko¬ 
ration sind. In der Realität entscheiden 
letztlich der Präsident und sein Appa¬ 
rat alles im Land.“ 

Nach Meinung Bagdasarows ver¬ 
harrt Assad in der Illusion seine Linie 
durchdrücken zu können, und er höre 
auf die Iraner. Teheran aber flüstere 
ihm hartnäckig ein, dass vorfristige 
Präsidentenwahlen notwendig seien, 
bei denen er erneut siegen werde und 
trete gegen eine Föderalisierung sowie 
gegen eine wie auch immer geartete 
Form der Autonomie für die Kurden 
auf. 

Der Politologe fasst seine Kritik 
an Assad in der Aussage zusammen: 
„Die Vereinigten Staaten und Russ¬ 
land haben dazu aufgerufen, den Ent¬ 
wurf einer neuen syrischen Verfassung 
bis zum August dieses Jahres auszuar¬ 
beiten. Man sollte sich darum bemü¬ 
hen, die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen und Kompromisse eingehen. 
Assad schafft dagegen ein unnötiges 
Problem obwohl es auf der Hand liegt, 
dass sich dieser Schritt negativ auf die 
politischen Verhandlungen auswirken 
wird.“ 

Was die Haltung der russischen 
Regierung betrifft, so lässt sich diese 
am besten in die Worte fassen „bered¬ 
tes Schweigen“. Bezeichnend dafür ist 
die Stellungnahme der offiziellen Ver¬ 
treterin des russischen Außenministe¬ 
riums, Maria Sacharowa, die nach dem 
entsprechenden Dekret Assads vom 
22. Februar 2016 sich auf die Aussa¬ 
ge beschränkte: Russland halte auch 
weiterhin an der Unterstützung der 
internationalen Übereinkunft zur po¬ 
litischen Regulierung in Syrien fest. 
Ihr Ziel bestehe in der „Formierung 
einer gemeinsamen Verwaltungsstruk¬ 
tur durch die Regierung der SAR und 
die Opposition sowie in der darauf fol¬ 
genden Ausarbeitung einer neuen Ver¬ 
fassung, auf deren Grundlage dann all¬ 
gemeine Wahlen durchgeführt werden 
sollen“. Zustimmung zu Assads „unnö¬ 
tigem Problem“ lässt sich daraus wirk¬ 
lich nicht entnehmen. 

Willi Gerns 


Schwerer Rückfall 

Amnesty international beklagt Anstieg der Exekutionen 



Amnesty hat seinen aktuellen Bericht 
zur Todesstrafe vorgestellt und die der¬ 
zeitige Lage als „besorgniserregend“ 
gekennzeichnet. Mindestens 1 600 
Menschen wurden dem Bericht zufol¬ 
ge im vergangenen Jahr mit dem Tod 
bestraft, was einem Anstieg der staat¬ 
lichen Exekutionen um 50 Prozent ent¬ 
spricht. Im Jahre 2014 waren es knapp 
über 1000. Die Organisation stellte da¬ 
bei den größten Teil der Fälle in Pakis¬ 
tan, dem Iran und Saudi-Arabien fest. 
Aus China gab es wie immer keine ver¬ 
lässlichen Zahlen. 

Als kleinen Lichtblick verzeichne 
man die Abschaffung dieser grausams¬ 
ten aller Bestrafungen in vier weiteren 
Ländern, nämlich Fidschi, Kongo, Ma¬ 
dagaskar und Surinam. In den USA 
wurde mit 28 Exekutionen, davon 13 
in Texas, ein deutlicher Rückgang ver¬ 
zeichnet, jedoch kann das Land seinen 
unrühmlichen „Top-5-Platz“ zwischen 
gleichgesinnten Todesstrafe-Ländern 
wie Saudi-Arabien und Irak behaup¬ 
ten. 

Viele Bundesstaaten der USA ha¬ 
ben allerdings auch Hinrichtungen aus¬ 
gesetzt, weil ihnen zum Aufziehen der 
Giftspritzen schlicht das Mittel ausge¬ 
gangen ist und Nachschub besorgt oder 
durch Gesetzesänderungen andere Tö¬ 
tungsmethoden möglich gemacht wer¬ 
den müssen. Wie dem auch sei: Diese 
Form der Bestrafung disqualifiziert 
sich immer wieder, wenn etwa nach 
Jahrzehnten die Unschuld eines Ver¬ 
urteilten bewiesen wird. Wenn diese 
Pech haben, findet ihre Rehabilitation 
allerdings nur noch posthum statt, wie 
etwa bei einem der bittersten Beispiele 
der Unmenschlichkeit der Todesstrafe: 


Der Afroamerikaner George Stinney 
jr., 1944 im Alter von 14 Jahren von ei¬ 
nem ausschließlich mit Weißen besetz¬ 
ten Jury für schuldig befunden und da¬ 
raufhin hingerichtet, wurde im Jahre 
2009 rehabilitiert. 

Der gefängnisindustrielle Komplex 
der USA, in dem abertausende Häftlin¬ 
ge unter diskutablen Bedingungen ve¬ 
getieren müssen, ist ein Mahlwerk, aus 
dem auch viele Unschuldige nicht mehr 
herausfinden oder unter dem Druck 
von Jahren oder gar Jahrzehnten im To¬ 
destrakt schlicht den Mut verlieren und 
sich in ihr Schicksal fügen. Die Zahl der 
Befürworter in den USA scheint weiter 
abzunehmen und ein Umdenken ein¬ 
zusetzen, dass die immer wieder asso¬ 
ziierten Wirkungen der Abschreckung 
schlicht nicht greifen und die Form der 
Bestrafung viel zu teuer ist. Die To¬ 
desstrafe verstößt nicht nur gegen die 


ansonsten für die Durchsetzung west¬ 
licher Interessen immer gern zitierten 
Menschenrechte, sie ist auch Zeichen 
der Unfähigkeit einer Gesellschaft zur 
Humanität, denn am Umgang mit ihren 
schlimmsten Subjekten sollte sie sich 
messen lassen. 

Die EU brüstet sich immer gerne 
damit, dass es in ihren Grenzen solche 
Formen der Bestrafung nicht mehr ge¬ 
ben werde. Dass aber nicht nur wieder 
erstarkende rechte Organisationen und 
Parteien eine Wiedereinführung ganz 
oben auf ihren Agenden haben oder 
die Ukraine, die bekanntlich engere 
Bande mit der EU knüpfen möchte, 
diese Strafe durch das Parlament 2014 
wieder einführen ließ, zeigen, dass auch 
in Europa keine Gewissheit herrschen 
kann, diese mittelalterliche Strafe los 
zu sein. 

Christoph Kühnemund 


Regierungsbeteiligung bestätigt 

Der 25. Parteitag der KP Chiles 


Der 25. Parteitag der Kommunistischen 
Partei Chiles fand vom 1. bis 3. April in 
Santiago de Chile statt. Der Präsident 
der KP Chiles, der Genosse Guillermo 
Tellier, eröffnete den Parteitag vor rund 
430 Delegierten und zahlreichen Gäs¬ 
ten aus der Regierungskoalition „Neue 
Mehrheit“, darunter die Sozialistische 
Partei Chiles und die Radikalsozialde¬ 
mokratische Partei. Die KP Chiles ist 
seit den ketzten Wahlen Teil der Mitte- 
Links-Regierung. Zugegen waren auch 
Vertreter von 16 Bruderparteien und 
-Organisationen, unter anderem der KP 
Kubas, der KP der Russischen Födera¬ 
tion, der KP Brasiliens, der KP Urugu¬ 
ays, der KP Perus-Patria Roja, der KP 
Ecuadors, der Ecuadorianischen KP, der 
KP Argentiniens, der KP Vietnams, der 
FSLN Nicaraguas sowie aus Deutsch¬ 
land von der Partei „Die Linke“ und 
der DKP. 

Rafael Hidalgo, Vertreter der Kom¬ 
munistischen Partei Kubas, hielt das ers¬ 
te Grußwort auf dem Parteitag. Er be¬ 
tonte, dass es in der Region eine neue 
Offensive der Oligarchie gibt, die ver¬ 
suche, alle fortschrittlichen und linken 
Kräfte zurückzudrängen. Die kommu¬ 
nistischen Parteien seien in der Pflicht, 
das Erreichte zu verteidigen. Kuba 
durchlebe heute eine Revolution in der 
Revolution, um seine Errungenschaf¬ 
ten zu festigen. Daher wird Kuba auch 
weiterhin keine Einmischung von außen 
zulassen. 

Die Delegierten führten die An¬ 
tragsdebatte in zwanzig Kommissio¬ 
nen. Sie betonten die Notwendigkeit 
der Stärkung der Aktionseinheit und 
stellten sich entschlossen gegen die zu¬ 
nehmende Militarisierung der Arau- 
cania, einem vorwiegend von Indige- 
nen bewohnten Gebiet im Süden Chi¬ 
les. Die Delegierten betonten, jegliche 
Maßnahmen, die die Logik des Neoli¬ 
beralismus von unten brechen, weiter 
zu intensivieren und zu vervielfachen. 
Dazu zählen die neu geschaffenen 
Volksapotheken, in denen alle Chile¬ 
nen Medikamente zum Einkaufspreis 
erhalten können und nicht zum zehnfa¬ 



chen Preis, den sie zur Zeit in den Apo¬ 
theken bezahlen. 


Andererseits kritisierten viele Ge¬ 
nossinnen, dass angesichts der Auf- 
zwängung von immer neuen Vorhaben 
des in- und ausländischen Kapitals und 
des stetig voranschreitenden Ausver¬ 
kaufs Chiles, die Partei eine zu große 
Zurückhaltung gegenüber den anderen 
Parteien der „Neuen Mehrheit“ übt. Vie¬ 
le äußerten die Notwendigkeit, wieder 
über die Kandidatur mit einem eigenen 
Präsidentschaftskandidaten nachzuden¬ 
ken. Andere betonten, dass Kommunis¬ 
ten nicht für die Modifizierung des Ren¬ 
tenversicherungssystems, das den Men¬ 
schen ihr Erspartes raubt, sondern für 
dessen Abschaffung einstehen müssen. 
„Kommunisten müssen diesbezüglich 
klarer sein, denn wir sind die Partei, die 
sich traut!“ 

Der Parteitag nahm den Rechen¬ 
schaftsbericht des Zentralkomitees an 
und beschloss, den Prozess der eingelei¬ 
teten Reformen zu intensivieren. Er be¬ 
kannte sich zur Weiterführung der Re¬ 
gierungsbeteiligung sowie der „Neuen 
Mehrheit“ erneut zur Verfügung zu ste¬ 
hen, wenn die Bedingungen es erlauben. 

Die Delegierten des XXV. Parteitags 
der Kommunistischen Partei Chiles be¬ 
stimmten außerdem für die Zeit bis zum 
nächsten Parteitag ein neues Zentralko¬ 
mitee, bestehend aus 40 Mitgliedern, da¬ 
von 40 Prozent Genossinnen. Guillermo 
Tellier und Lautaro Carmona wurden als 
Präsident und Generalsekretär wieder¬ 
gewählt. Mario Berrlos Miranda 


Britische Ärzte im Streik 


Das Gesundheitswesen soll 

Vom 6. bis 7. April traten die Assistenz¬ 
ärzte in Großbritannien zum dritten Mal 
in einen 48-stündigen Streik. Über 5 100 
Operationen und Behandlungen muss¬ 
ten abgesagt werden. Dies ist insgesamt 
ihre vierte Aktion mit zusammen 25 000 
gestrichenen Behandlungen, um gegen 
neue Arbeitsverträge zu protestieren, 
die ihnen das Gesundheitsministerium 
aufzwingen will. Ihre Arbeitszeit soll 
z.B. ausgedehnt und die Zuschläge für 
die Arbeit an Sonnabenden sollen ge¬ 
strichen werden (UZ berichtete). 

Die Ärzte wehren sich gegen Lohn¬ 
reduzierungen und überlange Arbeits¬ 
zeiten, auch da dies die Ärzteversorgung 
im Lande und die Patientensicherheit 
gefährden würde. Außerdem wurde be¬ 
klagt, dass die Verträge frauendiskrimi¬ 
nierend seien. 

Die Gleichheits-und Ethikkommissi¬ 
on sah dafür Anhaltspunkte, da überwie¬ 
gend Frauen in Teilzeit und Alleinerzie¬ 
hende durch die neuen Verträge benach¬ 
teiligt würden. Am Ende konnte sie sich 
aber nicht zu diesem Urteil durchringen. 
Die Ärzte befürchten zudem, dass das 
stattliche Gesundheitswesen, der NHS, 
sturmreif geschossen werden soll für Pri¬ 
vatisierungen. Auf Plakaten wurde auch 
der Rücktritt von Gesundheitsminister 
Jeremy Hunt gefordert. 

Dr. Johann Malawana, der Vorsitzen¬ 
der des BMA-Komitees der Assistenz¬ 
ärzte, sagte: „Die Verantwortung für den 
Streik liegt ganz bei der Regierung. Sie 
muss beginnen, zuzuhören und Verhand¬ 
lungen über eine angemessene Finanzie¬ 
rung der Ärzte-Verträge wieder aufzu¬ 
nehmen, um die Zukunft der Patienten¬ 
versorgung und der NHS zu schützen.“ 

Jeremy Hunt allerdings gab sich un¬ 
beeindruckt. Er bestand darauf, dass die 
Geschichte ihm Recht geben würde, den 
45 000 Assistenzärzten in England neue 


privatisiert werden 

Verträge aufzuzwingen. Dies äußerte er 
trotz einer breiten Unterstützung der 
Streiks in der Bevölkerung. Nicht nur 
die Patientenorganisation zeigte sich 
solidarisch,. In einer Umfrage des „Mir- 
ror“ gaben 93 Prozent der Bevölkerung 
Hunt die Schuld an dem Konflikt, 4 Pro¬ 
zent den Ärzten und 3 Prozent sahen die 
Schuld auf beiden Seiten. 

Besonders prominente Unterstüt¬ 
zung erhielten die Streikenden vor der 
Zentrale des Gesundheitsministeriums. 
Ihren Protest begleitete die Schauspie¬ 
lerin und Politaktivistin Vanessa Redgra¬ 
ve, die an einem „Die-in“ teilnahm. 

Sie sagte: „Assistenzärzte werden 
wie andere wunderbare Sachen behan¬ 
delt - wie Dreck. Sie werden behandelt, 
als wären sie verrückt, als wären sie 
dumm. Ich könnte weinen, sie arbeiten 
so hart“ 

Die NHS-„Arbeitgeber“seite hatte 
am 6. April triumphiert, dass 46 Prozent 
der Ärzte zur Arbeit erschienen seien. 
Sie verschwieg aber, dass dies auch jene 
einschloss, die auf ihrer neuen Stelle an 
Einführungskursen teilnehmen mussten 
sowie jene, die den vereinbarten Not¬ 
dienst leisteten. So wirkte dies auch ei¬ 
nen bisschen so wie das Pfeifen im Wal¬ 
de angesichts der Ankündigung weiterer 
Aktionen der Ärzte wie Demonstratio¬ 
nen in den Wahlkreisen von David Ca- 
meron und Hunt in den kommenden 
Wochen. Alles läuft auf einen Vollstreik 
am 26. und 27. April hinaus. Dies wäre 
der erste in der Geschichte des NHS. 

Den Assistenzärzten ist viel Kraft 
für ihren Kampf um gute Arbeitsbe¬ 
dingungen und eine gute öffentliche 
Gesundheitsversorgung zu wünschen. 
Notwendig wäre auch eine Vernetzung 
ihres Kampfes mit den Kämpfen der Be¬ 
schäftigten im Gesundheitswesen ande¬ 
rer Länder. L.M. 
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Lohndumping im großen Stil 


Gewerkschafter demonstrieren gegen Werkverträge und Leiharbeit 
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Mehrere tausend Gewerkschafter haben am 
Samstag auf dem Münchner Odeonsplatz für ein 
Gesetz gegen den Missbrauch von Leiharbeit 
und Werkverträgen demonstriert. Anlass für die 
vom DGB organisierte Aktion war die anhal¬ 
tende Blockade der CSU, die einen entsprechen¬ 
den Gesetzentwurf verhindert. Die Gewerk¬ 
schafter forderten die Regierung auf, das Ge¬ 
setzesverfahren umgehend in Gang zu setzen. 
„Der Missbrauch von Leiharbeit und Werkver¬ 
trägen nimmt immer mehr zu. Das Instrument 
wird systematisch eingesetzt, um Lohndumping 
im großen Stil zu betreiben. Für uns gilt: Wir 
lassen uns nicht spalten in den Betrieben, wir 
akzeptieren keine Zwei-Klassen-Gesellschaft. 
CSU und Wirtschaft dürfen mit ihrer dauernden 
Blockade dieses Gesetzes keinen Erfolg haben“, 
sagte der DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann. 

Es sei nicht akzeptabel, dass maßlose Forde¬ 
rungen der CSU wie die, Leiharbeiter als Streik¬ 


brecher einsetzen zu dürfen, sich durchsetzten. 
„Gibt es kein Gesetz, das Missbrauch wirksam 
verhindert, werden wir das im Wahlkampf the¬ 
matisieren“, kündigte Hoffmann an. 

Der bayerische DGB-BezirksVorsitzende 
Matthias Jena ergänzte: „Der Missbrauch ist 
kein Randthema - Leiharbeiter und Werkver¬ 
tragsbeschäftigte werden in Kliniken, der Gas¬ 
tronomie, Schlachthöfen ebenso eingesetzt 
wie in Schulen, Automobilwerken, oder im 
Zugverkehr, und das bundesweit, von Bayern 
bis Schleswig-Holstein. Wer 20 bis 30 Prozent 
Leiharbeiter einsetzt, will Kosten senken, nicht 
Arbeitsspitzen bewältigen. Wenn Werkver¬ 
tragsbeschäftigte bei gleichen Aufgaben rund 
ein Drittel weniger verdienen als die Stammbe¬ 
legschaft, dann ist das Lohndumping. Es bleibt 
dabei: Wir fordern gleichen Lohn für gleiche 
Arbeit.“ 

redglobe 



| Solidarität ist unsere Kraft 
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Gegen Aufweichen des Mindestlohns 

Erwerbslose und Flüchtlinge dürfen sich nicht gegeneinander ausspielen lassen 


Zum Tod von Klaus Steiniger 

Von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 


Klaus Steiniger und ich lernten uns in 
einer Phase kennen, als die DKP einen 
wichtigen Schritt tat: Sie hielt 1990 da¬ 
ran fest, eine kommunistische Partei zu 
sein und begann daran zu arbeiten, die¬ 
se Notwendigkeit auch auf dem Gebiet 
der annektierten DDR zu realisieren. 
Die Nachfolgerin der alten Schwester¬ 
partei, der SED, wollte damit nichts 
mehr zu tun haben, was für meine Par¬ 
tei die Sache nicht einfacher machte. 

Für Klaus war es eine Phase, in der 
er schmerzlich erkennen musste, dass er 
von seiner Partei, eben dieser vormali¬ 
gen SED, verlassen worden war. Er en- 


Unterschiedlichkeit in der Geschichte 
produzierte natürlich auch andere Un¬ 
terschiede, mit denen umzugehen die 
DKP so manche Schwierigkeit hatte 
und noch immer hat. Klaus hat einiges 
davon abbekommen. Vor allem, nach¬ 
dem er das Werk seines letzten Le¬ 
bensabschnitts, die „Tribüne für Sozia¬ 
listen und Kommunisten“, die Monats¬ 
zeitschrift Rotfuchs , gegründet hatte. 
Die Chancen, die sich damit auch für 
die DKP ergaben, wurden zeitwei¬ 
se übersehen. Die Kommunikation 
zwischen den Kommunistinnen und 
Kommunisten aus Ost und West war 



UZ i Angeblich nimmt die Erwerbslosig¬ 
keit in der Bundesrepublik seit Jahren 
ab. Wie bewerten Sie vor diesem Hin¬ 
tergrund die aktuelle Sozialpolitik der 
Bundesregierung? 

Martin Behrsing: Ich kann nicht fest¬ 
stellen, dass die Erwerbslosigkeit in 
dem Maße abgenommen hat, wie das 
behauptet wird. Dafür weisen die Sta¬ 
tistiken zu viele Punkte auf, in denen 
die Erwerbslosen gar nicht mehr er¬ 
scheinen. 

UZ: Inwiefern? 

Martin Behrsing: Das betrifft zum Bei¬ 
spiel die Gruppe der Menschen, die 
sich in irgendwelchen Maßnahmen be¬ 
finden. Oder auch Menschen, die Ver¬ 
mittlungsgutscheine bekommen haben 
und bei privaten Arbeitsvermittlern 
sind, die nicht mehr mitgezählt wer¬ 
den. Und es betrifft auch Menschen, 
die über 58 Jahre alt sind, bei denen 
man sowieso davon ausgehen muss, 
dass sie keine Arbeit mehr finden. All 
diese Gruppen finden sich in den Statis¬ 
tiken also gar nicht erst wieder. Gleich¬ 
wohl muss man natürlich sagen, dass 
die Statistiken tatsächlich ein besseres 
Bild zeichnen, als 2005. Damals hatte 
die Erwerbslosigkeit ein verheerendes 
Ausmaß. Wenn man sich jetzt aber die 
aktuelle Sozialpolitik anschaut, muss 
man feststellen, dass es um die Zu¬ 
kunft der Mehrheit der Menschen kei¬ 
neswegs rosig bestellt ist. Für das Jahr 
2030 wird erwartet, dass etwa die Hälf¬ 
te der Bevölkerung, die dann in Rente 
geht, auf die Grundsicherung angewie¬ 
sen sein wird. Das heißt, die Hälfte der 
Menschen ist dann arm. 

Wir haben zwar mittlerweile den 
Mindestlohn, aber die 8,50 Euro sind 
ja nicht ausreichend. Wir haben das 
einmal ausgerechnet. 8,50 Euro rei¬ 
chen bei einer 38,5 Stunden-Woche 
nicht aus. Man hat dann immer noch 
Anspruch auf ergänzende Leistungen 
nach Hartz IV. 

UZ: Mit der Einführung der Hartz IV- 
Gesetzgebung wurden auch sogenann¬ 
te „Ein-Euro-Jobs“ ins Eeben gerufen. 
Angeblich, um Erwerbslose in Arbeit zu 
bringen. Waren die Ein-Euro-Jobs dazu 
jemals geeignete Mittel? 

Martin Behrsing: Nein, das waren sie 
nie. Die sogenannten Ein-Euro-Jobs 
sind auch heutzutage noch genau so ein 
Ausdruck der Hilflosigkeit, wie sie es 
schon 2005 waren. Es war immer klar, 
dass sich die Chancen, eine Erwerbs¬ 
arbeit durch Ein-Euro-Jobs zu finden, 
nicht verbessert haben. 

UZ: Also lehnen Sie die von der dama¬ 
ligen „ rot-grünen “ Bundesregierung un- 
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ter Gerhard Schröder (SPD) noch im¬ 
mer rundweg ab? 

Martin Behrsing: Ja. Sie können even¬ 
tuell für Menschen hilfreich sein, die 
keine Chancen mehr auf dem Arbeits¬ 
markt haben. Wenn es etwa darum 
geht, dass Menschen nicht vereinsa¬ 
men sollen oder ihr Tagesablauf etwas 
mehr strukturiert werden soll. Aber 
das betrifft nur eine ganz kleine Grup¬ 
pe von Menschen. Außerdem haben in 
diesen Fällen auch die Instrumente der 
Arbeitsmarktpolitik nichts zu suchen. 
Das sind eigentlich Instrumente, die 
eher in den Bereich der Sozialtherapie 
hineingehören. 

UZ i Aktuell wird viel über eine zukünf¬ 
tig mögliche Konkurrenz zwischen Er¬ 
werbslosen und Flüchtlingen diskutiert. 
Wie schätzen Sie die Situation ein? 

Martin Behrsing: Wir können derzeit 
noch gar nicht sagen, ob da tatsächlich 
eine Konkurrenz entsteht. Die Flücht¬ 
linge, die jetzt hier sind, sind finanzi¬ 
ell auf jeden Fall schlechter gestellt 
als Hartz-IV-Bezieher. Meines Erach¬ 
tens müssten jedes Jahr rund 10 Milli¬ 
arden Euro in den Flüchtlingsbereich 
gesteckt werden, um eine Verbesse¬ 
rung der Sprachkenntnisse und Inte¬ 
gration überhaupt erst möglich zu ma¬ 
chen. Wichtig ist, dass die Flüchtlinge 
Bildung bekommen und sich hier zu¬ 
recht finden. Ich sehe diese Konkur¬ 
renz also nicht. Sie wird jedoch immer 
aufgemacht. Und zwar maßgeblich von 
Gruppierungen am rechten Rand. Man 
kann das aktuell sehr gut in den soge¬ 
nannten sozialen Medien sehen, wo 
öfters mal hochgerechnet wird, was 
Flüchtlinge angeblich am Tag bekä¬ 
men. Das hat jedoch meist mit Rea¬ 
litäten überhaupt nichts zu tun. Wir 
müssen allerdings aufpassen, dass die 
Rechtspopulisten und Neonazis nicht 
punkten können. 


Verantwortlich für die Probleme sind 
außerdem nicht die Flüchtlinge, son¬ 
dern die Herrschenden. 

UZ: Welche Gefahren bestehen nun, 
wenn Flüchtlinge als Druckmittel auf 
dem Arbeitsmarkt missbraucht werden? 

Martin Behrsing: Die Gefahren sind 
erheblich, wenn sich Teile der CDU/ 
CSU durchsetzen und der Mindestlohn 
auf ge weicht würde. Dann gäbe es eine 
Masse an billigeren Arbeitskräften und 
es würde ein deutlich erhöhter Kon¬ 
kurrenzdruck entstehen. Da müssen 
vor allem auch die Gewerkschaften 
drauf achten, dass es auf keinen Fall zu 
einer wie auch immer gearteten Auf¬ 
weichung des Mindestlohns kommt. 

UZ: Die sozialchauvinistische AfD hat 
bei den letzten Landtagswahlen über¬ 
durchschnittlich große Erfolge einge¬ 
fahren. Auch bundesweit wird sie be¬ 
reits als drittstärkste politische Kraft 
gehandelt. Warum haben derart viele 
Menschen bei den vergangenen Wah¬ 
len für die AfD gestimmt, obwohl diese 
den Druck auf Erwerbslose massiv er¬ 
höhen will und sicherlich nicht für eine 
ausgewogene Sozialpolitik steht? 

Martin Behrsing: Ich stelle immer wie¬ 
der fest, dass sehr viele Erwerbslose 
völlig unpolitisch sind. Das macht es 
auch so schwer, sie zu wirklich ernst¬ 
haften Protesten zu bewegen. Meist 
gehen Erwerbslose gar nicht wählen. 
Oder sie wählen etwas aus Protest 
und setzen sich dabei oft nur begrenzt 
mit den wirklichen Inhalten auseinan¬ 
der. Hier liegt es an den Erwerbslosen 
selbst, tätig zu werden und sich zu in¬ 
formieren. Wir erreichen über unsere 
Kanäle im Internet rund 60.000 Men¬ 
schen und haben dort unser Entset¬ 
zen über die jüngsten Wahlerfolge der 
AfD zum Ausdruck gebracht. Perso¬ 
nenkreise, die mit der AfD sympathi¬ 
sieren, sind auf unserer Internetplatt¬ 
form nicht willkommen. Das haben wir 
ganz deutlich klargestellt. 

UZ: Und warum gelingt es bisher nicht 
wirklich, Erwerbslose und Flüchtlinge 
zu gemeinsamen Protesten gegen ihre 
Lebenssituation zu bewegen? 

Martin Behrsing: Das ist zunächst 
nicht ganz so einfach. Ich würde je¬ 
doch nicht ausschließen, dass es künf¬ 
tig noch gelingt. Erste Ansätze gab es 
hier in Bonn bereits. Da haben vor 
allem junge Menschen für die Rech¬ 
te der Flüchtlinge demonstriert. Ge¬ 
meinsame Proteste sind jedoch ganz 
klar ausbaubar. Aber ich bin diesbe¬ 
züglich ganz optimistisch. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


gagierte sich für den Aufbau der DKP 
Berlin und im Gebiet der „neuen Bun¬ 
desländer“. Weder die DKP noch Klaus 
ahnten wohl, dass dieser Prozess alles 
andere als geradlinig verlief. Die Tren¬ 
nung der früheren Schwestern DKP 
und SED verursachte Schmerzen im 
Politischen, klar, aber auch im Mensch¬ 
lichen. Die Kommunistinnen und Kom¬ 
munisten hatten völlig unterschiedliche 
Biografien: hier diejenigen, die bis zu 
40 Jahre am Aufbau des ersten sozia¬ 
listischen Staates auf deutschem Boden 
mitgewirkt hatten, dort diejenigen, die 
in derselben Zeit in einem der führen¬ 
den imperialistischen Länder für das 
sozialistische Ziel kämpften. 

Klaus begriff das zu Recht als 
eine große Chance. Er sprach von der 
„Möglichkeit einer Legierung der un¬ 
terschiedlichen Erfahrungen“, einer 
Mischung zweier Elemente zu einem 
Metall, wie sie die kommunistische 
Weltbewegung brauchen werde und 
die im „neuen“ Deutschland Praxis 
sein müsse. Einfach? Keineswegs! Die 


Vor gut drei Jahren ist unser Dietrich 
Kittner gestorben. Dietrich war ein 
herausragender politischer Kabaret¬ 
tist Satiriker, und Liedermacher, bis¬ 
sig und treffsicher. Er hatte daher im- 
öffentlich-rechtlichen westdeutschen 
Fernsehen „seit 1973 quasi ,Fernseh¬ 
verbot’ (Süddeutsche Zeitung)“, ist bei 
„wikipedia“ vermerkt. 

In einem seiner letzen Programme 
erklärte Dietrich, dass er angesichts 
der Erklärungen der bundesdeut¬ 
schen Politiker selbst keine Texte mehr 
schreibe, er wolle nur noch zitieren. 

Was könntest du, lieber Dietrich, 
aus den heutigen Meldungen in Sa¬ 
chen Renten machen? Ich bin sicher, 
du würdest quasi in Champagner ba¬ 
den angesichts dieser Zitate aus Ber¬ 
lin. 

Den ersten Preis erhält Horst See¬ 
hofer. Laut „Bayernkurier“ sieht der 
CSU-Vorsitzende große Teile der Be¬ 
völkerung von Altersarmut bedroht. 
„Die Anfang des vergangenen Jahr¬ 
zehnts beschlossene Kürzung des Ren¬ 
tenniveaus wird nach Seehofers Ein¬ 
schätzung dazu führen, ,dass etwa die 
Hälfte der Bevölkerung in der Sozial¬ 
hilfe landen würde.’ 

Werden die Renten gekürzt, erhal¬ 
ten die Rentner weniger. Für diese Er¬ 
kenntnis hat Horst Seehofer 15 Jahre 
gebraucht. 

Wo sozialpolitische Dummheiten 
verkündet werden, ist Arbeitsministe¬ 
rin Andrea Nahles erfahrungsgemäß 


phasenweise zu selten. Klaus’ Helm 
bekam Beulen. 

Er wäre aber nicht er selbst gewe¬ 
sen, wenn er sich von diesen Problemen 
hätte entmutigen lassen. Er entwickelte 
den Rotfuchs zu einem wahren Erfolgs¬ 
projekt mit Zehntausenden monatli¬ 
chen Lesern. Parteilich, aber eben kein 
Parteiorgan. Der Rotfuchs ist heute in 
der Tat die größte marxistische Monats¬ 
zeitschrift Deutschlands. Wir sprachen 
in den vergangenen Monaten oft darü¬ 
ber, dass er damit im besten Sinne des 
Wortes auch für unsere Partei wirkte. 
Er machte auch keinen Hehl aus sei¬ 
nem Stolz auf die DKP. Stolz, weil sei¬ 
ne Partei in den letzten Jahren wieder 
zu der Klarheit zurückfand, die er für 
eine kommunistische Partei als unver¬ 
zichtbar sah. 

Der Tod von Klaus reißt eine rie¬ 
sige Lücke in unsere Reihen. Er wird 
uns fehlen: als Mensch, als Freund, als 
Kommunist. Unser Beileid gilt unserer 
Genossin Bruni, die wir umarmen und 
der wir alle Kraft der Welt wünschen. 


auch nicht weit. Sie hat „massive Re¬ 
formen“ angekündigt. „Die gesetzliche 
Rente sei ein zentrales Versprechen 
des Sozialstaats, das für jeden gelten 
müsse“, wird sie zitiert und „Aus den 
Veränderungen der ökonomischen 
und demografischen Bedingungen er¬ 
gäben sich neue Antworten“. 

Da stuft uns diese ehemals sozial¬ 
demokratische Partei zu einem Land 
mit massenhaftem Niedriglohnsektor 
ab mit ihrer Agenda 2010, mit Waf¬ 
fenhilfe von ihren olivgrünen Koali¬ 
tionären, geduldet von den Schwar¬ 
zen - und deren Arbeitsministerin 
macht dann heute veränderte Bedin¬ 
gungen aus. 

Sind das nicht Texte, lieber Die¬ 
trich? Da stellt Andrea Nahles jetzt 
völlig überrascht fest, dass niedrige¬ 
re Löhne auch zu niedrigeren Renten 
führen! Ist das denn noch irgendwie 
zu toppen? 

Aber jetzt wird es ernst. Sowohl 
Seehofer als auch Nahles haben die 
Renten als Thema für die Bundestags¬ 
wahlen entdeckt und kündigen „Re¬ 
formen“ an. 

Und dann zucken wir zusammen 
und greifen reflexhaft zum Portemon¬ 
naie, gewitzt von den Erfahrungen, 
dass ihre Reformen unser Geld kos¬ 
ten. Schade, lieber Dietrich, dass du 
nicht mehr bei uns bist - das wäre doch 
ein tolles Programm für dich auf unse¬ 
rem Pressefest geworden - die reinste 
Wonne, für dich und für uns! 


Kolumne von Werner Sarbok 

Wonnen für das Kabarett 
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Das Vorspiel zum 2. Weltkrieg 

Zum Charakter des Spanischen Krieges (1936 von 1939) • Von Werner Abel 


A ls am 16. Februar 1936 linke 
und linksbürgerliche Parteien, 
zusammengeschlossen in einer 
Volksfront, die Wahlen zum Cortes, 
dem spanischen Parlament, gewan¬ 
nen, nach Stimmen zwar knapp, aber 
nach Sitzen mit deutlichem Vorsprung, 
da schien dieses Ereignis einem allge¬ 
meinen Trend in Europa zuwiderzu¬ 
laufen. In mehreren Ländern waren 
faschistische und autoritäre Regimes 
an die Macht gekommen, nur Frank¬ 
reich und Spanien schienen mit ihren 
Volksfront-Regierungen eine Ausnah¬ 
me zu machen. 

In Spanien, seit April 1931 Repub¬ 
lik, war es zunächst nicht zu den so¬ 
zialen und politischen Veränderungen 
gekommen, die viele Spanier erwartet 
hatten. Im Gegenteil, es gab einen re¬ 
aktionären Rückschritt (die „schwar¬ 
zen Jahre“ - siehe UZ vom 19.2.2016). 
Ein aus der Not geborener Aufstand 
der asturischen Bergarbeiter im Okto¬ 
ber 1934 wurde mit äußerster Brutali¬ 
tät niedergeschlagen. Befehlshaber der 
Regierungstruppen war übrigens Ge¬ 
neral Francisco Franco, der schon hier 
jene Militäreinheiten einsetzte, die spä¬ 
ter zu den Eliteeinheiten im Kampf ge¬ 
gen die Republik gehören sollten. Un¬ 
ter seinem Befehl rechneten der „Ter- 
cio“ die spanische Fremdenlegion, und 
die „Reguläres“, marokkanische Söld¬ 
ner, mit den Aufständischen ab. 

Die Entwicklung führte damals 
dazu, dass die mächtige Gewerkschaft 
der Anarchosyndikalisten, die Confe- 
deraciön Nacional de Trabajo (CNT) 
Anfang 1936 ihre Mitglieder nicht 
mehr zur Wahlabstinenz aufriefen, son¬ 
dern zur Stimmabgabe für das zu Recht 
als Volksfront geltende Wahlbündnis. 

Dieses nahm sich nach dem Sieg 
im Februar 1936 sozialökonomischer 
und sozialpolitischer Maßnahmen an, 
die sich deutlich von dem unterschie¬ 
den, was sich z.B. die Volksfront-Re¬ 
gierung in Frankreich vorgenommen 
hatte. Dazu kam eine antiklerikale, an- 
tioligarchische Volksbewegung, deren 
Ausweitung die nach wie vor bürgerli¬ 
che Republik zur weiteren Demokra¬ 
tisierung und weiter nach links führen 
musste. 

Obwohl die warnenden Stimmen, 
wie die der Kommunisten, dass die 
Reaktion das nicht hinnehmen wer¬ 
de, Zunahmen, reagierte die Regierung 
zögerlich und tat wenig für den Schutz 
der Republik. Die Angst vor einer Be¬ 
waffnung des Volkes war zum Beispiel 
größer als die vor den reaktionären Ge¬ 
nerälen, die man bestenfalls in Randbe¬ 
zirke versetzte. 

Als diese aber dann im Juli 1936 
putschten, nahmen viele an, dass es sich 
um einen der üblichen „pronunciamen- 


tos“ Militärputsch, handele. Vermutlich 
aber waren es wieder allein die Kom¬ 
munisten, die den wahren Ernst der 
Lage erkannten. 

Was aber die Faszination Spanien 
zu dieser Zeit auch international aus¬ 
machte war, dass der Faschismus durch 
eine Volksaktion aufgehalten werden 
konnte, den Putschisten die wichtige 
Städte nicht in die Hände üelen. Da 
ein Teil der spanischen Armee, vor al¬ 
lem die Marine, loyal blieb und die lin¬ 
ken Parteien und Organisationen so¬ 
fort Milizen bildeten, den Putschisten 
also auch auf militärischem Gebiet Ge¬ 
genwehr geleistet wurde, entstand eine 
Situation, die in der Regel als Bürger¬ 
krieg bezeichnet wird. 

Es war auch ein Bürgerkrieg, dessen 
Konflikte oft hinein bis in einzelne Fa¬ 
milien drangen. Doch die Bezeichnung 
„Bürgerkrieg“ reicht nicht aus, um den 
Spanischen Krieg zu charakterisieren, 
seine Bedeutung für die nachfolgenden 
historischen Ereignisse zu erfassen. 

Internationale Unterstützung 
für die Putschisten 

Beispielsweise wäre es ohne die Hilfe 
und Unterstützung Nazi-Deutschlands 
nicht gelungen, im Juli 1936 die Trup¬ 
pen der Putschisten aus Nordafrika und 
von den Kanarischen Inseln, auf denen 
General Franco den Befehl hatte, auf 
das spanische Festland überzusetzen. 

Ohne die Waffenlieferungen 
Deutschlands und Italiens, ohne die 
Versorgung mit Treibstoffen durch die 
USA hätten die Putschisten die mate¬ 
riell-technische Überlegenheit nicht er¬ 
reichen können. 

Damit nicht genug: Ohne sich an 
ihre Zustimmung zu dem am 9. Sep¬ 
tember 1936 in London abgeschlosse¬ 
nen Nichteinmischungsvertrag zu hal¬ 
ten und ohne das Gebot der Neutralität 
einzuhalten, griffen die Signatarstaaten 
Deutschland, Italien und Portugal mit 
der Entsendung von Truppen auf Sei¬ 
ten der Putschisten massiv in den Krieg 
ein. Italien schickte ein sogenanntes 
„Freiwilligenkorps“ (Corpo Truppe Vo- 
lontarie) mit knapp 50 000 Mann, von 
denen aber ca. 18 900 der regulären 
italienischen Armee angehörten. Auf 
Francos Seite kämpften etwa 22 000 
Deutsche, aber nicht nur als Angehö¬ 
rige der berüchtigten „Legion Condor“ 
sondern auch als Artilleristen, Panzer¬ 
fahrer und Techniker. Aus Portugal ka¬ 
men zwischen 8 000 und 12 000 Legio¬ 
näre, die sich „Viriatos“ nannten, nach 
Viriathus, der die Lusitaner im 2. Jahr¬ 
hundert vor d.Z. im Kampf gegen die 
römische Vorherrschaft führte. Auch 
die Portugiesen brachten wie die Itali¬ 
ener und Deutschen eigene Geschwa¬ 
der mit nach Spanien und trugen mit 
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dazu bei, dass die Republikaner, die 
Flugzeuge nur noch von der Sowjet¬ 
union geliefert bekamen, letztlich im 
Luftkampf unterlegen waren. 

Und nicht nur Deutsche, Italiener 
und Portugiesen kämpften an der Seite 
der Franquisten, sondern auch ca. 700 
Irländer sowie polnische, rumänische, 
französische, österreichische, jugoslawi¬ 
sche Faschisten und rechte Katholiken 
ebenso wie antikommunistische russi¬ 
sche und ukrainische Emigranten. 
Geprobt wurde dabei auch, was im 2. 
Weltkrieg zum Alltag gehören sollte: 
Die Bombardierung von Städten und 
der Luftkrieg gegen die Zivilbevölke¬ 
rung. 

Der erste moderne Krieg 

Der Krieg in Spanien war der erste mo¬ 
derne Krieg des 20. Jahrhunderts. Das 
erstreckte sich in der Taktik vom Zu¬ 
sammenwirken zwischen Panzertruppe 
und Infanterie bis hin zum schon er¬ 
wähnten Krieg gegen die Zivilbevölke¬ 
rung durch das Bombardement urbaner 
Räume. Guernica ist nur ein, aber dafür 
das bekannteste Beispiel eines Kriegs¬ 
verbrechens, das die Welt in dieser Di¬ 
mension bis dahin nicht kannte. Zum 
Einsatz kam modernste Flugtechnik, 
gegen die die nur minimal vorhandene 
republikanische Luftabwehr kaum eine 
Chance hatte. Wohlgemerkt, die Bom¬ 
ben warf in den wenigsten Fällen die 
franquistische Luftwaffe, terrorisiert 
wurde die Bevölkerung von deutschen 
und italienischen Geschwadern. Auch 
das ist ein Grund dafür, nicht mehr nur 
von einem Bürgerkrieg zu sprechen. 

„Nichteinmischungspolitik“ 
der Westmächte 

Außer verbalen Protesten gab es kei¬ 
ne die Republik unterstützenden Re¬ 
aktionen der „bürgerlichen Demokra¬ 
tien“. Im Gegenteil, England erpresste 
Frankreich, die der spanischen Repu¬ 
blik zugesagte Waffenhilfe dann doch 
nicht zu gewähren. Als das Volksfront- 
Bündnis in Frankreich im März 1938 
zerbrach und Edouard Daladier Leon 
Blum als Ministerpräsident ablöste, än¬ 
derte sich das Verhalten zum republi¬ 
kanischen Spanien ohnehin zu dessen 
Ungunsten. 

Mehr noch als die Sowjetunion 
hätte z.B. Frankreich Grund gehabt, 
in den Spanischen Krieg einzugrei¬ 
fen. Gemeinsam mit England und den 
USA signalisierte aber Frankreich den 
Achsenmächten, dass diese in Spanien 
ungestraft morden dürfen. Vergessen 
werden sollte auch nicht, dass nach der 
Niederlage der Republik England und 
die Schweiz sofort Franco-Spanien als 
das einzig legitime Spanien anerkann¬ 
ten und sofort diplomatische Beziehun¬ 


gen aufnahmen. Beachtet werden soll¬ 
te ferner, dass sich Nazi-Deutschland 
gleichzeitig mit dem Kampf gegen die 
Spanische Republik Österreich einver¬ 
leibte und die CSR zerschlug. 

Wenig beachtet wird vermutlich, 
dass auf spanischer Erde erstmals seit 
den Interventionskriegen gegen die 
junge Sowjetmacht wieder deutsche 
und sowjetische Soldaten gegeneinan¬ 
der kämpften und damit vorwegnah¬ 
men, was sich vier, fünf Jahre später im 
2. Weltkrieg auf sowjetischem, osteuro¬ 
päischem und deutschem Territorium 
wiederholen sollte. 

Internationalismus 

Am 24. Oktober 1936 hatten die Ver¬ 
treter der Kommunistischen Internati¬ 
onale Luigi Longo, Pierre Rebiere und 
Stefan Wisniewski den noch zögernden 
spansichen Ministerpräsidenten Largo 
Caballero davon überzeugen können, 
der Aufstehung Internationaler Briga¬ 
den zuzustimmen. 

Doch schon zuvor kämpften Frei¬ 
willige aus vielen Ländern in den an¬ 
tifaschistischen Milizen. Aufgehalten 
wurden die Putschisten in den ent¬ 
scheidenden Städten Madrid, Valen¬ 
cia und Barcelona zunächst durch 
die spontane Aktion der Volksmas¬ 
sen, bestenfalls organisiert durch die 
CNT. Der PSUC, die Vereinigte So¬ 
zialistische Partei Kataloniens, in der 
die kleine katalanische KP aufgegan¬ 
gen war, gründete sich erst am 23. Juli 
1936, schickte aber schon wenige Tage 
danach seine erste Milizkolonne an die 
Front, zu der übrigens auch deutsche 
Milizionäre gehörten. 

Vor allem kommunistische Mili¬ 
tärs - wie z.B. der deutsche Kommu¬ 
nist, Schriftsteller und Weltkriegsoffi¬ 
zier Ludwig Renn - wussten, dass der 
Krieg nicht mit einem Milizsystems er¬ 
folgreich geführt werden konnte. Ob¬ 
wohl der spanische Ministerpräsident, 
das Verteidigungsministerium, der Ge¬ 
neralstab und auch die Anarchosyndi¬ 
kalisten nicht begeistert waren von 
den ihrer Meinung nach kommunis¬ 
tisch dominierten Interbrigaden, wur¬ 
den diese dann auf Grund ihrer hohen 
Kampfmoral und beispielhaften Diszi¬ 
plin schnell zu geschätzten Eliteeinhei- 
ten, die oft an den gefährdetsten Fron¬ 
ten eingesetzt wurde. Ihre erste Be¬ 
währungsprobe erlebten sie Endel 936, 
Anfang 1937 in der Schlacht um die 
Hauptstadt Madrid, deren Eroberung 
Franco erst im Frühjahr 1939 gelingen 
sollte. 

Geht man davon aus, dass 
ca. 35 000 Interbrigadisten und An¬ 
gehörige anderer linker Einheiten 
gegen die Franquisten kämpften, so 
kann wohl angenommen werden, dass 


die Putschisten von mehr als der dop¬ 
pelten Anzahl von Ausländern unter¬ 
stützt wurden. 

Vor allem auch ein 
Klassenkrieg 

Die Kommunistische Internationale 
deünierte damals den Krieg in Spa¬ 
nien als einen nationalrevolutionä¬ 
ren Krieg des spanischen Volkes. Ob¬ 
wohl diese Charakterisierung in der 
aktuelleren Literatur immer weniger 
gebraucht wird, ist sie trotzdem eine 
wohl präzise Beschreibung der Vor¬ 
gänge jener Zeit. 

Der Spanische Krieg war auch ein 
Klassenkrieg: Die bisher Unterprivi¬ 
legierten, das Landproletariat, die ar¬ 
men Pächter, die Arbeiterklasse und 
mit ihr auch die Arbeiterbewegung ar¬ 
tikulierten ihre Interessen. Erst nach 
dem Sieg der Volksfront war ernsthaft 
versucht worden, die quasi feudalen 
Verhältnisse auf dem Lande zu über¬ 
winden und die Macht der Kirche, die 
traditionell auf der Seite der Unter¬ 
drücker stand, einzuschränken. 

Die Arbeiterbewegung, gleich ob 
anarchosyndikalistisch, sozialistisch 
oder kommunistisch, sah erstmals die 
reale Chance, die soziale Lage der Ar¬ 
beiter existentiell zu verbessern. Nicht 
umsonst gehörten die anarchosyndi- 
kalistische CNT und die sozialistische 
UGT (Union General deTrabajadores) 
zu den wichtigsten Akteuren nicht nur 
im Krieg, sondern auch bei den ange¬ 
strebten revolutionären Veränderun¬ 
gen. 

Aber nicht nur die Klasseninter¬ 
essen der faschistischen Mächte stan¬ 
den dem entgegen, sondern auch die 
der „westlichen Demokratien“. Diese 
fürchteten das Beispiel revolutionärer 
Umgestaltungen ebenso wie die Nati¬ 
onalisierung des Eigentums ihrer Kon¬ 
zerne in Spanien. 

★ 

Die Warnungen der spanischen und 
internationalen Kommunisten wurden 
nicht gehört. Ein geeintes und interna¬ 
tionales antifaschistisches Engagement 
für die Spanische Republik hätte den 
faschistischen Mächten ihre Schranken 
aufgezeigt. Durch ein entschiedenes 
Parteiergreifen Englands und Frank¬ 
reichs für die Tschechische und die 
Spanische Republik wäre vielleicht der 
2. Weltkrieg verhindert worden. Diese 
Mutmaßung ist durchaus legitim, denn 
Historiker können die Frage „Was 
wäre, wenn?“ sehr wohl stellen, auch 
die, ob die Warnungen der Geschichte 
verstanden wurden. 

Werner Abel, Historiker, ist Mitglied im 
Verein Kämpfer und Freunde der Spa¬ 
nischen Republik 1936-1939 (KFSR). 


Kapp-Putsch und Märzrevolution 1920 


Günter Gleising: Kapp-Putsch und Märzrevolution 1920 (I)- 
Ereignisse und Schauplätze in Bochum und Umgebung. 
RuhrEcho Verlag, ISBN 978-3-931 999-15-5,9,90 Euro 

Der Bochumer RuhrEcho Verlag hat soeben eine zweite kor¬ 
rigierte und überarbeitete Auflage der Schrift von Günter 
Gleising„Kapp-Putsch und Märzrevolution 1920 (I) - Ereig¬ 
nisse und Schauplätze in Bochum und Umgebung“ aufge¬ 
legt. 

Die Neuauflage war notwendig, da die 1. Auflage vergrif¬ 
fen war. Das vorliegende Buch beleuchtet die Abwehr des 
Kapp-Putsches und die Märzrevolution 1920 aus der lokalen 
Erforschung für das mittlere Ruhrgebiet. Es bewertet die 
Bedeutung der Region Bochum/Witten/Hagen neu. Denn 
es waren die Bochumer, Wittener und Hagener Arbeiter¬ 
wehren, die schon am 13./14. März 1920 gegründet worden 
waren, die in Wetter und Herdecke die ersten militärischen 
Siege über die Reichswehrtruppen errangen. Sie waren we¬ 
sentlich an der Zerschlagung des Freikorps Lichtschlag in 
Dortmund beteiligt und aktiv an der Formierung der Roten 
Armee. Auch weitere Ereignisse und Schauplätze sowie die 
Mechanismen,die Organisations- und Sozialstrukturen des 
Kampfes gegen den Kapp-Putsch sowie der Märzrevoluti¬ 
on werden dargestellt. Der Frage, wie das unermüdliche 
Interesse an Versammlungen, Demonstrationen und poli¬ 
tische Interesse entstand, wird ebenso nachgegangen wie 
die Frage, warum diese Generation im Jahr 1920 das System 
der Ausbeutung und Unterdrückung nicht mehr ertragen 


wollte, welches ihre Eltern und Großeltern ihr Leben lang 
erduldeten. 

Das Inhaltsverzeichnis des Bandes: 

Geleitwort 

Vorwort 

1. Der Putsch in Berlin und die Reaktionen im Industriege¬ 
biet 

2. Die Schauplätze in der Region 

3. Erste bewaffnete Kämpfe 

4. Die Kämpfe um Dortmund, Wattenscheid und Essen 

5. Die Zwischenzeit: Verhandlungen, Sicherung der 
Lebensgrundlagen und die Kampffront an der Lippe 

6. Die Sammlung der Reichswehr und der zweite General¬ 
streik 

7. Die Verbrechen der Reichswehr bei Haltern 

8. Die Besetzung des mittleren Ruhrgebietes durch 
die Reichswehr 

Infos: www.ruhrecho.de, Bestellungen: bestellung@ruh- 
recho.de 

Weiter lieferbar: 

Günter Gleising, Mitarbeit Anke Pfromm: Kapp-Putsch und 
Märzrevolution 1920, Band II 

Ereignisse und steinerne Zeugen - Gräber und Denkmäler 
zwischen Rhein und Weser erzählen Geschichte. RuhrEcho 
Verlag, 536 Seiten zahlreiche Dokumente und Fotos, ISBN: 
978-3-931 999-16-2,24,- Euro. 
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Begreifen des Einzelnen und des Ganzen 

Brechts „Maßnahme“ in Berlin mit Massenchor und Orchester nach Eislers Maßgabe 



8. April 2016: Probentag und szenisch- 
oratorischer Aufführungsabend mit 
überschwänglich langem Beifall in der 
Berliner Philharmonie. Gespräche noch 
länger danach, auch draußen. Möglich, 
dass die Erinnerungen noch lange wach 
bleiben, bei einem Großteil der Tausend¬ 
zweihundert, die Bertolt Brechts und 
Hanns Eislers oratorisches Lehrstück 
„Die Maßnahme“ erstmals wieder nah an 
der letzten Originalfassung von 1931 für 
Massenchor und vier Spieler mitgestal¬ 
ten und/oder miterleben durften. Zum 
satten Klang der Trompeten, Posaunen 
und Hörner, zu mobilisierenden Schlag¬ 
werkimpulsen entfaltete sich das macht¬ 
voll drängende Vokalwerk aus etwa 300 
Kehlen eines vier- bis sechsstimmig ge¬ 
mischten, zehnfach zusammengesetzten 
Berliner Gesamtchors. Laien können die 
stimmlichen Anforderungen bewältigen. 
Sie freuen sich über den Drive, sobald 
die kleinen Hürden metrischer Raffines¬ 
se genommen sind. 

Schönbergs begabtester Schüler 
Hanns Eisler hat diese erste Brecht- 
Zusammenarbeit mit einem breit gefä¬ 
cherten musikalischen Ausdruckskanon 
gewürzt. In einem dialektischen Mitein¬ 
ander von „Abwägung und Klage, mög¬ 


Oben: Uraufführung der „Maßnahme“ durch den Arbeiterchor Groß-Berlin am 
10.12.1930 in der Philharmonie Berlin. Links: Im Studio der Schallplattenfirma 
Homocord bei der Aufnahme des „Songs von der Ware“: Der Tenor Erik Wirl, 
Bertolt Brecht und Hanns Eisler. 


tion heraus direkt ans Publikum wandte 
(„Wer bist du?“), es aufforderte, die in¬ 
humanen Verhältnisse dringender denn 
je zu einer humanen Welt umzuwälzen, 
stand ihm ein universal dolmetschender 
Gebärdensprachchor zur Seite. Im rhyth¬ 
mischen Sprechchorteil des Schlußap¬ 
pells steht ernsthaft in dialektischer Be¬ 
ziehung, wieviel Brecht und Eisler dafür 
nötig hielten: Zorn und Zähigkeit, Wis¬ 
sen und Empörung, schnelles Eingreifen, 
tiefes Bedenken, kaltes Dulden, endloses 
Beharren, Begreifen des Einzelnen und 
Begreifen des Ganzen. 

Wer den Verzweifelten hilft 

„Wir singen hier nicht ,1m schöns¬ 
ten Wiesengrunde 4 . Wir singen: Die 
Maß-nah-me!“ ermahnte uns Marcus 
Crome mehrfach auf Proben seines 
„Maßnahme“-Projektchors. Ihm geht 
es um deutlichen, nicht um geschön¬ 
ten Ausdruck: „Welche Niiee-drig-keit 
be-gingst du nicht, um die Nie-drigkeit 
auszu-til-gen? Könn-test du die Wel-tt 
end-lich ver-än-dern, wofür wäärst du 
dir zu-u gut? Das muss scharf und mit 
langem Atem rüberkommen!“ Die¬ 
ser reaktivierte Teilchor der werktäti¬ 
gen Berliner Volksbühne stand neben 
anderen engagierten Genossen auch 
relativ ungeübten Seiteneinsteigern 
wie mir offen. Der 85-jährige Günter 
Wendel aus dem Ernst Busch Chor ist 
stolz auf die hier aufgewendeten Zu¬ 
satzstunden bis zu diesem krönenden 
Abschluss seiner Amateursängerkar¬ 
riere. Er warb unermüdlich für das 
große Projekt und förderte es auch 
finanziell mit respektablen Beträgen. 
„Wer den Verzweifelten hilft, der ist 
der Abschaum der Welt!“ Diesen ex¬ 
pressiven Chorsatz so zu singen, dass 
er tatsächlich „hängenbleibt“ und 
draußen breit weitergetragen werden 
kann, legte uns Marcus Crome immer 
wieder ans Herz. 

Im Ernst Busch Chor, im hardChor 
„ELLA 4 , selbst im großen, Maßstäbe 
setzenden Hanns Eisler Chor gab es 
mitunter Zweifel, ob provozierende 
Textzeilen, im Eislerschen Ohrwurm- 
Gewand inzwischen beständige Ta¬ 
gesbegleiter, berechtigt seien. Können 
Sängerinnen, die Brechts Bekenntnis 
zu dieser zukünftigen Form des Thea¬ 
ters verinnerlichen, „Abschaum“ sein? 
Ist das Streiklied „Komm, heraus, Ge¬ 
nosse“ noch konsensfähig? Und Jean 
Ziegler, an prominenter Stelle nicht 
nur für die gerechte Änderung der 
Welternährung engagiert, wurde freu¬ 
dig Pate dieser Aufführung. 


Dramatische 

Versuchsanordnung 

Selbstverständlich fragen wir uns auch 
nach den spontan ausgelösten Diskus¬ 
sionsanläufen in der Stadt: Ist Niedrig¬ 
keit mit Niedrigkeit austilgbar? Der 
profunde Eisler-Kenner und linke 
Radio-Publizist Stefan Amzoll vertrat 
auf der internationalen wissenschaft¬ 
lichen „Maßnahme“-Konferenz 1998 
den Standpunkt: „Strafbarkeit politisch 
abweichenden Verhaltens weit von sich 
weisend, setzt ,Die Maßnahme’ Huma¬ 
nität zu einem Zeitpunkt dialektisch 
ins Recht, da der Humanismus im Be¬ 
griff war, offen in sein Gegenteil umzu- 


https://diemassnahme.wordpress.com 


licherweise auch proletarische Passion“, 
wie der Musikwissenschaftler Gerd Ri- 
enäcker analysierte: Dass sie instrumen¬ 
tal mit den ersten Takten der Bachschen 
Matthäus-Passion anhebt, treffe ins Zen¬ 
trum. 

Zehn „Maßnahme“-versierte Inst- 
rumentalisten hat der musikalische Lei¬ 
ter Marcus Crome für die Mitwirkung 
im zeitaufwendig vorbereiteten Projekt 
gewonnen. Dazu die ideale Eisler-Sop¬ 
ranistin Winnie Böwe für den bekann¬ 
ten „Song von der Ware“, für die Soli im 
„Gesang der Reiskahnschlepper“. Das 
Chorwerk mit dem Herzstück „Ände¬ 
re die Welt, sie braucht es!“ kennt Cro¬ 
me seit beinah zwanzig Jahren so gut 
wie seine wieder eingesetzten Musiker 
oder „alte“ zuverlässige Amateursän¬ 
ger. Seine aufführungspraktischen mu¬ 
sikalischen Fähigkeiten in erarbeiteten 
Repertoire-Vorstellungen an bisher zwei 
Berliner Theatern sind auch für den heu¬ 
tigen Erfolg des abschließenden Werks 
der Brechtschen Lehrstück-Reihe maß¬ 
gebend. 

Die Szene, sparsam, unaufdringlich 
an der „Rampe“ des Arena-Podiums 
(Fabiane Kemmann, Barbara Nicolier) 
gehörte deutlich artikulierenden, im¬ 
mer präsenten Schauspieler/innen für 
vorgezeichnetes und vorzuzeigendes 
Berichten. Eine aus dem halbkoloni¬ 
alen China zurückkehrende Gruppe 
illegaler Moskauer Agitatoren stellt 
diskursiv, mit wechselnden Identitä¬ 
ten, die Tötung eines mutigen Kämp¬ 
fers und hilfsbereiten Genossen zur 
Bewertung. Diese nacheinander ver¬ 
vielfachte Problemfigur, bei nachge¬ 
stelltem Verhalten in Darstellerwech¬ 
seln präsent, hatte sich angesichts des 
Vorgefundenen proletarischen Elends 
„linksradikalisiert“. Dadurch wurde der 
fortzuführende Gruppenauftrag zu¬ 
nichte, den Unzufriedenen und Unter¬ 
drückten beim allmählichen Sammeln 
und planvollen Eingliedern ihrer Ver¬ 
bände und Verbündeten in die „Front 
der bewaffneten Revolution“ zu helfen: 


Denn in der Selbstüberschätzung, eine 
unbewaffnete Revolte der Arbeitslosen 
sofort, umzingelt von Kanonenbooten 
und Panzerzügen, anführen zu können, 
hat sich dieser emotionale Genosse hi¬ 
nausschreiend enttarnt. 

Das brachte nicht nur die übrigen 
Mitglieder in die Krise. Die Ausnahme¬ 
situation hätte weiter eskalieren, Ag¬ 
gressionen von unabsehbarer Tragweite 
gegen ihr Heimatland schaffen können, 
das eben erst die Folgen der Interven¬ 
tionskriege und den beginnenden sozi¬ 
alistischen Aufbau zu bewältigen hatte. 
Zu spät einsichtig geworden im Interes¬ 
se des Kommunismus, einverstanden mit 
dem Vormarsch der proletarischen Mas¬ 
sen aller Länder, Ja sagend zur Revolu- 
tionierung der Welt, hatte sich der junge 
Genosse schließlich einverstanden er¬ 
klärt mit der nicht leichthin vorgeschla¬ 
genen „Maßnahme“: Er wurde als „Si¬ 
cherheitsrisiko“ für ihre rettende Flucht 
getötet, sein bis zur Unkenntlichkeit aus¬ 
zulöschender Leichnam einer Kalkgrube 
überantwortet. 


Nachdenken übereine 
bessere Möglichkeit 

Brecht, der 1929/30 in den Klassen¬ 
schlachten Berlins „in einem Schlacht¬ 
feld“ lebte und sich, obwohl parteilos, 
als militärisch geschulten Kommunisten 
verstand, baute im gnadenlosen Zwang 
dieser konsequent zuende gedachten 
Parabel ein retardierendes Moment ein. 
Auch das Publikum möge nachdenken 
über „eine bessere Möglichkeit“ ange¬ 
sichts „äußerster Verfolgung und Ver¬ 
wirrung der Theorie 44 . Die ausweglos 
angehaltene Szene verlief schweigend. 
Bei der „Grablegung“ füllte einer der 
Berichtenden selber die am Boden mar¬ 
kierten Gestaltumrisse des verlorenen 
Kämpfers aus. 

Die einzelnen Werkabschnitte kün¬ 
digten Sprecher links und rechts von der 
„Tribüne“ des Massenchors an. Wo sich 
dieser aus seiner kontrollierenden, bestä¬ 
tigenden oder kommentierenden Funk¬ 


schlagen. Einer zusehends aus den Fu¬ 
gen geratenden politischen Ethik setzt 
sie im gegebenen Augenblick ein Op¬ 
timum an sittlichem Ernst entgegen“ 
Das bezieht sich auf den Versuch, im 
deutschen Arbeiterpublikum mensch¬ 
liche Anteilnahme auf erstmals neue, 
deutliche Weise zu organisieren. 

Dass wir fertig werden mit den Ge¬ 
sprächen, war bei diesem „offenen“ 
Stück Brechts und Eislers erstmals 
eingreifender Mitwirkung nicht zu er¬ 
warten. Beide wollten, dass „Möglich¬ 
keiten gezeigt“ werden, um „eine neue 
Freiheit des Einzelnen und Diszipli¬ 
niertheit des Gesamtkörpers zu erzie¬ 
len“. Die Grundfragen, mit denen sie 
sich an die Seite der revolutionären Ar¬ 
beiterbewegung stellten - nach Recht, 
Unrecht, Opferung, Gewalt, Gegenge¬ 
walt, Tötung, Mord, Bestrafung, Buße - 
führten zu Belehrungszwecken in ihre 
dramatische Versuchsanordnung. Im 
Lehrstück wird kein Urteil gesprochen. 
Kritik und Änderungen wurden als im¬ 
provisatorische Bestandteile des schöp¬ 
ferischen Verfahrens mit festem Ziel 
ausprobiert, wie der Montagecharak¬ 
ter oder der Einsatz des Jazz als „Tech¬ 
nikum“ seit dem Ende der Spielabsti¬ 
nenz zeigen. Bis in die 90er Jahre hinein 
blieb die Musik unbekannt. Wenigstens 
fanden Texte wie „Sprechchor über ein 
Lenin-Zitat“ oder „Lob der Partei“,, 
(Chor-Ode) einen eigenständigen Platz 
in sozialistischen Feierstunden.“ 

Für Klaus Völker, Präsident der 
Internationalen Hanns Eisler Gesell¬ 
schaft, gibt der Text folgendes zu ver¬ 
stehen: Das, was den politischen Kampf 
erfordert und was ihn provoziert, ist 
immer auch gleichzeitig das, was ihn 
unmöglich macht. „Die Partei ist die 
Summe von einzelnen Genossen, de¬ 
nen, wie dem jungen Genossen, die Fä¬ 
higkeit nicht abhanden kommen darf, 
Konflikte in aller Widersprüchlichkeit 
und nicht vom Menschen losgelöst zu 
betrachten.“ Und Brecht-Biograf Wer¬ 
ner Mittenzwei schrieb: „Die Welt ver¬ 
ändern kann nicht der einzelne. Die 
Einzelaktion ist der Schritt, der den 
Rückschritt bewirkt.“ Hilmar Franz 
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Lokale Oligarchen 

Von krummen Geschäfte der Eliten in den Kommunen 


W enn hierzulande über Kor¬ 
ruption berichtet wird, dann 
geht es meist um die illega¬ 
len Geschäfte der kleinen Beamten 
in Russland oder Griechenland oder 
um die fragwürdigen Geschäfte und 
Netzwerke von ausländischen Dikta¬ 
toren und Oligarchen. Korruption in 
Deutschland? - Häufig kein Thema. 
Dabei hat die deutsche Vetternwirt¬ 
schaft vielerorts eine unrühmliche Tra¬ 
dition. Gerade die Netzwerke der loka¬ 
len Eliten sind oft bekannt für krumme 
Geschäfte, Vorteilsnahmen, fragwürdi¬ 
ge Treffen und gegenseitige Rückende¬ 
ckung bei all dem. Meist bleiben sol¬ 
che Vorwürfe und Bedenken dunkel 
und allgemein, man spricht von Klün¬ 
gel oder Seilschaften, nur selten wird 
es konkret. So war es auch in Neuss, bis 
zum Sommer 2014. 

Am 2. Juni 2015 stürmten 40 Be¬ 
amte der Staatsanwaltschaft Wup¬ 
pertal die Zentrale der Stadtwerke 
Neuss (SWN) und 15 weitere Objekte 
in der Stadt. Gesucht wurden Doku¬ 
mente, die die Bestechlichkeit eines 
Geschäftsführers der SWN beweisen 
sollten. Zu diesem Zeitpunkt waren 
die Vorwürfe noch allgemein gehal¬ 
ten: Man sprach von Vorteilsnahme, 
Wettbewerbsverzerrungen und gehei¬ 
men Absprachen. Die Razzia sorgte 
für ein gewaltiges Medienecho und 
die Stadtwerke waren emsig damit be¬ 
schäftigt, alle Vorwürfe zurückzu wei¬ 
sen. Um den eigenen Aufklärungswil- 
len zu untermauern, gaben die SWN- 
Gremien eine eigene Untersuchung in 
Auftrag. Die hierfür beauftragte Wirt¬ 
schaftsprüfungsgesellschaft KPMG 
AG legte keine zwei Monate später 
ihren Bericht vor. Das Ergebnis: Es 
wurden keine Hinweise auf Korrupti¬ 
on oder Unregelmäßigkeiten bei der 
Auftragsvergabe gefunden. Die Prüfer 
schränkten jedoch ein, dass die vorge¬ 
legten Akten nicht für eine vollständi¬ 
ge Prüfung des Sachverhaltes geeignet 
gewesen seien. Auch ein Fehlen von 
Compliance-Regeln wurde bemängelt. 


Die Stadtwerke nehmen im kompli¬ 
zierten Geflecht der Unternehmen, die 
sich in der Hand der Stadt Neuss befin¬ 
den, eine zentrale Rolle ein. Der Be¬ 
trieb ist selbst ein kleiner Konzern und 
an mehreren Unternehmen beteiligt. 
Die SWN betreiben den öffentlichen 
Nahverkehr, sie verkaufen Strom, Was¬ 
ser und Gas, tragen die Verantwortung 
für die kommunale Abfallgesellschaft 
und sie unterhalten die städtischen 
Schwimmbäder, eine Eislaufhalle und 
eine große Sauna- und Wellnessland¬ 
schaft. Die komplexen Strukturen des 
Konzerns machen es schwer, die Ge¬ 
schäfte der zahlreichen Tochtergesell¬ 
schaften zu durchblicken. So ist es nicht 
verwunderlich, dass es nach dem KPMG- 
Bericht zunächst etwas ruhiger um die 
Stadtwerke wurde. Kaum jemand wuss¬ 
te etwas Konkretes und die möglichen 
Verfehlungen eines Geschäftsführers 
schienen eher ein kriminologisches,als 
ein politisches Problem zu sein. 


Doch die Ruhe endete im De¬ 
zember 2015. Wieder einmal stand 
die Staatsanwaltschaft vor der Tür. 
Dieses Mal waren mehr als 80 Beam¬ 
te im Einsatz, sie durchsuchten Ge¬ 
schäftsräume, Privathäuser und Fir¬ 
menwagen, zahlreiche Akten wurden 
beschlagnahmt. Die Vorwürfe waren 
deutlich konkreter geworden. Dem 
Geschäftsführer Heinz Runde wurde 
vorgeworfen, eine sogenannte „Ar¬ 
beitsgemeinschaft“ von Unternehmen 
bei der Auftragsvergabe bevorzugt 
oder zumindest bei der Bewerbung 
um Stadtwerke-Aufträge beraten zu 
haben. Dafür, so der Vorwurf, führten 
die Mitglieder der Arbeitsgemein¬ 
schaft Arbeiten an Rundes Privathaus 
und in seinem Garten aus. Weiterhin 
warf man Runde vor, private Essen 
und Reisen als Betriebsausgaben de¬ 
klariert zu haben. Auch ein äußerst 
fragwürdiger Umgang mit sogenann¬ 
ten „VIP Tickets“ für die Sauna-An¬ 


lage „Wellneuss“ stand im Fokus der 
ermittelnden Behörden. 

Doch die Vorwürfe richteten sich 
nicht länger nur gegen Runde - auch 
das Unternehmen hatte nun mit ernst¬ 
haften Problemen zu kämpfen. Den 
Stadtwerken wurde Steuerhinter¬ 
ziehung vorgeworfen, weil der Kon¬ 
zern verschiedene Veranstaltungen 
in Neuss „sponserte“. So zahlten die 
Stadtwerke im Jahr 2010 40 000 Euro 
für das Neusser Bürger- und Schüt¬ 
zenfest. Ein Jahr später waren es be¬ 
reits 200 000. Die Staatsanwaltschaft 
bewertete dies als Untreue, da für das 
„Sponsoring“ keine ausreichenden 
Gegenleistungen verlangt worden wä¬ 
ren. Im Gegenteil: Wie die „Westdeut¬ 
sche Zeitung“ berichtete, war 2010 in 
einer Mail gefordert worden, dass man 
sich „was die Anzahl der Werbeflächen 
anbelangt, noch etwas zurückhält “Als 
Initiator dieses ganzen Vorganges be¬ 
trachtete die Staatsanwaltschaft er¬ 


neut Runde und warf der Geschäfts¬ 
führung vor, die Gremien des Unter¬ 
nehmens hintergangen zu haben, um 
das „Sponsoring“ durchzusetzen. 

Angesichts dieser konkreten Vor¬ 
würfe traten nun die Aufsichtsräte 
und Gesellschafter der Stadtwerke zu¬ 
sammen. Doch entgegen aller Erwar¬ 
tungen wurde keine Freistellung oder 
Kündigung Rundes beschlossen. Auf¬ 
sichtsrat und Geschäftsführung unter¬ 
nahmen nichts, um die Aufklärung der 
Vorwürfe voranzubringen. Dieses Ver¬ 
halten führte dazu, dass Gerüchte über 
die mögliche Verwicklung von Lokal¬ 
politikern und Aufsichtsratsmitgliedern 
weiter angeheizt wurden. Auch Runde, 
der alle Vorwürfe bestritt, machte kei¬ 
ne Anstalten, seinen Posten freiwillig 
zu räumen. Die Anträge auf Abberu¬ 
fung des Geschäftsführers wurden ab¬ 
gelehnt. 

Der Stadtverordnete Vincent Czies- 
la (Mitglied der Linksfraktion und 
DKP) legte daraufhin sein Aufsichts¬ 
ratsmandat nieder und erklärte: „Die 
Aufsichtsratsmehrheit blockiert die 
Aufklärung!“ Die Mandatsniederle¬ 
gung hatte Folgen: Wenige Stunden, 
nachdem Czieslas Erklärung die Ge¬ 
schäftsführung der Stadtwerke erreicht 
hatte, bot Heinz Runde überraschend 
seinen Rücktritt an. Der Aufsichtsrat 
nahm Rundes Rücktritt an und stellte 
ihn, unter Beibehaltung seiner Bezü¬ 
ge, frei. 

Die Ermittlungen der Staatsan¬ 
waltschaft und des Antikorruptionsre¬ 
ferates in Neuss laufen noch. Gewal¬ 
tige Datenmengen müssen ausgewer¬ 
tet werden. Um dies zu ermöglichen 
macht die Linksfraktion weiter Druck. 
In einem Antrag fordert die Frakti¬ 
on umfassende Aufklärung und eine 
Verpflichtung der städtischen Auf¬ 
sichtsratsmitglieder der SWN zur Zu¬ 
sammenarbeit mit dem Antikorrupti¬ 
onsbeauftragten. Der Rat wird am heu¬ 
tigen Freitag (15. April) erneut über 
das Thema beraten. 

Gerd Ziegler 



Die Stadtwerke sponsern auch das Neusser Bürger- und Schützenfest. 


Mehr Macht für weniger Parteien 

Kapital fordert höhere Stringenz und Effektivität in den Rathäusern von NRW - Helfer im Landtag 


In Düsseldorf gibt es zwei bekannte 
Politanalysten, die eines verbindet: Sie 
haben mit der DKP nichts am Hut. Der 
eine ist Dr. Ulrich von Alemann, eme¬ 
ritierter Professor der Heinrich-Heine- 
Universität (HHU). Er vertrat das Fach 
Politikwissenschaften. Der andere ist 
Ulli Tückmantel (49), seit 2014 Chefre¬ 
dakteur der „Westdeutschen Zeitung“ 
(WZ). Beide Männer haben aber - wie 
die DKP - ein Problem: Sie sehen die 
Demokratie in den Rathäusern von 
NRW durch eine geplante Sperrklau¬ 
sel bei den Kommunalwahlen bedroht. 

Tückmantel überschrieb seinen Be¬ 
richt über die angestrebte Einschrän¬ 
kung des Wahlrechts im Rahmen einer 
Verfassungsänderung mit der Über¬ 
schrift „SPD, CDU, Grüne: Weniger 
Demokratie wagen“. Prof, von Ale¬ 
mann äußerte im „Morgenmagazin“ 
des Westdeutschen Rundfunks, dass 
„die Demokratie eine ganz mühselige 
Staatsform“ sei, wenn es um die Dau¬ 
er von Entscheidungsfindungen gehe. 
Provokativ gab er zu verstehen, dass 
in einer Diktatur ohne Parteienvielfalt 
alles viel schneller gehe, da werde man 
nicht mehr aufgehalten. Solche Ver¬ 
hältnisse wolle er nicht. Vielmehr sei 
die Gleichheit der Stimme, die Gleich¬ 
heit der Wahl, ein sehr hohes Gut. 

Unliebsame Konkurrenz auf der 
kommunalen Ebene konnten sich 
CDU, SPD und Grüne bis 1999 durch 
die 5-Prozent-Sperrklausel vom Hals 
halten. Das NRW-Verfassungsgericht 
kassierte diese Einschränkung am 
6. Juli 1999 als verfassungswidrig. Eine 
neue Hürde schrieb das Gericht nicht 
vor. Die demokratische Folge: Wer die 
für einen Sitz im Rathaus notwendigen 
Stimmen bei der Wahl bekam, der er¬ 
hielt auch den entsprechenden Sitz im 


Rathaus. Das war bei der letzten Kom¬ 
munalwahl 2014 der Fall. Das soll sich 
nun ändern: 2,5 Prozent der Stimmen 
sollen in Zukunft eingefahren werden, 
um einen Sitz zu bekommen. Die durch 
die Hürde „eingesparten“ Sitze könn¬ 
ten CDU, SPD und Grüne für sich in 
Anspruch nehmen. 

Kommunalpolitischer 
GAU wird beschworen 

Begründung für die Sperrklausel im ge¬ 
meinsamen Gesetzentwurf von CDU, 
SPD und Grünen: Die „volle Hand¬ 
lungsfähigkeit“ der Räte und Kreista¬ 
ge sei „in hohem Maße gefährdet, da 
die stark gestiegene Zahl von Einzel¬ 
mandatsträgerinnen und -trägem und 
nicht fraktionsfähigen Gruppen ihre 
Arbeit behindern und teilweise er¬ 
heblich erschweren“. Große Gefahren 
für die Demokratie wurden durch die 
Praktizierung der Demokratie an die 
Wand geworfen: „Als Folge können 
sich Tagesordnungen und Sitzungen in 
einem unvertretbaren Maß in die Län¬ 
ge ziehen. Dies erweist sich als großes 
Hindernis für eine nachhaltige und 
konstruktive politische Arbeit und als 
eine ernstzunehmende Beeinträchti¬ 
gung für die effektive Wahrnehmung 
der den Kommunen obliegenden Auf¬ 
gaben.“ Sogar der kommunalpolitische 
GAU wird beschworen: „In bestimm¬ 
ten Fälle droht hier sogar die faktische 
Handlungs- und Funktionsunfähigkeit 
der kommunalen Vertretung.“ Gefor¬ 
dert wird, dass die Sitzungen „strin¬ 
gent und ergebnisorientiert durchge¬ 
führt werden.“ 

Beobachter etwa von Bezirksver- 
tretungssitzungen fragen sich, in wes¬ 
sen Interesse „stringent und ergebnis¬ 
orientiert“ diskutiert und beschlossen 


werden soll. Regelmäßig kommen zum 
Beispiel Bauanträge und Anfragen auf 
die Tagesordnung, bei denen Investo¬ 
ren die Grenzen von Bebauungsplä¬ 
nen im Interesse einer höheren Ka¬ 
pitalverwertung überschreiten wol¬ 
len. Kontroverse Debatten, kritische 
Anmerkungen oder die Aufdeckung 
von Kapitalinteressen sind da nur läs¬ 
tig. Politikinhalte, die nicht vom Main¬ 
stream von CDU und SPD, von Grü¬ 
nen und FDP abgedeckt werden, sind 
lästig. Nicht die Sitzungsdauer ist das 
Problem. 

Als Gipfel der Unbequemlichkeit 
wurde auf Duisburg verwiesen, wo eine 
Ratssitzung 14 Stunden dauerte. Auf 
Nachfrage bestätigte das Presseamt 
der Stadtverwaltung, dass diese Sit¬ 
zungsdauer nicht der Regel entsprach, 
sondern einmalig war. Es geht auch in 
Duisburg nicht um die Zeit, sondern 
um die Zukunftsfähigkeit des Kapita¬ 
lismus auf der kommunalen Ebene. Die 
Moderatorin des „Morgenmagazin“ 
sprach provokativ von einer „Überheb¬ 
lichkeit von CDU, SPD und Grünen“, 
wenn die kritisierten, dass eine Sitzung 
auch mal ein bisschen länger dauere. 

Stringenter und ergebnis¬ 
orientierter Verfassungsbruch 

Das soll nun anders werden. Der 
Stimmanteil einer Partei von weniger 
als 2,5 Prozent wird nicht mehr in Sit¬ 
ze umgerechnet. Diese Parteien wer¬ 
den vom Rathaus ausgesperrt. Damit 
diese Strategie wasserdicht wird und 
nicht wieder - wie 1999 - scheitert, wird 
nicht eine einfache Wahlrechtsände¬ 
rung, also mit einfacher Mehrheit, an¬ 
gestrebt. Vielmehr wird die Verfassung 
mit Zweidrittelmehrheit verändert. Da¬ 
mit wird die Rechtslage auch an die¬ 


ser Stelle „stringent und ergebnisori¬ 
entiert“. Und zwar bis in alle Ewigkeit: 
„Es handelt sich um ein verfassungsän¬ 
derndes Gesetz. Von einer Befristung 
ist deshalb abzusehen.“ 

Die Umsetzung des neuen Gesetzes 
könnte zu schnelleren Entscheidungen 
in den Ratsversammlungen und in den 
Fachverwaltungen führen. Das läuft 
dann unter dem Stichwort „Effektivie¬ 
rung durch Verschlankung der Hierar¬ 
chien“ oder „Abbau von ,Überregulie¬ 
rung ’ - etwa im Umweltschutz - und 
Transparenzansprüchen (Stichwort: 
TTIP und die Kommunen)“. 

Artikel 78, Absatz 1 der NRW-Lan- 
desverfassung soll nun folgende dubio¬ 
se Ergänzung bekommen: „Die Räte in 
den Gemeinden, die Bezirksvertretun- 
gen, die Kreistage und die Verbands¬ 
versammlung des Regionalverbandes 
Ruhr werden in allgemeiner, gleicher, 
unmittelbarer, geheimer und freier 
Wahl gewählt. Wahlvorschläge, nach 
deren Ergebnis sich die Sitzanteile in 
den Räten der Gemeinden, den Be¬ 
zirksvertretungen, den Kreistagen und 
der Verbandsversammlung des Regi¬ 
onalverbandes Ruhr bestimmen, wer¬ 
den nur berücksichtigt, wenn sie min¬ 
destens 2,5 vom Hundert der insgesamt 
abgegebenen gültigen Stimmen erhal¬ 
ten haben.“ 

Im Landtag bezeichnen CDU, SPD 
und Grüne ihren gemeinsamen Ent¬ 
wurf zum „Kommunalvertretungsstär¬ 
kungsgesetz“ nicht schlicht im Sinne 
Merkels mit der Vokabel „alternativ¬ 
los“. Hier lautet die Formel im vollstän¬ 
digen Satz: „Alternative Instrumente 
von aus der zunehmenden Zersplitte¬ 
rung resultierenden Funktionsbeein¬ 
trächtigungen sind nicht erkennbar.“ 
Die nächste parlamentarische Bera¬ 


tung erfolgt im Hauptausschuss des 
Landtages vermutlich am 28. April. 

Die Fraktion der „Piraten“, die sich 
mehrfach vehement gegen die Sperr¬ 
klausel („Demokratieabbaugesetz“) 
ausgesprochen hat, kündigte Verfas¬ 
sungsbeschwerde an. Auch Ralf Mi- 
chalowski, Sprecher des NRW-Lan- 
desverbandes „Die Linke“, attestierte 
die Rechtswidrigkeit der geplanten 
Verfassungsänderung. „Die Linke“ er¬ 
wägt ebenfalls eine Klage. Michalow- 
ski rechnet für die juristische Klärung 
mit einem Zeitraum bis ins Jahr 2020. 
MdL Christian Dahm, Kommunalpo¬ 
litischer Sprecher der SPD-Landtags- 
fraktion, erklärte auf Anfrage: „Nach 
den Empfehlungen der Sachverstän¬ 
digen aus der Anhörung werden wei¬ 
tere Veränderungen diskutiert und ein 
Änderungsantrag zum Gesetz vorbe¬ 
reitet.“ Das liege noch nicht vor. Dahm 
rechnet damit „voraussichtlich erst 
Ende April/Anfang Mai.“ Damit wür¬ 
de auch ein Wunsch des NRW-Städte- 
tages, das Scharnier zwischen Kapital 
und Kommunen, endlich Wirklichkeit. 
Der Vorstand des Spitzenverbandes 
hatte schon 2014 in Köln und erneut 
im Jahr 2015 behauptet, dass es zu ei¬ 
ner „merklichen und fortwährend ver¬ 
stärkenden Zersplitterung der Räte 
und den damit einhergehenden zu¬ 
nehmenden Verlust der vollen Hand¬ 
lungsfähigkeit der Räte und Kreistage“ 
gekommen sei. 

Die DKP-Bezirke Ruhr-Westfalen 
und Rheinland-Westfalen unterstützen 
den Protest gegen das „Kommunalver¬ 
tretungsstärkungsgesetz“. Sie werden 
das von CDU, SPD und Grünen ange¬ 
maßte kommunalwahlpolitische „De¬ 
mokratie-Monopol“ beim UZ-Presse- 
fest demaskieren. Uwe Koopmann 
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Von der Tretbootflotte bis zur Seifenblase 

Die bürgerlichen Parteien in Nordhorn starten ihren Kommunalwahlk(r)ampf 



Zum Stadtbild von Nordhorn - hier das Rathaus - gehört auch die DKP-Präsenz im Stadtrat 


Inzwischen ist es längst kein Geheimnis 
mehr: Am 11. September 2016 finden in 
Niedersachsen die Kommunalwahlen 
statt. Wer das noch nicht gemerkt hat, 
der muss nur einen Blick in den Lokal¬ 
teil der Grafschafter Nachrichten wer¬ 
fen. Da fangen jetzt so langsam insbe¬ 
sondere die Parteien und Politiker, die 
sich in den letzten fünf Jahren herzlich 
wenig um das Wohl der Bürgerinnen 
und Bürger gekümmert haben, an, den 
Eindruck zu vermitteln, als seien sie 25 
bis 26 Stunden täglich in Sachen Kom¬ 
munalpolitik unterwegs. 

Da macht sich die CDU, unterstützt 
von der Jungen Union (auch manchmal 
lästerlich „die kleinen Schwarzen“ ge¬ 
nannt), auf den Weg und entdeckt das 
Thema „kostenloses WLAN“ in der In¬ 
nenstadt als eine der größten Versor¬ 
gungslücken, die die Menschheit über¬ 
haupt noch aufzuweisen hat. In der 
Öffentlichkeit wird systematisch der 
Eindruck erweckt, als würde Nordhorn 
als Einkaufsstadt demnächst komplett 
veröden, wenn nicht jeder Handynut- 
zer gratis durch das World-Wide-Web 
und die Hauptstraße trudeln könnte. 
Die Zahlen bezüglich der Umsätze und 
der Magnetwirkung der Stadt auf Ver¬ 
braucher aus dem Umland sagen etwas 
ganz anderes - aber das kümmert ja die 
CDU wenig. 

Plötzlich gibt es sogar aus FDP-Rei- 
hen irgendwelche Wortmeldungen zu 
mehr oder weniger bedeutenden The¬ 
men der Lokalpolitik. Und auch die 
SPD hat wieder einmal ihr Herz für die 
Bürger entdeckt: jetzt für die Tretboot¬ 


fahrer, die munter über den Vechte- 
see, durch Klein-Venedig und um die 
Vechteinsel herum schippern. In ihrer 
jüngsten Presserklärung erwecken die 
Sozialdemokraten den Eindruck, als 
würde seit Jahren eine Modernisierung 
der Tretbootflotte auf dem Vechtesee 
von irgendeiner Seite blockiert. Das 
ist nicht so. Nein, der Bootsclub Nord¬ 
horn hat vielmehr ein Konzept zur 
Modernisierung der Boote erstellt, das 
in den kommenden drei Jahren, bezu¬ 
schusst von der Stadt Nordhorn, rea¬ 


lisiert werden soll. Und so steht das 
Thema in der kommenden Sitzung des 
Ausschusses für Wirtschaft und Tou¬ 
ristik konsequenterweise auch auf der 
Tagesordnung. Ohne den berühmten 
Blick in die Glaskugel lässt sich jetzt 
schon sagen, dass niemand, auch nicht 
aus den anderen Parteien, gegen diese 
sinnvolle und gute Maßnahme stimmen 
wird. Darum geht es der SPD aber of¬ 
fensichtlich gar nicht. Sie will vielmehr 
den Eindruck erwecken, als wäre diese 
Maßnahme zur Belebung des Touris¬ 


mus und der Steigerung der Qualität 
einer Bootstour in Nordhorn einzig 
und alleine ihre Idee. Nur gut, dass es 
bei solchen politischen Entscheidungen 
dann nicht noch lange Prozesse um das 
Urheberrecht gibt! 

Dabei hätte die SPD gerade in jüngs¬ 
ter Zeit eine günstige Gelegenheit ge¬ 
habt, etwas für die doch von ihr auch 
nach außen so wichtige Kinder- und Fa¬ 
milienpolitik zu tun. Sie hätte dem An¬ 
trag der DKP-Fraktion folgen können, 
die Gebühren für die Kinderbetreuung 


in Kindertagesstätten, -krippen und 
-gärten von einem der niedersächsischen 
Spitzenplätze auf ein familienfreundli¬ 
cheres Niveau zu senken. Und mit dem 
Finanzierungsvorschlag dieser Maß¬ 
nahme, nämlich die Gewerbesteuern 
in Nordhorn moderat anzuheben, hätte 
man auch leben können. Der drastische 
Anstieg der Einnahmen aus selbststän¬ 
diger Tätigkeit hätte das auf jeden Fall 
hergegeben. Wollte man aber nicht! 

Nein, nicht nur die SPD, auch CDU, 
Grüne, FDP und Pro Grafschaft lehn¬ 
ten die Gebührensenkung stumpf ab 
und vertrösteten die viel zu hohe Bei¬ 
träge zahlenden Eltern auf die Zeit 
nach den kommenden Kommunalwah¬ 
len. Die aber verlieren so langsam den 
Glauben an solche Ankündigungen. 
Die Wählerinnen und Wähler dürfen 
sich im Gegensatz zu für sie zählba¬ 
ren und nachvollziehbaren politischen 
Beschlüssen in den nächsten Monaten 
von den diversen ach so bürgerfreund¬ 
lichen Vorschlägen und Ideen der di¬ 
versen Parteien berieseln lassen. Dass 
dabei wenig Konkretes herauskommt, 
ist schon jetzt klar. Wieder einmal soll 
systematisch der Eindruck erweckt 
werden, als habe man nichts anderes 
im Sinn als das Wohl der Bürger. Des¬ 
halb wird man sicher auch nicht da¬ 
vor zurückschrecken, im kommenden 
Wahlkampf weitere Seifenblasen zu 
verteilen - auch wenn die dann nach 
der Wahl wieder von allen teuer be¬ 
zahlt werden müssen! 

(Aus Rote Spindel, Kreiszeitung der DKP Nordhorn, 
Nr. 6/2016 vom 2. April 2016) 


Dokumentiert 


Die Armut in unserer Stadt 
bekämpfen 

Die Kandidatinnen der Offenen Liste der DKP stellen 
ihr Programm zu der Kommunalwahl in Hannover vor 


Rotstift angesetzt 

ln den Haushalten von Lausitzer Kommunen klaffen riesige Löcher. 
Nun soll bei den Sozialausgaben gespart werden 


Am 11. September 2016 werden der 
Rat und die Stadtbezirksräte in Han¬ 
nover neu gewählt. Wir, die Kandida¬ 
tinnen und Kandidaten der Deutschen 
Kommunistischen Partei (DKP), treten 
mit einer auch für Nichtmitglieder of¬ 
fenen Liste zu den Wahlen für den Rat 
und die Stadtbezirksräte Linden-Lim- 
mer, Mitte und Herrenhausen-Stöcken 
an. Was will die DKP verändern? 

Wir wollen die Armut bekämpfen. 
100 000 Menschen in Hannover sind 
arm oder am Rande der Armut. Gleich¬ 
zeitig sprudeln die Gewinne der Kon¬ 
zerne und Banken, nimmt die Zahl der 
Superreichen zu. Während immer mehr 
Menschen kaum noch wissen, wie sie 
mit ihrem Einkommen bis zum Ende 
des Monats zurechtkommen sollen, 
wächst der private Reichtum enorm. 
Wir wollen den Reichtum umvertei¬ 
len - von oben nach unten. 

Wir wollen Schluss machen mit 
Kürzen und Sparen bei sozialer In¬ 
frastruktur, Kultur und Sport. Die Po¬ 
litik der regierenden Parteien lehnen 
wir ab. Angefangen bei Schließungen 
von Stadtteilbibliotheken und dem 
Schwimmbad-Desaster in Misburg bis 
hin zu den Kürzungen im Kinder- und 
Jugendbereich und der Sporthallen 
Mieterhöhung für Vereine. Wir sagen 
stattdessen: Streichen bei den Reichen! 

Wir machen uns insbesondere stark 
für den Erhalt und Ausbau der städti¬ 
schen Schwimmbäder - vom Stöckener 
Bad bis zum Fössebad in Linden, das 
endlich eine solide öffentliche Finan¬ 
zierung braucht. 

Auch Jahre nach der Schließung 
von zehn Stadtteilbibliotheken fordern 
wir: Macht sie wieder auf! 

Wir wollen den Mietenwahnsinn 
stoppen. Die Mieten in unserer Stadt 
steigen seit Jahren. Hannover braucht 
eine große Zahl von städtischen Woh¬ 
nungen, mit dauerhaft niedrigen Mie¬ 
ten und Belegrechten für die Stadt. Die 
derzeitige Wohnungsbauförderung der 
Stadt Hannover ist die Förderung pri¬ 
vater Investoren. Wir fordern: Öffent¬ 


lich Bauen statt Private fördern! Miet¬ 
preisstopp anstatt der untauglichen 
Mietpreisbremse! 

Wir wollen keine Bebauung am 
Steintorplatz. Die Pläne der rot-grünen 
Ratsmehrheit scheinen in erster Linie 
den Gewinninteressen des Innenstadt¬ 
handels und des Madsack-Konzerns zu 
dienen, nicht den Interessen der Bürge¬ 
rinnen und Bürgern. Die wenigen ge¬ 
planten Wohnungen sind nur ein Alibi. 

Wir wollen die unhaltbare finanzi¬ 
elle Situation der Kommunen durch 
eine starke Besteuerung großer Ver¬ 
mögen beenden. Milliardäre, Banken 
und Konzerne sollen zahlen - nicht das 
Volk. 

Wir wenden uns gegen die Militär¬ 
spektakel der Bundeswehr mit städti¬ 
scher Unterstützung. Außerdem wollen 
wir keine Rekrutierungs- und Propa¬ 
gandaveranstaltungen der Bundeswehr 
an hannoverschen Schulen. 

Wir wollen Schluss machen mit den 
Tariferhöhungen im öffentlichen Nah¬ 
verkehr. Stattdessen fordern wir kurz¬ 
fristig die Einführung eines kostenlo¬ 
sen Sozialtickets für alle, die unterhalb 
der Armutsgrenze leben müssen. Und 
langfristig den Nulltarif im gesamten 
GVH-Personennahverkehr. 

Wir sind für eine menschenwürdi¬ 
ge Unterbringung von Flüchtlingen in 
Wohnungen statt dauerhafter Unter¬ 
bringung in Massenunterkünften und 
Sporthallen. Kein „Gegeneinanderaus- 
spielen“ von Flüchtlingen, Obdachlo¬ 
sen, Erwerbslosen, Schülern, Mietern 
und anderen Bevölkerungsgruppen - 
Geld ist genug da! 

All dies werden wir nicht alleine 
umsetzen können, egal ob und wie 
stark die DKP im künftigen Rat und 
in den Stadtbezirksräten vertreten ist. 
Diese Forderungen haben nur dann 
eine Chance, wenn wir Erwerbstätige, 
Erwerbslose, Rentner, Schüler, Studie¬ 
rende und Migranten gemeinsam und 
mit langem Atem den nötigen Druck 
auf Ratsmehrheit, Oberbürgermeister, 
Banken und Konzerne aufbauen. 


In den Kommunen der Lausitz wird 
in den nächsten Jahren der Rotstift 
massiv angesetzt. Ob sich so manches 
Städtchen in den nächsten Jahren noch 
seinen Tierpark leisten können wird, ob 
die Kindergartenplätze bezahlbar blei¬ 
ben oder ob das Vereinsleben vielfäl¬ 
tig bleiben wird, kann von den Verant¬ 
wortlichen bisher niemand sagen. 

In Cottbus wurde erst vor wenigen 
Wochen ein Haushaltssicherungskon¬ 
zept beschlossen. Die Stadt ist dazu 
verpflichtet, weil ihr Haushalt in die¬ 
sem Jahr voraussichtlich ein riesengro¬ 
ßes Loch aufweisen wird: Die Stadt¬ 
verwaltung rechnet damit, dass auf 
den Schuldenberg von fast 300 Milli¬ 
onen Euro weitere acht draufgepackt 
werden müssen. Dass die Stadt mit ih¬ 
ren fast 100 000 Einwohnern unter der 
Schuldenlast ächzt, ist schon seit Jahren 
zu merken. Ein Grund für die Misere 
sind die Pflichtaufgaben. Die Kommu¬ 
ne bekommt diese von der Bundes¬ 
oder Landesregierung übertragen, aber 
diese werden nicht in vollem Umfang 
ausfinanziert, und die Fehlbeträge müs¬ 
sen die Kommunen aus anderen Töp¬ 
fen ausgleichen. 

Eine Besserung der Situation ist 
derzeit nicht in Sicht, ist sich Karl- 
Ludwig Böttcher, Geschäftsführer des 
Städte- und Gemeindebundes des Lan¬ 
des Brandenburg, sicher. Dem „Mär¬ 
kischen Boten“ vom 2. April sagte er, 
dass auch die Schuldenanhäufung vie¬ 
ler Kommunen dadurch verursacht 
sei, dass den Kommunen Aufgaben 
übertragen würden, das Land aber die 
Rechnungen nicht übernehmen wol¬ 
le. Als aktuelles Beispiel nennt er die 
Straßenentwässerung. Bisher war der 
Baulastträger dafür verantwortlich; 
Bund und Land mussten entsprechend 
bei Bundes- und Landesstraßen da¬ 
für aufkommen. Doch nun wälzt das 
Land die Kosten auf die Kommunen 
ab und beruft sich dabei auf die geän¬ 
derte Rechtsprechung in Mecklenburg- 
Vorpommern. Nun sollen Städte und 
Gemeinden für landeseigene Straßen 
aufkommen, obwohl diese ihnen über¬ 
haupt nicht gehören. 

Als Folge davon müssen die Städte 
und Gemeinden die freiwilligen Leis¬ 


tungen drastisch zusammenstreichen. 
Betroffen sind dann Eltern, die höhere 
Gebühren für den Kindergarten oder 
mehr für das Schulessen ihrer Kinder 
zahlen müssen; in Schulen könnten 
die Sozialarbeiter wieder wegfallen, so 
dass die Integration von benachteilig¬ 
ten Kindern schwerer wird; Öffnungs¬ 
zeiten von Bibliotheken werden weiter 
verkürzt, Spielplätze werden nicht sa¬ 
niert, sondern geschlossen und Vereins¬ 
aktivitäten werden vor allem für arme 
Menschen unerschwinglich. 

Allein in Cottbus sollen in den kom¬ 
menden Jahren weitere 600 000 Euro 
an freiwilligen Leistungen gespart wer¬ 
den. Auf eine Bürgeranfrage der DKP, 
ob es auch zu weiteren Kürzungen im 
Bildungsbereich kommen werde, ant¬ 
wortete der Sozialdezernent Bernd 
Weiße, dass „im Zuge der Haushalts¬ 
konsolidierung kein Bereich von Ein¬ 
sparungen ausgeschlossen“ sein wird. 
Die Verwaltung sei nun aufgefordert, 
Kürzungsvorschläge zu erarbeiten, die 
aller Voraussicht nach von einer Mehr¬ 
heit der Stadtverordneten abgenickt 
werden. 

Anderen Kommunen in der Lausitz 
geht es ähnlich, so zum Beispiel dem 
sächsischen Weißwasser. Dort stehen 
nun einige kulturelle Höhepunkte auf 
der Kippe, weil deren Durchführung 
auch von kommunalen Geldern ab¬ 


hängt. Es bestehe ebenso die Gefahr, 
so Weißwassers Oberbürgermeister 
Torsten Pötzsch gegenüber der „Lau¬ 
sitzer Rundschau“ am 2. Januar 2016, 
dass bei der Finanzierung des Tier¬ 
parks, der Schwimmhalle oder bei der 
Kinder- und Jugendarbeit gekürzt wer¬ 
den muss. 

Ein anderer Grund, der nicht ver¬ 
nachlässigt werden kann, weshalb 
auch andere Lausitzer Kommunen 
den Rotstift ansetzen müssen, liegt 
in einer verfehlten Wirtschaftspolitik 
auf Landes - aber auch auf kommu¬ 
naler Ebene. Viel zu lange hatten sich 
Landes- und Lokalpolitiker mit den 
Steuereinnahmen aus dem Braun¬ 
kohlebergbau zufrieden gegeben und 
offenkundig haben alle die Augen da¬ 
vor verschlossen, dass solche einseiti¬ 
gen Abhängigkeiten schnell auch zu 
einer Gefahr für die Kommunen wer¬ 
den könnten. Der Energiekonzern 
Vattenfall war immer ein guter Steu¬ 
erzahler und gern gesehener Finanzi¬ 
er von Vereinen, bis er im letzten Jahr 
verkündete, er habe 2014 unter ande¬ 
rem durch hohe Abschreibungen ein 
Minus erwirtschaftet. Daraufhin muss¬ 
ten die Kommunen Millionen an vor¬ 
ausgezahlten - und von den Gemein¬ 
den schon ausgegebenen - Gewerbe¬ 
steuereinnahmen zurückzahlen. 


Bernd Müller 



Der Altmarkt in Cottbus 
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Anzeigen 


unsere zeit m 


„Menschen, ich hatte Euch lieb. Seid wachsam!” 



Julius Fucik 


P-\ Die Spuren deines Lebens 

y-/ werden uns nie vergessen lassen 

Klaus Steiniger 


28. Dezember 1932 - 9. April 2016 


Wir verabschieden uns von unserem Vater, 
Schwiegervater, Opa und Uropa 

Es trauern um ihn 



seine Familie 


Alois Engel 

seine Freunde 


*17.5.1919 t 4. 4. 2016 

seine Genossen 


in Brotdorf in Bremen 

Die Beisetzung findet am Donnerstag, 


Ursula, Elisabeth, Gisela, Jürgen, Ralph, Marcel, 

12. Mai 2016,13 Uhr, auf dem Zentralfriedhof Friedrichsfelde, 
Gudrunstraße 20,10365 Berlin, statt. 


Laura, Mirko, Catherine, Charlotte und Marie 


Where areyou now when we needyou? 

What burns where the flame used to be? 

Are you gone like the snows of last winter? 

And will only our rivers run free? 

(Aus einem irischen Lied) 

Der Schmerz über den Verlust unseres Genossen 

Klaus Steiniger 

paart sich mit dem Wissen, dass die Lücke, die der Tod 
dieses Giganten des fortschrittlichen Journalismus der 
Nachkriegsgeschichte riss, nicht zu füllen ist. 

Unsere Gedanken sind bei seinen Angehörigen, seinen 
Mitkämpfern, besonders bei Bruni und Claudi. 

Farewell, comrade Klaus! 

Dungiven, Nordirland 
Marion Baur 
Hermann Glaser-Baur 


Heinz W. Hammer 

23.10.1954 31.3.2016 
Adios 

dem treuen Kämpfer für die 
kubanische Revolution. 

Klaus Wellhardt 

Essen 


„Der Mensch ist erst dann tot, 
wenn niemand mehr an ihn denkt." 

Bertolt Brecht 

Wir trauern um 

Ilse zietlow 

geb. Lotter 

* 31. März 1927 Sao Paulo 
110 März 2016 Hamburg 

Die Kinder Maja, Rainard und Peter 
Die Geschwister Hilde, Susi und Helmuth 
Der Schwager und die Schwägerinnen 
Klaus und Anne sowie Natalja 
Die Nichten und Neffen 
Andreas und Anneliese 
Thomas und Karin 
Rudi und Heidi 
Renate und Werner 

Adresse: Maja Normann, 

Redderkoppel 19,22399 Hamburg 

Wir werden uns bei einem gemeinsamen Essen von 
unserer Ilse verabschieden 

Termin: Freitag, den 22. April 2016, um 14.00 Uhr 
Ort: Grüner Saal, im Grünen Grunde 1,22337 Hamburg 
(U-/S-Bahn Station Ohlsdorf) 


»Gespenst des Kommunismus« 

Kapuzenpullover, 

Dunkelgrau/Anthrazit oder Bordeauxrot 

Größen xs - 3 XL 



www.uzshop.de 


Unser lieber Genosse und Freund 

Alois Engel 

Ist im Alter von fast 97 Jahren 
am 4. April 2016 verstorben 

Alois war 82 Jahre Mitglied der IG Metall, arbeitete viele Jahre 
bei Villeroy & Boch, wurde von seinen Kolleginnen und Kolle¬ 
gen in den Betriebsrat gewählt. Immer wieder gemaßregelt und 
entlassen, hat er konsequent seinen marxistisch-leninistischen 
Standpunkt vertreten und sich für Arbeiterinteressen einge¬ 
setzt. Seit über 68 Jahren gehörte Alois der Kommunistischen 
Partei an; er engagierte sich ln der Kommunalpolitik und war 
viele Jahre für die DKP Abgeordneter ln seiner Fleimatgemeinde 
Brotdorf. Bis zu seinem Lebensende sprach er oft über seine 
Heimatgemeinde Brotdorf und den Genossinnen und Genossen 
an der Saar. 

Die letzten 24 Jahre verbrachte er in Bremen-Nord. Den antifa¬ 
schistischen Traditionen seines Bruders verpflichtet, der 1937 
als aktives KPD-Mitglied von den Faschisten in der Untersu¬ 
chungshaft ermordet wurde, war unser Alois aktiv in der VVN- 
Bund der Antifaschisten und ein wichtiger Zeitzeuge für die jun¬ 
ge Generation. Hier erwarb sich Alois bleibende Verdienste bei 
den Zeitzeugengesprächen im Gustav-Heinemann-Bürgerhaus 
in Bremen-Vegesack. 

Er war Mitgründer der Initiative Nordbremer Bürger gegen den 
Krieg vor über 14 Jahren, seine Diskussionsbeiträge bei den 
wöchentlichen Friedenskundgebungen beeindruckten. Für ihn 
war Sprache eine „Waffe der Machtlosen", die es richtig ein¬ 
zusetzen galt. „Es heißt nicht amerikanischer Imperialismus, 
sondern USA-lmperialismus. Amerika ist viel größer als nur die 
USA", belehrte Alois uns. Pastor Volker Keller aus der Evangeli¬ 
schen Stadtkirche sagte den Friedensaktivisten letzten Freitag 
bei einer Veranstaltung, „Alois Engel ist noch unter uns, hierauf 
dieser Veranstaltung!" Kann es eine schönere Würdigung sei¬ 
nes erfüllten Lebens geben? Gemeinsam werden wir uns von 
unserem Alois am Freitag, den 6. Mai 2016, um 14 Uhr auf dem 
Alt-Aumunder Friedhof, Beckstraße in Bremen-Nord, verab¬ 
schieden und ihn niemals vergessen! 

Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP Bremen-Nord und Bremen 

DKP Saarland 

WN - Bund der Antifaschisten, 
Landesvereinigung Bremen 

initiative Nordbremer Bürger gegen den Krieg 




DKP / Karl-Liebknecht-Schule 
Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

DO., 26. Mai, bis SO., 29. Mai 2016 

Einführungslehrgang: 

Die Grundlagen unserer Politik 
4-tägige Grundlagenschulung 
(nicht nur) für Anfänger. 

Referent: Jürgen Lloyd 

• Marxistische Philosophie 

• Politische Ökonomie 

• die Lehre vom Klassenkampf 

• vor allem: Warum wir uns mit 
dieser Theorie beschäftigen 

• und wie wir es in organisierte Politik 
umsetzen - unser Statut 

Um rechtzeitige (!) Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann 
bereits Mittwoch zwischen 17.00 und 22.00 Uhr erfolgen. 
Beginn Donnerstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 14.00 Uhr. 


JUMP UP auf dem UZ - Pressefest: 


Lieder der internationalen und 
deutschen Arbeiterbewegung 

£üs und Schal [prüften ous Frankreich, Türkei, 
Kurdistan, Italien, USA Deutschland und mehr! 

Frisch erngetroffen: 

* Variöus: Bella Ciao - Cb - aus Italien Euro 18,50 

* Ferhat Jung: Kobani - Cb - Euro 16,50 

* Various: ftefugees Welcome- 

£egen jeden Rassismus 
Cb - Euro 16,00 
Doppe[ LP + CD + Sticker + 

■CD Booklet - Euro 56,50 



www.jump-Lrp.de // info© jumpup.de 


SchalIplütterwersand Matthias Henk PF 11 04 47,28207 Bremen 
Tfil/Fax; 0421/4968535 (AB) 


Mehr ROT auf die Straße! 

Gerade in der Werbung und Vorbereitung für das Presse¬ 
fest wollen wir uns als eine starke, aktive und attraktive 
Partei darstellen. 

Aber das Gefühl von Stärke und Ausstrahlung brauchen 
wir nicht nur zum Pressefest, sondern möglichst alle Tage 
im Jahr. 

Da uns das in den letzten Jahren nicht mehr so gut ge¬ 
lingt, aber doch sehr nötig ist, möchten wir mit euch allen 
gemeinsam überlegen, wie das zu ändern ist. 

Als Grundlage für die Diskussion haben wir euch ein klei¬ 
nes Thesenpapier dazugepackt, das zur Einstimmung 
auch vorher gelesen werden kann. 

Außerdem werden wir Gelegenheit haben, mit dem 
Genossen Klaus Leger über die veränderten Möglichkei¬ 
ten der Öffentlichkeitsarbeit mit der UZ und anderen Ma¬ 
terialien der Partei zu diskutieren und von den bisherigen 
Erfahrungen, die damit gemacht wurden, zu hören. 

WO und WANN? 

16. April 2016, Haus der DKP, Hoffungstraße 18, 
45127 Essen, 14.00 Uhr bis ca. 18.00 Uhr 

Bitte werbt in euren Kreisen und Gruppen um eine Teil¬ 
nahme an dieser Beratung, je mehr Teilnehmer, desto 
mehr Erfahrungen und Ideen. 

DKP Ruhr-Westfalen 


UZ-Extra zur Mobilisierung für den 1 . Mai 

Z.B.: 70 x UZ-Extra: EUR 10,00,140 x UZ-Extra: EUR 14,00 
250 X UZ-Extra: EUR 22,50 ... 

Bestellungen per Mail bitte direkt an: 
vertrieb@unsere-zeit.de 

Tel: 0201 17788923 | Oder Gustl Ballin 0911 8019991 


MITTWOCH, 13.4., 19 UHR ■ AUSSTELLUNGSERÖFFNUNG 

»Menschen, ich hatte euch lieb« 

Fotografien von Horst Sturm 

Diese Ausstellung, die auch einige von Horst 
Sturms weniger bekannten Bildern vom 
Staub der Archive befreit, ist eine Hommage 
an den im Dezember 2015 im 93. Lebensjahr 
verstorbenen großartigen Fotografen. 

Ausstellung bis 25.5.2016 

Eintritt frei! Spenden erbeten! 



junge eit Laden Ejalerie 

■ Galerie ■ Buchhandlung ■ Treffpunkt ■ Torstr. 6 ■ 10119 Berlin 

Mo. bis Do. 11-18 Uhr, Freitag 10-14 Uhr ■ www.jungewelt.de/ladengalerie 


Toskana, nah am Meer 

vmw.laikivu-biDiKir.dF j 0034.#565, ®K76 


OkühüHm Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer; 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderpa radier 



r \ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

V_> 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



/-\ 


Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommertracht, 
500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachs¬ 
kerzen. Anfrage bei: Imkerei 
Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 



unternehmen 


erfo! g reich steuern 


lSww.stb-mannherz.de 


St e u ep B era t bp Kan z I e i 


Peter Mannherz 
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Sand im Getriebe 

Betr.: „Gegen Atomwaffen und 
Angriffskriege“, UZ vom 8.4.2016, S. 5 

Die Beteiligung der DKP an der Kam¬ 
pagne gegen die Atomwaffen in Bü¬ 
chel - zusammen mit Genossinnen und 
Genossen aus Belgien, Luxemburg und 
den Niederlanden - sollten wir mit allen 
Kräften unterstützen. Ich habe im ver¬ 
gangenen Jahr an Aktionen in Büchel 
teilgenommen und werde vom 25. bis 
28. Mai auf jeden Fall dabei sein. Mei¬ 
ne Erfahrung: Vor Ort gibt es Möglich¬ 
keiten des Protestes, wenn auch wegen 
der einsamen Lage nicht sehr viele. Die 
Mahnwache am Camp gegenüber dem 
Fliegerhorst Büchel ist eine davon. Die 
Öffentlichkeit: vorbeifahrende Ver¬ 
kehrsteilnehmer. Bei Aktionen in der 
nächstgrößeren Stadt sind wahrschein¬ 
lich mehr Menschen zu erreichen. 

In vier Präsenztagen wie vorgesehen 
sollte beides möglich sein. Wer etwas 
mehr „Sand im Getriebe“ sein will, leis¬ 


tet gewaltfreien Widerstand, indem er 
oder sie den Zugang zum Fliegerhorst 
„erschwert“. Wir haben das im vorigen 
Jahr an zwei Tagen erfolgreich durchge¬ 
führt, obwohl wir nur eine kleine Grup¬ 
pe waren. Mit Verstärkung durch Akti¬ 
ve vom Versöhnungsbund waren zwei 
Stunden lang sogar alle Ausweichtore 
blockiert. Zu wünschen wäre, dass sich 
möglichst viele Gruppen der diesjähri¬ 
gen 20 Wochen langen Kampagne dazu 
entschließen könnten „Sand im Getrie¬ 
be“ zu sein, und ich hoffe, wir sind dabei. 

Noch eine Anmerkung ist mir wich¬ 
tig: die Forderung nach Auflösung der 
NATO sollte keine Forderung der DKP 
sein. An wen richtet sie sich? An alle 
28 Mitgliedsstaaten? An die USA, die 
Hauptmacht des Kriegsbündnisses? 
Wir sollten unsere Forderung an die 
deutsche Regierung richten, und die 
kann nur sein: die aggressive Außen- 
und „Sicherheits“-Politik zu beenden, 
die Militär- und Interventionspolitik 


der NATO nicht weiter zu unterstützen 
und aus der NATO auszutreten, mit der 
Konsequenz, dass auch die NATO- und 
US-Stützpunkte in Deutschland aufge¬ 
löst werden müssen. 

B. Majd Amin, Berlin 

Wahrheit aus Zeiten des 
Kalten Krieges 

Betr.: „Als die DDR-Hymne zweimal 
gespielt wurde“, 

UZ vom 1.4.2016, S. 16 

Kein Aprilscherz, sondern bittere Wahr¬ 
heit aus Zeiten des Kalten Krieges. 

Klaus Huhn hat wieder einmal klug 
formuliert und richtig getroffen! Im 
Rechtsstaat BRD darf der 5:0-Sieg der 
DDR gegen die BRD während der Eis¬ 
hockey-Weltmeisterschaft am 12. März 
1961 in der Schweiz, auch wenn er nur 
auf dem Berichtsbogen stand, nicht ver¬ 
gessen werden. 

Klaus Emmerich , Edertal-Mehlen 


UZ-Pressefest 2016 


Das Tagebuch 

Mittwoch, 30 . März 2016 

Was unsere Auf bauhelf er/innen alles 
leisten, stand in der letzten Tagebuch¬ 
ausgabe. Es ist viel! Dazu braucht man 
eine tolle Truppe. Manche von unseren 
Helfern sind schon seit den ersten Pres¬ 
sefesten in Düsseldorf dabei. Und es 
macht Spaß, in einem so großen Kollek¬ 
tiv zu arbeiten, gegenseitig sich zu un¬ 
terstützen und ab und zu auch mal ein 
wenig zu feiern. Wer sich in der Regel 
als erster anmeldet, ist auch klar: „Hallo 
Freunde und Genossen: Hier meldet sich 
der dicke Staplerfahrer aus Wülfrath. Ich 
wollte mich sicherheitshalber zum Auf¬ 
bau anmelden. Ich bin wie immer einer 



der ersten und einer der letzten. Meine 
Adresse habt ihr ja, lautet manitoul. Wa¬ 
rum kann man die Bilder der vorherigen 
Feste nicht mehr sehen?“ 

Als Erklärung: Manitou ist der Her¬ 
steller des Geländestaplers, dem Gerät, 
ohne das wir den Aufbau nicht bewerk¬ 
stelligen könnten und bei den Bildern gibt 


es technische Schwierigkeiten, die aber 
jetzt gelöst werden können. Samy, herz¬ 
lich willkommen. Danke für deine Hilfe. 
Ein weiterer Anruf kam aus Hamburg: 
Hier ist Ingolf S., ich möchte nach vie¬ 
len Jahren wieder beim Auf- und Abbau 
helfen. Sag mir bitte, für wann ich Urlaub 
nehmen soll. Ingolf hat früher bei vielen 
Festen und Festivals geholfen, schön, dass 
er wieder kommt. Der Kern unserer Auf- 
baugruppe hat sich schon angemeldet. Ich 
freue mich drauf. Ohne euch wäre ein rei¬ 
bungsloser Aufbau nur schwer möglich. 
Das wird wieder ein tolles Erlebnis, mit 
so einer kollektiven Gruppe zu arbeiten. 
Aber uns fehlen noch neue Helfer/innen: 
Wir suchen noch Freunde und Genossen/ 
innen für die Logistik mit den Getränken, 
also mit Erfahrung mit Zapfanlagen, Aus¬ 
schank und Logistik. Weiter Belastbare 
für die Ausgabe vom Leihgeschirr und 
das Spülmobil. Eine ganz wichtige Auf¬ 
gabe, wir dürfen ja kein Plastikgeschirr 
verwenden. LKW- und Gabelstaplerfah¬ 
rer werden auch noch gesucht, genauso 
Helfer/innen für den allgemeinen Auf- 
und besonders Abbau! Meldet euch bit¬ 
te: uz-pressefest@dkp.de oder unter 0201 
1778890. 

Montag, 4 . April 2016 

Heute ist unserer Tag bei der Stadt 
Dortmund und bei der Leitung vom 
Revierpark Wischlingen. Wir müssen 
viele Anträge stellen, für die Bauab¬ 
nahme, eine Erlaubnis für Immissionen 
(Lautstärke!), eine Ausschankgenehmi¬ 
gung, eine Anmeldung für die Lebens¬ 
mittelausgabe usw. Der Revierpark un¬ 
terstützt uns bei den vielen Regularien 
und bei der Durchführung unseres Fes¬ 
tes. Wir können alle Probleme anspre¬ 
chen und finden immer eine gute Lö¬ 
sung. Die Leitung des Parks und die vie¬ 
len Angestellten sind für uns eine große 
Hilfe, dafür ein großes Dankeschön. 


Samstag, 9 . April 2016 

Heute ist Pause bei der Vorbereitung 
unseres Festes. Es ist ein herrlicher 
Sonnentag und wir beschließen spon¬ 
tan, einen Ausflug in den Skulpturen¬ 
park nach Wuppertal zu machen. Im 
Park und in den Gebäuden befinden 
sich viele moderne Skulpturen von 
Craggs, Moore, Kiecol und anderen. 
Er liegt über dem Tal der Wupper im 
Waldgebiet Christbusch zwischen den 
Stadtzentren Elberfeld und Barmen. 
Stetig ansteigend erstreckt er sich über 
eine Fläche von zwölf Hektar bis in ei¬ 
nen der vielen Hangwälder, von denen 
Wuppertal umgeben ist. Alte Laub¬ 
bäume säumen die lange Serpentinen¬ 
straße, die zum Parkgelände führt. Auf 
den Wegeböschungen der Zufahrt wer¬ 
den einzelne Skulpturen Tony Craggs 
gezeigt. Schon der Park ist einen Be¬ 
such wert, ganz viele verschiedene alte 
Laubbäume. Eine Plastik hat uns be¬ 
sonders gefallen, sie stammt von Kie¬ 
col und heißt Bundesbank. Sie zeigt, 
wie die Banken das Geld scheffeln. So 
ist zumindest unsere Interpretation der 
Skulptur. Es macht Spaß im Park her¬ 
umzulaufen und über die Ausstellungs¬ 
stücke zu diskutieren- Wermutstropfen 
10 Euro Eintritt, 8 Euro ermäßigt. Aber 
es lohnt sich. 

Montag, 10 . April 

Der Alltag hat uns wieder. 

Wir freuen uns auf eure abgerechne¬ 
ten Solibuttons,, auf eure Anmeldun¬ 
gen als Helfer/innen, auf euer Pro¬ 
gramm und Teilnahme, auf Anregun¬ 
gen (könnte noch mehr sein) und auf 
Kritik (ist aber noch nicht viel gekom¬ 
men). 

Weiter so, lasst uns gemeinsam dafür 
sorgen, dass es ein großer Erfolg wird. 

Ulrich Abczynski 
Technischer Leiter 


Termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 15. APR 


Hannover: „Angriff der EU auf die griechi¬ 
sche Demokratie - Widerstand der griechi¬ 
schen Bevölkerung gegen die Troika. “Vortrag 
von Emmanuel Korakis, Mitglied der KKE, mit 
anschließender Diskussion. Veranstaltung der 
DKP Hannover und der KKE Hannover. DKP- 
Büro, Göttinger Straße 58,18.00 Uhr. 

Fulda: Jürgen Roth liest: „Der tiefe Staat“, 
anschließend Diskussion des Veranstalters 
„Bündnis Fulda stellt sich quer e.V.“. Muse¬ 
umscafe, Jesuitenplatz 2,19.30 Uhr. 


SA ★ 16 APR 


Suhl: „Die Positionen der DKP unter den 
aktuellen Klassenkampfbedingungen der 
BRD.“ Diskussionsveranstaltung der Rot- 
Fuchs-Regionalgruppe Suhl und Umge¬ 
bung mit Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP. Vereinshaus (ehemaliges Waisenhaus), 
Neundorfer Straße 25,17.00 Uhr. 


SO ★ 17. APR 


Nürnberg: Bezirksaktivtagung der DKP 
Nordbayern. Bitte Mitgliedsbücher mitbrin¬ 
gen! „Nachbarschaftshaus Gostenhof“, 
Adam-Klein-Straße 6,10.30 Uhr bis 16.30 
Uhr (Einlass ab 10.00 Uhr). 


MO ★18. APR 


Münster: „Unbeugsam & Widerständig - 
Die Radikale Linke in Deutschland seit 
1989/90.“ Vortrags- und Diskussionsver¬ 
anstaltung mit Ulrich Peters (Berlin). Kul- 
turKneipe F24, Frauenstraße 24,20.30 Uhr. 


Dl ★ 19. APR 


Duisburg: „Wahlergebnisse und Aufstieg 
derAfD“ sowie Vorbereitung des 1. Mai und 
des UZ-Pressefestes, Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP. Falkenheim in Duisburg-Duis- 
sern, Duissernstraße 98,19.00 Uhr. 

Rostock: Roter Stammtisch Rostock - UZ- 
Lesertreff. Cafe Marat, Doberaner Straße 21, 
19.00 Uhr. 


Ml ★ 20. APR 


Dortmund: „Historische Arbeit vor Ort“, Se¬ 
niorenarbeitskreis der DKP. Z, Oesterholz- 
straße 27,14.30 Uhr. 

Dortmund: Treffen SDAJ und DKP zur Vor¬ 
bereitung der Aktionen zum 4. Juni. Z, Oes¬ 
terholzstraße 27,19.00 Uhr. 


DO ★ 21. APR 


Brandenburg: „Nato - vom Militär- zum 
Kriegspakt. Herausforderung für Friedenspo¬ 
litik und Friedensbewegung.“ Alexander Neu 
(MdB Partei „Die Linke“) spricht auf einer 
gemeinsamen Veranstaltung des Kreisver¬ 
bandes der Partei „Die Linke“ Brandenburg 
an der Havel, RotFuchs Föderverein und DKP 


Brandenburg. Fontane Club, Gelber Saal, Rit- 
terstraße 69,17.00 Uhr._ 

Nürnberg: „Organisationsprinzipien einer 
Kommunistischen Partei - Kritik und Selbst¬ 
kritik“ . Gruppenabend der DKP. Rotes Zen¬ 
trum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


DO ★ 28. APR 


Marburg: „Vom faschistischen Bewusstsein 
zum .Lachen der Täter’ - Massenpsycho¬ 
logie, Männerphantasien, Mörderlächeln“, 
Veranstaltung der DKP Marburg-Biedenkopf 
und der SDAJ Marburg-Gießen mit Christian 
Mark (DKP) im Rahmen der Veranstaltungs¬ 
reihe „Damals wie heute gilt: Nie wieder 
Faschismus!“. Gewerkschaftshaus, Käte- 
Dinnebier-Saal, Bahnhofstraße 6,19.30 Uhr. 

Köln: „Ergebnisse des 21. Parteitag der 
DKP“, gemeinsame Veranstaltung der DKP 
Grundorganisationen Köln-Kalk, Köln-Mül¬ 
heim und Köln-Porz mit Patrik Köbele, Vor¬ 
sitzender der DKP. Bürgerhaus MüTZe, Ber- 
liner Straße 77, Saal 1,1. Etage. 19.00 Uhr. 

Dortmund: „Lenin und die Syrienfrage“, 
Diskussionsveranstaltung der DKP. Z, Oes- 
terholzstraße 27,19.00 Uhr._ 

Nürnberg: „Kommunalpolitik - Neues aus 
dem Stadtrat“, Gruppenabend der DKP. Ro¬ 
tes Zentrum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


SA ★ 30. APR 


Karlsruhe: Vormaifeier der DKP. Jürgen 
Lloyd, Leiter der Karl-Liebknecht-Schule 
spricht zum Thema „Antifaschistische Stra¬ 
tegien heute“, Politisches Kabarett mit „Kri¬ 
senstimmung“ . „Walhalla“ .Augartenstraße 
27,17.00 Uhr. 

Die Grundlagen unserer Politik 

Einführungslehrgang an der Karl-Lieb¬ 
knecht-Schule der DKP. DO 26. Mai bis SO 
29. Mai. Grundlagenschulung (nicht nur) für 
Anfänger. Referent: Jürgen Lloyd 
Um rechtzeitige (!) Anmeldung wird gebe¬ 
ten (Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht- 
schule.org) 

Geschichte der Berufsverbote 

Eine Wanderausstellung zur Geschichte der 
Berufsverbote in der Bundesrepublik ist im 
Clara-Zetkin-Haus vom 12. April bis zum 
8. Mai 2016 zu sehen. Gorch-Fock-Straße 
26, Stuttgart-Sillenbuch. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in die 
UZ! Bitte so schnell wie möglich, spätestens am 
Freitag eine Woche vor dem Erscheinungster¬ 
min der entsprechenden Ausgabe der UZ, mög¬ 
lichst auch mit Angabe des Themas der Veran¬ 
staltung an termine@unsere-zeit.de oder UZ- 
Redaktion, Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Dorf des Widerstands beim UZ-Pressefest 2016 

Die DKP Südbayern, Saarland und Rheinland Pfalz wollen auf dem Pressefest 2016 ge¬ 
meinsam ein „Dorf des Widerstands“ aufbauen. 

Neben den „pressefestüblichen“ Elementen (Zelt, Bühne für Kulturprogramm ...) sollen 
in dem „Dorf“ Gestaltungselemente aus verschiedenen Widerstandsaktionen präsen¬ 
tiert werden. 

Z.B. aus den Anti-Siko-Aktionen die Schilder „Blutlinie der NATO“, ein symbolischer 
Flüchtlingszaun mit dem gegen die Flüchtlingspolitik der EU protestiert wird, ein großes 
trojanisches Pferd, mit dem gegen TTIP demonstriert wird, ein Atommüllfass und vie¬ 
les anderes mehr. In Diskussionsrunden soll u.a. über Positionen zur EU, zur Situation 
in Griechenland oder den Streikerfahrungen der vergangenen Jahre beraten werden. 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 



Ich komme zum Pressefest... 


„... weil ich mich mit Gleichge¬ 
sinnten über die Herausforde¬ 
rungen an linke Politik aus- 
tauschen und gemeinsam ein 
wenig feiern möchte “ 


Klaus Bartl, Chemnitz , Stellvertretender Vorsitzender der sächsischen Links¬ 
fraktion und deren Rechtspolitischer Sprecher 



Stoppt den 
Staatsterror der AKP! 


Antifaschismus ist international! 

Zahlreiche türkische und kurdische 
Organisationen sowie weitere Antifa¬ 
schistinnen und Antifaschisten, darunter 
Mitglieder der DKP, beteiligten sich vom 
8. bis zum 11. April in verschiedenen 
Städten, von Mönchengladbach bis 
Berlin, an Aktionen. Sie erhoben ihre 
Stimme - wie es im Aufruf hieß -„gegen 
Faschismus, gegen das diktatorische 
AKP-Regime,für Frieden und Freund¬ 
schaft zwischen den Völkern“ für Presse 
und Meinungsfreiheit. 


Bild links: 

Auftakt auf dem Düsseldorfer Haupt¬ 
bahnhof am 9. April zur Weiterfahrt 
nach Köln. Die DKP gehörte zu den 
Mitunterzeichnern des Aufrufs. 


Foto: Bettina Ohnesorge 


Neue Milliarden für kommerzielle Anbieter 

Seit über 15 Jahren ist die ISS in Betrieb und soll es bis 2024 bleiben 



Die ISS nach dem Andocken eines Zubringers 


A m dunklen, klaren Nachthimmel 
kann man sie derzeit in Mittel¬ 
europa auf ihrer Bahn von Süd¬ 
england über Nordfrankreich bis Süd¬ 
deutschland, Österreich und Ungarn 
beobachten: Die internationale Raum¬ 
station ISS (International Space Sta¬ 
tion), ein Beispiel für erfolgreiche in¬ 
ternationale Zusammenarbeit. Trotz 
mancher Konflikte und auch proble¬ 
matischer politischer Beziehungen zwi¬ 
schen den USA und Russland sowie der 
Sanktionen der USA, der EU und an¬ 
dere gegen Russland, arbeitet man im 
All nach wie vor zusammen und ge¬ 
meinsam mit anderen. China ist, auch 
weil die USA eine Zusammenarbeit 
abgelehnt hatten, nicht beteiligt, nahm 
stattdessen 2011 eine eigene kleine Sta¬ 
tion in Betrieb. 

Saljut und Mir 

Einst war es vor allem die Sowjetunion, 
die mit ihren Saljut-Stationen (1971 bis 
1986) und dann mit der Mir (ab 1986, 
2001 wurde die Station gezielt über 
unbewohntem Gebiet zum Absturz ge¬ 
bracht) im erdnahen Weltraum „Pio¬ 
nierarbeit“ verrichtete. Die USA hatten 
nach einem kurzen Versuch mit Skylab 
(1973 bis 1979) andere Prioritäten ge¬ 
setzt: Am 12. April 1981 startete mit der 
„Columbia“ das erste Space Shuttle. 

Am 13. März 1986 erreichte die ers¬ 
te Besatzung die Mir. Leonid Kisim und 
Wladimir Solowjew starteten Anfang 
Mai von der Mir mit der Sojus T-15 zur 
Raumstation Saljut 7, die sie am 6. Mai 
erreichten. Nach 50 Tagen Aufenthalt 
auf Saljut 7 kehrte die Besatzung von 
Sojus T-15 mit dem Sojus-Raumschiff 
zurück zur Raumstation Mir und nahm 


dabei wissenschaftliches Material mit. 
Dies waren bislang die einzigen jemals 
ausgeführten Flüge zwischen zwei 
Raumstationen. 

Die Mir war die erste komplexe, 
d.h. aus mehren Modulen zusammen¬ 
gesetzte Station. Zu ihr flogen - wie zu¬ 
vor zu den Saljut-Stationen nicht nur 
Bürgerinnen und Bürger der Sowjet¬ 
union bzw. Russlands, sondern auch in¬ 
ternationale Besatzungen. 1995 startet 
der erste amerikanische Astronaut zur 
Mir, noch von Baikonur aus, mit einem 
Sojus-Raumschiff. Bereits im Juli des 
gleichen Jahres begannen die Shuttle- 
Mir-Missionen. 

Doch es wurde bald klar, dass die 
Mir den neuen Anforderungen nicht 


genügte - weder was die technische 
Ausstattung betraf noch den Platz. Zu¬ 
dem häuften sich Pannen. Schon in den 
90er Jahren begannen die Planungen 
für eine internationale Raumstation, 
die letztlich den Namen „ISS“ erhielt. 
Der Bau begann 1998. 

Forschung und - möglicherweise - 
zunehmend mehrTouristen 

Seit über 15 Jahren ist die ISS nun 
in Betrieb. Sie wird von den Raum¬ 
fahrtbehörden der USA, Russlands, 
Kanadas und Japans sowie von der 
europäischen Raumfahrtagentur Esa 
betrieben. Bis 2011 wurde die Stati¬ 
on erweitert. Und schon jetzt ist die 
ISS das größte künstliche Objekt im 


Erdorbit. Sie umkreist in ca. 400 km 
Höhe alle 92 min. um die Erde und 
hat mittlerweile eine Ausdehnung von 
etwa 110 m x 100 m x 30 m erreicht. 

Nach einer Aufbauphase zwischen 
1998 und 2000 sowie der Versorgung 
der Station mit Luft und Lebensmit¬ 
teln konnte Anfang November 2000 
die erste Langzeitbesatzung mit Wil¬ 
liam Shepard (USA), Juri Gidsenko 
und Sergei Krikaljow (beide Russ¬ 
land) in die Raumstation einziehen. 
Sie waren mit der russischen Sojus 
TM-31 vom Raumfahrthafen Baiko¬ 
nur zur Station gestartet. 

Seit dem 2. November 2000 wech¬ 
seln sich die internationalen Besat¬ 
zungen ab - es sind vor allem russische 
Kosmonautinnen und Kosmonauten, 
US-amerikanische Astronautinnen 
und Astronauten, Vertreter der ESA, 
der Europäischen Raumfahrtagentur, 
Kanadier und Japaner, die auf der Sta¬ 
tion arbeiten. Dabei bleiben - je nach 
Aufgabe - die einen nur kurze Zeit, 
andere Monate. 

Am 18. März startete die bislang 47. 
Mission mit sechs Besatzungsmitglie¬ 
dern zur Station. Im Juni soll es Missi¬ 
on 48 geben. Voraussichtlich wird die 
ISS noch bis zum Jahr 2024 Besuch 
erhalten, werden Wissenschaftler und 
Ingeneure - Männer und Frauen (bis¬ 
lang 33) - kürzere oder längere Zeit 
auf ihr arbeiten und verschiedene For- 
schungs- oder Wartungsaufgaben aus¬ 
führen. Ab und zu wird auch ein Tou¬ 
rist bzw. eine Touristin an Bord sein. 
Vielleicht sogar öfter als bisher. 

Was danach kommt, ist noch nicht 
klar. Noch 2015 hieß es, dass Russland 
bis 2023 eine eigene Raumstation in 
den Orbit bringen wolle. Heute wirbt 
der Chef der russischen Raumfahrt¬ 
behörde Roskosmos, Igor Komarow, 
für ein neues internationales Gemein¬ 
schaftsprojekt. Es fehlt offenbar an 
Geld für eine geplante eigene Welt¬ 
raumstation „Mir 2“. 

Kommerzielle „Zulieferer“ 

Nach dem Ende der Space-Shuttle- 
Missionen mussten die russische Sal- 
jut-Raumschiffe den Transport der 
Besatzungen übernehmen. Bereits 
seit Jahren bemüht sich die US-ame¬ 
rikanische NASA um Ersatz - bislang 
wenig erfolgreich. Nur Transportflüge 
konnten durch die Einbeziehung pri¬ 
vater Anbieter weitgehend gesichert 
werden. Doch es gab und gibt Proble¬ 
me. Im Oktober 2014 explodierte Or¬ 
bitals „Cygnus“-Frachter beim Start. 
Im Juni 2015 zerbrach ein „Dragon“- 
Frachter von SpaceX auf dem Weg 
zur ISS. 

Anfang 2016 erhielten allerdings 
drei Firmen Milliardenaufträge für 
die nächsten Jahre, denn das NASA- 
Budget schrumpft: Es sind die Firmen 
SpaceX, Orbital und Sierra Nevada. Si¬ 
erra Nevada arbeitet an einem Frach¬ 
ter nach Shuttle-Konzept. Diese Fir¬ 
men seien in den Jahren 2018 bis 2024 
für die unbemannten ISS-Frachtflüge 


verantwortlich, erklärte ein Nasa-Ver¬ 
treter. Beginnen soll die erste Mission 
2019. 

Die „Washington Post“ schrieb laut 
„Die Welt“ vom 15. Januar von einem 
möglichen Vertragsvolumen von insge¬ 
samt 14 Milliarden Dollar. Die Konkur¬ 
renz nimmt zu. 

Doch es geht nicht nur um den 
Transport: Bis 2011 wurde die ISS stän¬ 
dig durch Versorgungs-, Wohn- bzw. 
Forschungsmodule erweitert, die die 
NASA, die russische Raumfahrtagen¬ 
tur, die ESA bzw. einzelne der betei¬ 
ligten Länder gebaut hatten. Jetzt erst 
soll ein weiteres - „exotisches“ - Bau¬ 
teil folgen. Die amerikanische Firma 
Bigelow Aerospace will - eine Premie¬ 
re - mit einem aufblasbaren Modul an 
die Station andocken. Was damit ge¬ 
schehen soll, ist unklar. 

Bigelow Aerospace möchte übri¬ 
gens ein Hotel im Weltraum, ein Ur¬ 
laubsressort in der Umlaufbahn für 
zahlungskräftige Weltraumtouristen 
betreiben, und plant das auch für die 
Zukunft. Die Module dafür sind fertig; 
zwei umkreisen bereits seit mehr als 
neun Jahren die Erde. 

Nur: Das Hotel ist bislang nicht 
eröffnet. Es fehlen derzeit die techni¬ 
schen Möglichkeiten, d.h. vor allem die 
Transportmittel für die „Urlaubsuchen¬ 
den“. Doch es könnte ein Geschäft für 
die Zukunft sein. 

Noch sind alle Versuche verschie¬ 
dener Firmen wie SpaceX oder Boe¬ 
ing, entsprechende Mittel für den kom¬ 
merziellen Astronauten- und Tourisen- 
transport in den erdnahen Weltraum zu 
entwickeln und damit auch eigene wei¬ 
tergehende Projekte zu verwirklichen, 
nicht erfolgreich. Es reicht bislang nur 
für den Transport von Satelliten in den 
erdnahen Orbit und darüber hinaus 
oder von Material für die internatio¬ 
nale Raumstation ...Das aber könnte 
sich bald ändern. Nina Hager 


Der rote Kanal 


Gabriel Gar da Marquez, D 2016 

Der Dokumentarfilm zeichnet bio¬ 
grafische Stationen des Sozialisten 
und Nobelpreisträgers nach. Gegen 
zahlreiche Anfeindungen hielt Mar¬ 
quez bis zu seinem Tod 2014 an sei¬ 
ner Unterstützung für das revoluti¬ 
onäre Kuba und seiner Freundschaft 
zu Fidel Castro fest. 

So., 17.4., 22.35-0.05 Uhr, arte 

Das Comeback der Rüs¬ 
tungsindustrie, D 2016 

Sie war nie weg - die deutsche Rüs¬ 
tungsindustrie. Doch seit 2001 ex¬ 
plodieren die Gewinne. 

Mo., 18.4., 23.30-0.15 Uhr, ard 

Professor Mamlock, DDR 1961 

1933: Der jüdische Chefarzt Mam¬ 
lock ignoriert alle Warnungen vor 
den Nazis ... 

Mo., 18.4., 23.55-1.36 Uhr, mdr 














